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>OSZE zuerst< 
Die Neugestaltung des Verhältnisses zwischen UN und OSZE 

Der grundlegende Wandel, den die letzten sechs Jahre mit sich 
brachten, hat sich auch auf das wechselseitige Verhältnis von Welt­
organisation und Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE) ausgewirkt. Hatte sich 1992 die europäisch-nord­
amerikanische KSZE zur regionalen Abmachung< im Sinne des Ka­
pitels VIII der Charta der Vereinten Nationen erklärt und war im 
gleichen Jahr als solche von der Generalversammlung der Vereinten 
Nationen anerkannt worden,1 so wurde im Jahr darauf die Zusam­
menarbeit mit der Zuerkennung des Beobachterstatus2 noch intensi­
viert. Ihre eigene Verfestigung hat die KSZE durch die seit dem 1 .Ja­
nuar dieses Jahres gültige Bezeichnung unterstrichen: Organisation 
für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa (OSZE). Eine Arbeits­
teilung und gegenseitige Ergänzung zwischen Welt- und Regionalor­
ganisation zeichnet sich ab; die klassische Debatte um Universalis­
mus und Regionalismus erhält neuen Stoff. Doch erscheinen Be­
fürchtungen überzogen, hier entstehe eine Institution der nördlichen 
Halbkugel, in der die (mehr oder minder) Reichen ihre Probleme lö­
sten, während einer (geschwächten) universellen Organisation die 
Restzuständigkeit für die übrige Welt und die zahlreichen Konflikte 
der Armen verbliebe. Eher läßt sich die neue OSZE als die sinnvolle 
Anwendung des Subsidiaritätsprinzips - was vor Ort gelöst werden 
kann, auch vor Ort zu lösen - auf die internationalen Beziehungen 
ansehen. An lösungsbedürftigen Problemen wird es dabei auf länge­
re Sicht auch innerhalb dieser »Sicherheitsstruktur, die Staaten von 
Vancouver bis Wladiwostok umspannt« nicht mangeln: »Die meisten 
Spuren des kalten Krieges sind verweht. ... Doch der Weg zu einer 
stabilen Demokratie, einer gut funktionierenden Marktwirtschaft 
und sozialer Gerechtigkeit ist steinig«, haben die Staats- und Regie­
rungschefs der KSZE-Teilnehmerstaaten auf ihrem Treffen am 5. 
und 6. Dezember 1994 in Budapest festgehalten.3 

Die Überlastung des Sicherheitsrats 

Auf die dramatisch angewachsene Belastung der Vereinten Nationen 
durch Maßnahmen zur Erhaltung von Frieden und Sicherheit hat zu 
Jahresbeginn Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali in seinem er­
gänzenden Bericht 4 zur >Agenda für den Friedend hingewiesen und 
Zahlen genannt. Das dafür hauptverantwortliche Organ, der Sicher­
heitsrat, ist naturgemäß davon am stärksten betroffen. Aus einem 
früher nur sporadisch und bei Bedarf zusammentretenden Gremium 
ist seit dem Ende des Ost-West-Konflikts eine permanent und fast 
täglich tagende Dauerkonferenz geworden. Die daraus resultierende 
Überbeanspruchung machen die folgenden Zahlen deutlich: 

Art der Tätigkeit 1988 1994 

Resolutionen 20 77 

Erklärungen des 
Ratspräsidenten 8 82 

öffentliche 
Sitzungen 5b 163 

nicht-öffentliche 
Sitzungen6 62 270 

H E R B E R T H O N S O W I T Z 

Hinzu kommt eine Vielzahl weiterer, von der Öffentlichkeit nicht 
wahrnehmbarer Aktivitäten, die sich auf rund zwei Dutzend global 
verstreuter Konflikte beziehen. Es sind dies zum Beispiel Sitzungen 
der Sanktionsausschüsse, Treffen mit truppenstellenden Ländern, 
Konsultationen mit den von der Befassung im Sicherheitsrat betrof­
fenen Staaten, Abstimmung mit einzelnen Gruppen (wie etwa den 
Ungebundenen) und unter einzelnen Gruppen innerhalb des Rates, 
vor allem im Kreis der Ständigen Mitglieder. Es ist offensichtlich, 
daß der Sicherheitsrat damit die Grenzen seiner Belastungsfähigkeit 
erreicht hat. Insbesondere kleinere Staaten unter seinen Mitgliedern, 
die kaum über diplomatisches Personal verfügen, müssen unter die­
sen Umständen qualitative Einschränkungen ihrer Arbeit in Kauf 
nehmen. Auch das UN-Sekretariat, das trotz der von Boutros-Ghali 
eingeleiteten Umorganisation in den Schlüsselfeldern Politik und 
friedenserhaltende Maßnahmen mit erstaunlich geringer Mann­
schaftsstärke operiert (der ein erhebliches Überangebot in weniger 
arbeitsträchtigen Aufgabengebieten gegenübersteht), muß zwangs­
läufig unter dieser Entwicklung leiden. 
Die Ursachen der Überbeanspruchung des Sicherheitsrats sind be­
kannt: 
- Aufhebung der langjährigen Blockade seiner Arbeit durch das 

Ende des Ost-West-Konflikts; 
- neue Regionalkonflikte, die unter dem Eis des Kalten Krieges 

eingefroren waren oder durch Staatszerfall und Sezession neu 
entstanden sind (vor allem auf dem Boden der früheren Sowjet­
union); 

- neue Konfliktursachen zumeist innerstaatlicher, ethnischer und 
religiöser Art; 

- infolgedessen Anstieg der Zahl der friedenserhaltenden Opera­
tionen; 

- neuartige Konzeptionen und Aufgabenstellungen für diese Ope­
rationen (unter anderem humanitäre Hilfe und humanitäre Inter­
ventionen, Übernahme von Regierungsfunktionen, Rückführung 
von Flüchtlingen, Durchführung und Überwachung von Wahlen, 
Einrichtung von Sicherheitszonen); 

- und schließlich der ungleich stärkere Rückgriff auf militärische 
und wirtschaftliche Zwangsmaßnahmen unter Kapitel V I I 

Autoren dieser Ausgabe 

Dr. Hans Arnold, geb. 1923,1951-1986 Angehöriger des Auswär­
tigen Dienstes der Bundesrepublik Deutschland (zuletzt als Ständi­
ger Vertreter bei den Vereinten Nationen in Genf), lebt heute als Pu­
blizist bei München. 

Dr. Herbert Honsowitz, geb. 1944, leitet das OSZE-Referat im 
Auswärtigen Amt. 1989-1992 war er Direktor des Informationsdien­
stes der Vereinten Nationen in Wien. 

Georg Lührs, Dipl.-Volksw., geb. 1941, ist im für Umwelt- und Res­
sourcenschutz zuständigen Referat des Bundesministeriums für wirt­
schaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung tätig. 

Dr. Christian Si grist, geb. 1935, ist Professor für Soziologie an der 
Universität Münster. Forschungen und Veröffentlichungen zur 
Soziologie der Herrschaft sowie zu Fragen der Ethnizität und der 
Sozialstruktur von Agrargesellschaften. 
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Im Plenum der UN-Generalversammlung ergriff der Generalsekretär der 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Wilhelm Höynck, 
erstmals am 16. November 1993 das Wort (unser Bild); vorangegangen war 
einen Monat zuvor die Zuerkennung des Beobachterstatus. 

(>Maßnahmen bei Bedrohung oder Bruch des Friedens und bei 
Angriffshandlungen<) der UN-Charta. 

Boutros-Ghali stellt in seinem Fortschrittsbericht zu Recht fest, daß 
diese Entwicklung kein Anlaß zu Frustration und Pessimismus ist. 
Die Vereinten Nationen haben in den letzten Jahren mehr erreicht 
und sind dem Ideal eines kollektiven Sicherheitssystems näher ge­
kommen als irgendwann zuvor in ihrer Geschichte. Die Großmächte 
haben politisch und wirtschaftlich in Relation zur übrigen Staaten­
welt etwas an Macht und Einfluß verloren und bedürfen heute stärker 
der multilateralen Institutionen zur Durchsetzung ihrer Interessen. 
Andererseits ist zu befürchten, daß die derzeitige Hochphase der en­
gen und harmonischen Zusammenarbeit im Sicherheitsrat nicht auf 
Dauer zu konservieren ist. Es ist ferner unverkennbar, daß die finan­
ziellen und personellen Lasten der friedenserhaltenden Maßnahmen 
und die damit verbundenen politisch-militärischen Risiken für die 
Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen ein kritisches Ausmaß er­
reicht haben. Unabhängig vom Ausgang der Initiative der neuen re­
publikanischen Mehrheit im US-Kongreß müssen sich die Vereinten 
Nationen darauf einrichten, daß die USA ihre finanzielle Last zu ver­
ringern suchen und andere nicht in die Lücke springen werden. 
Die beschriebenen Ursachen und Entwicklungen, die zur Überla­
stung der Vereinten Nationen geführt haben, sind zum Teil auch ur­
sächlich für den in jüngster Zeit zu beobachtenden Aufschwung des 
Regionalismus. 

Die Konjunktur des Regionalismus 

Der Gegensatz von Universalismus und Regionalismus hat die Ver­
einten Nationen von Anfang an begleitet.7 In der Charta konnte die 
Rolle der regionalen Einrichtungen wegen der widerstreitenden Vor­
stellungen nur unzureichend festgelegt werden. Das Kapitel V I I I 
(>Regionale Abmachungen^ der UN-Charta ist durch die Abwesen­
heit präziser Bestimmungen und beträchtliche Widersprüchlichkeit 
gekennzeichnet. Das politische Gewicht und die operativen Mög­
lichkeiten der Regionalorganisationen blieben lange Zeit unterent­
wickelt. Die Organisation Amerikanischer Staaten (OAS), die Orga­
nisation der Afrikanischen Einheit (OAU) und die Liga der Arabi­
schen Staaten wurden zwar frühzeitig als regionale Abmachungen 
anerkannt, blieben aber ohne große Wirkung und in gewisser Weise 
abhängig von den Vereinten Nationen. Europa und Asien bleiben 
noch dahinter zurück. A u f dem größten und bei weitem heterogen­

sten Kontinent Asien sind bislang nur rudimentäre Formen wie das 
auf einen bloßen Sicherheitsdialog beschränkte Regionalforum des 
Verbandes Südostasiatischer Nationen (ASEAN Regional Forum) 
entstanden. In dem vom Ost-West-Gegensatz am stärksten betroffe­
nen Europa hat sich erst spät die Sonderformation der KSZE ent­
wickelt. Viel früher entstanden und bis heute von ungleich größerem 
Gewicht sind die supranational angelegte Europäische Gemein­
schaft, die jetzige Europäische Union (EU), und das kollektive Ver­
teidigungsbündnis des Westens, der Nordatlantikpakt (NATO). Für 
beide kommt aus unterschiedlichen Gründen der Status einer regio­
nalen Abmachung im Sinne des Kapitels V I I I der Charta nicht in 
Frage. Die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS) verfügt zwar 
bereits über Beobachterstatus bei der Generalversammlung der Ver­
einten Nationen, aber die Anerkennung als regionale Abmachung ist 
ihr trotz aller Bemühungen der Russischen Föderation bisher versagt 
geblieben. Die merkliche Aufwertung der Regionalorganisationen in 
den letzten Jahren wurde von Generalsekretär Boutros-Ghali in sei­
ner >Agenda für den Frieden< vom Juni 19928 deutlich markiert. Er 
selbst hat mit seinem (seit der Vorlage seiner Dissertation 9 an der 
Sorbonne feststellbaren) Interesse an der Thematik dazu beigetra­
gen. 
Dieser Aufstieg ist zum Teil auf schon erwähnte Faktoren wie den 
rückläufigen globalen Einfluß der Großmächte und die Überlastung 
der Vereinten Nationen zurückzuführen. Die Heranziehung der re­
gionalen Abmachungen zur Wahrung von Weltfrieden und interna­
tionaler Sicherheit entlastet nicht nur die Weltorganisation selbst, 
sondern auch die Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats, die 
großen Beitragszahler und die wichtigsten truppenstellenden Staa­
ten. Sie diversifiziert Lasten, aber auch Verantwortung und Ein­
flußmöglichkeiten. Diese Entwicklung ist zugleich Ausdruck der im 
Entstehen begriffenen globalen Gesellschaft, wie sie Boutros-Ghali 
in seiner Rede vor dem Weltwirtschaftsforum in Davos am 26. Janu­
ar 1995 beschrieben hat. Dezentralisierung, Subsidiaritätsprinzip 
und Demokratisierung auch in der internationalen Politik stehen in 
Wechselbeziehung zu der gleichzeitig erfolgenden rapiden Globali­
sierung. 
Sichtbarer Ausdruck für das sich wandelnde und konkrete Gestalt 
annehmende Verhältnis zwischen den Vereinten Nationen und re­
gionalen Abmachungen war das Treffen in New York vom 1. August 
1994, zu dem der UN-Generalsekretär die politischen und admini­
strativen Spitzen derjenigen Organisationen eingeladen hatte, mit 
denen die Vereinten Nationen auf dem Gebiet von Friedensschaf­
fung und Friedenserhaltung zusammenarbeiten. In seinem ergänzen­
den Bericht zur >Agenda für den Frieden< kündigt Boutros-Ghali 
weitere Treffen dieser Art an. Er verweist auf fünf Formen der Zu­
sammenarbeit, die sich in letzter Zeit herausgebildet haben: 1 0 

- Konsultationen: die traditionelle Form, die auf Vereinbarungen 
und Berichten beruht; 

- diplomatische Unterstützung: Beispiele für Wechselseitigkeit 
mit der OSZE; 

- operative Unterstützung: »Das ausgeprägteste Beispiel ist die 
Bereitstellung von Luftunterstützung durch die N A T O für die 
Schutztruppe der Vereinten Nationen (UNPROFOR) im ehema­
ligen Jugoslawien.«; 

- gemeinsame Dislozierung: Beaufsichtigung einer regionalen 
friedenserhaltenden Maßnahme durch die Vereinten Nationen 
(Beispiele: Georgien und Liberia); 

- gemeinsame Einsätze: Beispiel Haiti (Zusammenarbeit mit der 
OAS). 

Die Transformation der KSZE 

Die Institutionalisierung der KSZE hat Peter Schlotter in dieser Zeit­
schrift ausführlich dargestellt." Diese Verfestigung kulminiert vor-
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läufig in dem Beschluß des Budapester Gipfeltreffens vom Dezem­
ber 1994 zur programmatischen Umbenennung in >Organisation für 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa< (OSZE). Die alte KSZE 
und die U N waren ihrem Wesen nach höchst unterschiedliche Insti­
tutionen. Die Vereinten Nationen sind seit langer Zeit de facto in er­
ster Linie eine Einrichtung für die Probleme der Dritten Welt. Kon­
flikte in West (zum Beispiel Nordirland) und Ost (zum Beispiel Un­
garn 1956) und solche, bei denen Protagonisten von West und Ost 
unmittelbar beteiligt waren (etwa Vietnam und später Afghanistan), 
blieben für die Vereinten Nationen zumeist tabu. Die alte KSZE war 
umgekehrt ein spezifisches Ost-West-Forum. A u f seiner Tagesord­
nung standen in erster Linie Grund- und Strukturfragen des Ost-
West-Verhältnisses, die in den U N wegen der gegenseitigen 
Blockierung der Großmächte nie oder nur am Rande behandelt wur­
den: politische und militärische Sicherheit in Europa (einschließlich 
Grenzfragen und Vertrauensbildender Maßnahmen) , Zusammenar­
beit zwischen den unterschiedlichen Wirtschafts- und Gesellschafts­
systemen in Wirtschaft, Wissenschaft oder Technik sowie in huma­
nitären und Menschenrechtsfragen (menschliche Kontakte, Famili­
enzusammenführung, Reiseerleichterungen). 
Die KSZE schuf in diesen Bereichen Verpflichtungen und Maßstä­
be, die weit über die in den Vereinten Nationen möglichen Normen 
hinausgingen. Erleichtert wurde dies durch das beiderseitige Interes­
se am Erfolg (unter dem Druck des Ost-West-Konflikts und der da­
mit verbundenen nuklearen Bedrohung) sowie den Verzicht auf 
Rechtsverbindlichkeit. Dadurch wurde politisch und psychologisch 
eine Einflußnahme auf den innerstaatlichen Bereich in einem Maße 
möglich und zur Praxis, wie sie in der Weltorganisation auch heute 
noch undenkbar ist. Formal operierte die KSZE als reiner Prozeß, als 
Politik und Diplomatie pur, ohne jegliche organisatorische Struktur 
und Verdinglichung. Von ihr wurden die unmittelbaren Interessen 
einer großen Anzahl von Menschen aufgegriffen. Dies erklärt das 
enorme Interesse von Politikern und Nichtregierungsorganisationen 
am KSZE-Prozeß und seinen Ergebnissen. Zusammen mit dem Me­
dieninteresse trug dies alles zur Entstehung eines Image bei, welches 
die reale Bedeutung der KSZE gelegentlich noch übertraf. 
Die Vereinten Nationen und die alte KSZE wiesen kaum 
Berührungspunkte auf. Institutionell waren sie in keiner Weise mit­
einander verbunden. Selbst personell gab es zwischen diesen beiden 
Kernbereichen multilateraler Diplomatie kaum Durchdringungen 
(was zumindest für den deutschen Auswärtigen Dienst gilt). Das En­
de des Ost-West-Konflikts wirkte sich auf Vereinte Nationen und 
KSZE höchst unterschiedlich aus. Die U N erlebten durch die im ira­
kisch-iranischen Krieg 1987 einsetzende systematische Zusammen­
arbeit der Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats einen Höhenflug. 
Die KSZE hingegen schien ihre Existenzberechtigung im Grunde 
verloren zu haben. »Fossil des Kalten Krieges« und »Auslaufmo­
dell« waren häufig zu vernehmende Charakterisierungen. Mi t der 
>Charta von Paris für ein neues Europa< wurde 1990 der Ost-West-
Konflikt förmlich beendet und die Institutionalisierung der KSZE 
eingeleitet. Dies war ein Preis, den der Westen der Sowjetunion zu 
entrichten sich verpflichtet hatte. 

Die neue KSZE, die erstmals über regelmäßig tagende Gremien und 
minimale Organisationsformen verfügte, wandte sich von der weni­
ger wichtig gewordenen normativen Politik stärker zur operativen 
Politik der Konfliktverhütung und Krisenbewältigung. Sie erlebte 
bei dem Versuch, den ausbrechenden Jugoslawien-Konflikt zu steu­
ern, ein Debakel. Die Verantwortung für die Konfliktregelung muß­
te daraufhin von der EU mit den Vereinten Nationen geteilt werden. 
Dieser Schritt ist den europäischen Mächten nicht leicht gefallen. 
Der heutigen OSZE haftet in der öffentlichen Meinung immer noch 
der Jugoslawien-Makel an. Es bleibt ihr der geringe Trost, daß un­
gleich potentere Organisationen wie EU, N A T O und Vereinte Natio­
nen ebenfalls ihre leidvollen Erfahrungen mit diesem Konflikt ma­

chen mußten. Doch unter dem Eindruck der Jugoslawien-Krise und 
der zahlreichen neu aufbrechenden Konflikte im KSZE-Raum be­
wies die KSZE ein weiteres Mal ihre oft gepriesene Flexibilität und 
beschloß - auf deutsches Betreiben, gegen manche Widerstände -
beim Gipfeltreffen in Helsinki im Juli 1992, sich zu einer regionalen 
Abmachung der Vereinten Nationen im Sinne des Kapitels V I I I der 
UN-Charta zu erklären. Sie schlüpfte damit quasi unter das schüt­
zende Dach der Vereinten Nationen, übernahm aber zugleich auch 
größere Verantwortung für die Sicherheit in Europa. Auch wenn die 
praktische Bedeutung dieses Schrittes zunächst begrenzt blieb, han­
delte es sich um eine richtige, Klarheit und Stabilität vermittelnde 
Entscheidung. 

Die OSZE als regionale Abmachung 

Seit 1992 ist den traditionellen Schwerpunkten militärische Sicher­
heit und menschliche Dimension (Menschenrechte, demokratische 
Strukturen, Rechtsstaatlichkeit) der Bereich Frühwarnung, Konflikt­
prävention und Krisenbewältigung als neues Aufgabengebiet hinzu­
gefügt worden. Dafür werden die politische Legitimation und die 
praktischen Möglichkeiten durch den Status einer regionalen Abma­
chung im Sinne des Kapitels V I I I der UN-Charta verbessert. Die 
Charta räumt regionalen Abmachungen sicherheitspolitische Son­
derfunktionen ein, die allerdings in einem gewissen Spannungsver­
hältnis zu den Vorrechten des Sicherheitsrats stehen. Im Falle der 
OSZE erhält dieser Umstand seine besondere Note dadurch, daß vier 
der fünf Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats in beiden Organi­
sationen Mitglied sind und auf ihre Vorrechte achten. 
Die Möglichkeit zur Durchführung friedenserhaltender Maßnah­
men, die eine regionale Abmachung hat, konnte mangels politischer 
Fortschritte im Berg-Karabach-Konflikt, der von den Vereinten Na­
tionen der KSZE gleichsam als Versuchsterrain überlassen wurde, 
bisher nicht verwirklicht werden. Statt dessen hat die KSZE, aufbau­
end auf ihrer spezifischen Tradition, mit Erfolg innovative Instru­
mente für die Früherkennung und Verhütung von Konflikten ent­
wickelt, die auch in den Vereinten Nationen nicht ihresgleichen ha­
ben: gemeint sind der Hohe Kommissar für nationale Minderheiten 
und die sogenannten Langzeitmissionen. 1 2 

Für die notwendige Entwicklung eines konstruktiven Verhältnisses 
zu den Vereinten Nationen, zu denen bis dahin ja kaum Beziehungen 
bestanden, war die Übernahme des KSZE-Vorsitzes durch Schwe­
den im Dezember 1992 eine glückliche Fügung. Stockholm konnte 
seine guten Beziehungen zu den Vereinten Nationen samt seinen ent­
sprechenden Erfahrungen einbringen; es hatte wegen einer geschei­
terten Kandidatur für den Sicherheitsrat auch die notwendige interne 
Handlungsfreiheit. Die Zusammenarbeit zwischen verschiedenen 
Organisationen wird nämlich nicht nur durch den >sacro egoismo< 
der in ihrem Eigeninteresse unmittelbar betroffenen Sekretariate und 
durch die Versuchung von Staaten beeinträchtigt, die diversen Orga­
nisationen gegeneinander auszuspielen. Als fast noch hinderlicher 
erweisen sich häufig die Auseinandersetzungen innerhalb der natio­
nalen Regierungen zwischen den U N - respektive OSZE-orientierten 
Interessenvertretern (was erfreulicherweise für das deutsche Aus­
wärtige Amt nicht gilt). A u f schwedisches Betreiben wurde am 26. 
Mai 1993 ein Rahmenabkommen zwischen den Vereinten Nationen 
und der KSZE über Koordination und Kooperation abgeschlossen, 
das unter anderem folgende Bestimmungen enthält: 
- regelmäßige Konsultationen zwischen dem UN-Generalsekretär 

und dem amtierenden Vorsitzenden der KSZE; 
- Vertretung der KSZE am Amtssitz der Vereinten Nationen in 

New York und bei dem Büro der U N in Genf durch die UN-Bot­
schaft des jeweils den Vorsitz führenden Landes (umgekehrt hat 
sich das UN-Sekretariat bislang noch nicht dazu entschließen 
können, seine Vertretung bei der OSZE zu regeln); 
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- Austausch von Dokumenten, Entscheidungen und Berichten; 
- Kontakte zur Sicherstellung von Koordination und Vermeidung 

von Doppelarbeit zwischen den Zentralen und im Feld; 
- Kooperationsmöglichkeit bei Berichten, gemeinsamen Missio­

nen und Feldaktivitäten; 
- Zusammenarbeit bei friedenserhaltenden Operationen. 
Von der 48. Generalversammlung der Vereinten Nationen erhielt die 
damalige KSZE 1993 den Beobachterstatus verliehen; dies hat die 
Verabschiedung jährlicher Entschließungen durch die Generalver­
sammlung zur Zusammenarbeit zwischen den Organisationen zur 
Folge, ebenso die Vorlage entsprechenden Berichte durch den U N -
Generalsekretär. Seit 1993 nimmt der Europa-Direktor in der Politi­
schen Hauptabteilung des UN-Sekretariats in New York regelmäßig 
an den Sitzungen des Ausschusses Hoher Beamter der KSZE teil. 
Zwischen dem Genfer Büro der Vereinten Nationen, dem Europarat 
und der OSZE-Troika sind regelmäßige Treffen zur Kooperation 
hinsichtlich der menschlichen Dimension üblich geworden. Führen­
de Vertreter des UN-Sekretariats haben 1994 erstmals die OSZE in 
Wien besucht. 
Insgesamt ist aus dem Stand heraus eine Fülle von Kontakten, Ab­
stimmungen und Konsultationen zwischen den Spitzen und führen­
den Vertretern beider Organisationen geschaffen worden, welche ei­
ne unerläßliche Voraussetzung für die sachliche Zusammenarbeit 
vor allem im Felde sind. 

Praktische Zusammenarbeit zwischen den UN und der OSZE 

Die praktische Zusammenarbeit liegt im Interesse beider Seiten und 
der Staatengemeinschaft, um eine vernünftige Lasten- und Arbeits­
teilung vorzunehmen und die begrenzten Ressourcen der Mitglied­
staaten so zweckmäßig wie möglich einzusetzen, um Synergieeffek­
te zu nutzen, um regionale Interessen und Aspekte angemessen zu 
berücksichtigen und um die politische Legitimität wie die regionale 
Akzeptanz von Beschlüssen zu fördern. Doppelarbeit sollte 
grundsätzlich vermieden werden, da sie Staaten erlaubt, die Organi­
sationen gegeneinander auszuspielen oder >forum hopping< zu be­
treiben. Maßstab für die Zuweisung von Kompetenzen und die Al lo -
kation von Ressourcen sollten die komparativen Vorteile sein, wel­
che die beteiligten Organisationen zu bieten haben. Das Beispiel der 
mühsamen und unbefriedigenden Zusammenarbeit zwischen den 
U N und der N A T O im ehemaligen Jugoslawien zeigt, wie schwierig 
es ist, zwei nach Struktur, Aufgaben, Arbeitsweise und Philosophie 
sehr unterschiedliche Organisationen zusammenzuführen. Zwischen 
den einander viel näher stehenden Institutionen U N und OSZE fällt 
die Bilanz trotz einiger noch vorhandener Schwierigkeiten positiv 
aus. Boutros-Ghali nannte das Verhältnis in seiner Ansprache vor 
dem KSZE-Gipfel in Budapest am 5. Dezember 1994 »eine Bezie­
hung besonderer Art« (und ließ notabene nicht unerwähnt, daß die 
mehr als 50 KSZE-Mitglieder drei Viertel des UN-Haushalts finan­
zieren). 
In Mazedonien haben die Vereinten Nationen erstmals vorbeugend 
Blauhelme stationiert, um ein Übergreifen des Konflikts auch auf 
diese frühere jugoslawische Teilrepublik zu verhindern; die KSZE 
hatte schon davor eine gleichfalls präventiv wirkende Mission ent­
sandt. Beide Missionen haben komplementäre Mandate; ihre Zu­
sammenarbeit ist in einem Abkommen geregelt. 
Im übrigen ehemaligen Jugoslawien spielen die Vereinten Nationen 
eindeutig die führende Rolle. Die KSZE errichtete 1992 ihre erste 
Langzeitmission mit präventivem Mandat in den Minderheitenge­
bieten Serbiens: im Kosovo, in der Wojwodina und im Sandschak. 
Da die KSZE nicht zu einer Statusverbesserung für die wie in den 
Vereinten Nationen suspendierte Bundesrepublik Jugoslawien (Ser­
bien und Montenegro) bereit war, mußte die Mission im Sommer 
1993 das Land verlassen. Der serbische Präsident Slobodan Milose­

vic legt großen Wert auf die Beziehung zur KSZE/OSZE. Im Ge­
spräch mit Lord Owen führte er im Frühjahr 1993 aus, daß Serbien 
den U N oder der EU niemals die Einrichtung einer solche Mission 
erlaubt hätte. Nur auf Grund der besonderen Traditionen der KSZE 
und des jugoslawischen Anteils daran sei die Mission zugelassen 
worden. Die besonderen Handlungsmöglichkeiten der OSZE inner­
halb von Staaten werden durch das Beispiel ebenso schlaglichtartig 
deutlich wie ihre machtpolitischen Grenzen. Für die Zeit nach einer 
Konfliktlösung im ehemaligen Jugoslawien ist für die OSZE eine 
wesentliche Rolle bei der Errichtung demokratischer Strukturen vor­
gesehen. Schon jetzt befindet sich eine Mission im Aufbau, welche 
die in der Verfassung der muslimisch-kroatischen Föderation in 
Bosnien-Herzegowina vorgesehenen Ombudsleute unterstützen soll. 
Sie erfährt seitens der UNPROFOR logistische Hilfe. 
In Georgien hat sich die Zusammenarbeit bisher am besten ent­
wickelt. Nachdem anfänglich eine klare Arbeitsteilung (Zuständig­
keit für den Abchasien-Konflikt bei den U N und für den Südosseti-
en-Konflikt bei der KSZE) vorgenommen worden war, wurde das 
KSZE-Mandat Ende 1993 um Menschenrechts- und Verfassungsfra­
gen in ganz Georgien erweitert. Damit ergaben sich Verbindungen in 
wichtigen Fragen zum Abchasien-Konflikt. Dank der guten Bezie­
hungen zwischen dem Persönlichen Beauftragten des UN-General­
sekretärs, Eduard Brunner, und dem deutschen Diplomaten Hansjörg 
Eiff, der die OSZE-Mission leitet, haben Experten der Mission bei 
den letzten Verhandlungsrunden zu Abchasien mitgewirkt. Ein Mi t ­
arbeiter Eiffs in der Mission, Rolf Welberts (der ebenfalls aus dem 
Auswärtigen Amt stammt), hat ein umfassendes Autonomiestatut für 
Abchasien ausgearbeitet, das den Verhandlungen zugrunde liegt. 
Welberts hatte zuvor als Mitglied der KSZE-Mission in Moldau ein­
schlägige Erfahrungen gesammelt und schon dort ein solches Statut 
verfaßt. Auch dieses Beispiel bestätigt die besondere Kompetenz der 
OSZE für innerstaatliche Angelegenheiten, die von zwischenstaatli­
chem Interesse sind. 
In Tadschikistan besteht eine Koexistenz zwischen einer U N - und ei­
ner OSZE-Mission mit komplementärer Zuständigkeitsregelung und 
Führungsrolle für die U N . Die Übernahme bisher vom UNHCR 
wahrgenommener Aufgaben zur Betreuung und zum Schutz von 
Flüchtlingen durch die OSZE-Mission stehen derzeit zur Diskussion. 
Ob sich die OSZE dazu entschließen kann, ist noch offen. 
Mi t der UN-Wirtschaftskommission für Europa (ECE) verbindet die 
OSZE die gleiche Mitgliedschaft. Die Vereinten Nationen haben 
ihren Regionalkommissionen in letzter Zeit zusätzliche wirtschaftli­
che und soziale Tätigkeiten zugewiesen, um durch diese Dezentrali­
sierung die Koordination mit den regionalen Einrichtungen zu ver­
bessern. Die ECE ist an der Intensivierung der Zusammenarbeit mit 
der OSZE interessiert. Deren wirtschaftliche Dimension ist aller­
dings seit dem Ende des Ost-West-Konflikts etwas notleidend. 

Die Kinkel-Kooijmans-Initiative 

Im Mai 1992 traten der damalige niederländische Außenminister 
Pieter Kooijmans und sein deutscher Kollege Klaus Kinkel gemein­
sam vor dem Ständigen Ausschuß der KSZE in Wien auf und legten 
eine >Gemeinsame Agenda für Budapest vor. Darin war ein Vor­
schlag zur Regelung des Verhältnisses zwischen der KSZE und dem 
UN-Sicherheitsrat enthalten, der von den beiden Staaten gemeinsam 
ausgearbeitet worden war und seither als >Kinkel-Kooijmans-Initia-
tive< bekannt geworden ist. 
Der Vorschlag sah vor: 
• eine Selbstverpflichtung der KSZE-Staaten, den Versuch einer 

Streitbeilegung durch die KSZE vor einer Befassung des Sicher­
heitsrats der Vereinten Nationen zu unternehmen - >KSZE zu­
erst solle das Ziel sein; 

• eine kollektiv erfolgende Befassung des Sicherheitsrats durch 
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die KSZE, falls deren Bemühungen erfolglos geblieben und 
Zwangsmaßnahmen notwendig geworden sein sollten. Die Be­

fassung sollte mit einem Bericht über die unternommenen 
Schritte, einer Bewertung der Lage und Empfehlungen für wei­

tere Maßnahmen verbunden sein. Dies soll erforderlichenfalls 
auch ohne die Zustimmung der betroffenen Staaten erfolgen 
können. Die KSZE solle die vom Sicherheitsrat beschlossenen 
Maßnahmen unterstützen und eine Verpflichtung anderer euro­

atlantischer Institutionen zur Durchführung von friedenserhal­

tenden und ­erzwingenden Maßnahmen herbeizuführen versu­

chen; 
• eine Bestätigung, daß die Rechte des Sicherheitsrats und eines 

jeden Mitgliedstaates zur Befassung des Rates nach den Artikeln 
34 und 35 der Charta dadurch in keiner Weise beeinträchtigt 
würden. 

Die Initiative sollte nach den Intentionen ihrer Verfasser 
­ das Potential der KSZE als regionale Abmachung stärken (das 

Prinzip >KSZE zuerst< zielte auf die zeitliche Reihenfolge ab und 
sollte nicht etwa eine hierarchische Abstufung darstellen); 

­ mit den Bestimmungen über die kollektive Befassung des Si­

cherheitsrats durch die KSZE dieser indirekt das gesamte Spek­

trum möglicher Maßnahmen zur Krisenbewältigung von der 
Frühwarnung bis zu Zwangsmaßnahmen erschließen; das Ge­

wicht und die Glaubwürdigkeit von KSZE­Bemühungen und ­

Beschlüssen sollten damit erhöht werden; 
­ der KSZE selbst dann eine aktive Rolle einräumen, wenn sie sich 

zur Einschaltung des Sicherheitsrats veranlaßt sehen sollte; 
­ eine Beschlußfassung des Sicherheitsrats mittels des KSZE­Be­

richts samt Lagebeurteilung und Empfehlungen beschleunigen; 
­ das in der KSZE gültige Konsensprinzip für die Entscheidung 

über die Befassung des Sicherheitsrats einschränken und damit 
die Handlungsfähigkeit der KSZE deutlich stärken. 

Die deutsch­niederländische Initiative fand nach anfänglichem Zö­

gern einiger Staaten zunächst die Unterstützung der EU und wurde 
von ihr als gemeinsame Position in die Vorbereitungskonferenz zum 
Budapester Gipfeltreffen eingebracht. Auch dort wurde sie von der 
großen Mehrzahl der KSZE­Teilnehmerstaaten begrüßt und vielfach 
als einer der wichtigsten Vorschläge für den Gipfel gewertet. 
In den achtwöchigen Verhandlungen von Budapest erfuhr die Initia­

tive eine Abschwächung einiger Aussagen. Die Grundkonzeption 
blieb jedoch erhalten. Ihre Annahme auf dem Gipfeltreffen wurde in 

letzter Minute durch Armenien verhindert, das die begrenzte Aufhe­

bung des Konsensprinzips nicht akzeptieren konnte. Das Gipfeltref­

fen verwies den Beschlußentwurf an den Ständigen Rat der OSZE 
zur weiteren Befassung. Seither haben sich interessierte Staaten um 
eine prozedurale Lösung für das armenische Problem bemüht, die 
den Inhalt der Initiative nicht beeinträchtigt. Die endgültige Annah­

me der Kinkel­Kooijmans­Initiative scheint in naher Zukunft mög­

lich. 

Verbesserte Arbeitsteilung trotz ungeklärter Fragen 

Nach dem Ende des Ost­West­Konflikts ist eine neue Sicherheitsar­

chitektur für den OSZE­Raum noch nicht gefunden. Das Zusam­

menwirken der verschiedenen Institutionen mit Sicherheitsaufgaben 
wird ein wichtiger Bestandteil einer solchen Systematik sein. Dazu 
gehören die Vereinten Nationen und die OSZE. In ihrer Zusammen­

arbeit sind in den letzten zwei Jahren große Fortschritte erzielt wor­

den. Die endgültige Annahme der Kinkel­Kooijmans­Initiative und 
ihre Umsetzung in der Praxis würde die Beziehungen zu den Verein­

ten Nationen festigen und das Handlungspotential beider stärken. 
Die Arbeitsteilung zwischen U N und OSZE ist bereits erheblich ver­

bessert worden. Allerdings sind grundsätzliche Vereinbarungen dar­

über noch nicht getroffen worden und wären wohl auch in der Praxis 
nicht leicht einzuhalten. Während die OSZE weiterhin gemeinsame 
Aktivitäten anstrebt, zieht das UN­Sekretariat eine geographische 
oder funktionale Arbeitsteilung vor. In der Regel sollten die betrof­

fenen Staaten selbst für Klarheit sorgen. Die Russische Föderation 
hat beispielsweise Anfang Januar 1995 gegenüber dem UN­Sekreta­

riat deutlich gemacht, daß eine Befassung der Vereinten Nationen 
mit der Tschetschenien­Krise nicht in Frage käme, da sie als eine in­

nere Angelegenheit anzusehen sei. Dagegen hat Moskau die Ein­

schaltung der OSZE nach anfänglichem Zögern zugelassen und spä­

ter wiederum ein Tätigwerden des Europarats abgelehnt. 
Das Thema friedenserhaltende Maßnahmen bildet im Verhältnis 
zwischen Vereinten Nationen und der OSZE in mehrfacher Hinsicht 
noch eine Grauzone. Der Gipfel von Budapest hat im Grundsatz die 
Aufstellung der ersten OSZE­Friedenstruppe für Berg­Karabach be­

schlossen. Dafür ist nach dem Wortlaut des Beschlusses auch eine 
»entsprechende Resolution des Sicherheitsrats« erforderlich. Diese 
Bestimmung wurde auf Wunsch der Russischen Föderation aufge­

nommen, die ein möglichst konstitutives und nicht nur politisch un­

Kaukasus: Grenze zwischen Asien und Europa 
gemäß der Definition der Geographen, zugleich ei­

ne von der Interaktion ­ Miteinander, Gegeneinan­

der, Zusammenlehen und Konflikt ­ größerer und 
kleinerer Ethnien und Konfessionen geprägte Regi­

on. Nach Auflösung der Sowjetunion sind neben der 
Russischen Föderation die unabhängigen °taaten 
Armenien, Aserbaidschan und Georgien entstan­

den; die neuen internationalen Grenzen werden von 
verschiedenen Akteuren in Frage gestellt. 
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terstützendes Tätigwerden des Sicherheitsrats wünscht. Rußland, 
das die KSZE von Anfang an gefördert und maßgeblich gestaltet hat­
te, besinnt sich in letzter Zeit wieder mehr auf seine starke Position 
als Ständiges Mitglied des Sicherheitsrats.1 3 

Eine zweite offene Frage stellt die Entwicklung von Grundsätzen für 
die friedenserhaltenden Aktivitäten sogenannter Drittparteien dar. 
Die KSZE hat dabei beim Außenministerrat in Rom im Dezember 
1993 erste Fortschritte erzielt, die in Budapest jedoch nicht fortge­
schrieben werden konnten. Das Thema ist für die Vereinten Natio­
nen gleichermaßen relevant, wie das Beispiel Georgien zeigt. 
Ein dritter Problemkreis betrifft die Eigenschaft der GUS als regio­
nale Abmachung. Rußland hat durch seine Initiative für die von der 
49. Generalversammlung ohne förmliche Abstimmung angenomme­
ne >Erklärung über die Verstärkung der Zusammenarbeit zwischen 
den Vereinten Nationen und den regionalen Abmachungen oder Ein­
richtungen bei der Wahrung des Weltfriedens und der internationa­
len Sicherheit^ 4 deutlich gemacht, daß es weiterhin darauf bedacht 
ist, die GUS als vollwertige Regionalorganisation zu etablieren. Bis­
her stößt dies auf Widerstand, da der einheitliche politische Wil le der 
Signatarstaaten der GUS dazu nicht erkennbar ist und die Transpa­
renzanforderungen, die von der Staatengemeinschaft im Interesse 
der politischen Legitimität gestellt werden müssen, nicht erfüllt sind. 
Es muß wohl erwartet werden, daß die Russische Föderation für die 
GUS prinzipiell die gleichen Rechte und Möglichkeiten im Bereich 
der Konfliktverhütung und der Krisenbewältigung fordern wird, 
welche die N A T O zunehmend für sich in Anspruch nimmt. Damit 
würden sich die Dinge weiter komplizieren. 
Es ist abzusehen, daß die Vereinten Nationen das Ausmaß ihrer frie­
denserhaltenden Maßnahmen wegen der finanziellen und politischen 
Zwänge reduzieren müssen. Boutros-Ghali w i l l sich erklärtermaßen 
wieder stärker den Fragen der wirtschaftlichen und sozialen Ent­
wicklung zuwenden. Auch die präventive Diplomatie, der schon in 
der >Agenda für den Frieden< Priorität eingeräumt wurde, wird wie­

der stärker betont werden. In seinem ergänzenden Bericht zur > Agen-
da< kündigt er die Einrichtung kleiner Feldmissionen an und fordert 
dafür eigene Haushaltsmittel von 25 M i l l US-Dollar. Es ist unver­
kennbar, daß sich die Vereinten Nationen damit an dem von der KS­
ZE seit 1992 entwickelten Konzept der Langzeitmissionen orientie­
ren. Für die kleine europäisch-nordamerikanische Regionalorganisa­
tion, deren Gesamthaushalt 1994 etwa 30 M i l l Dollar betrug, bedeu­
tet dies eine verdiente Anerkennung für die auf diesem Gebiet gelei­
stete Pionierarbeit. 

1 Mil Resolution 47/10 v. 28.10.1992; Text: V N 4/1993 S. 150. 
2 Durch Resolution 48/5 der Generalversammlung v. 13.10.1993. 
3 >Budapester Dokument 1994< (Der Weg zu echter Partnerschaft in einem neuen Zeit­

alter), Text: Bulletin (hrsg. vom Presse- und Informationsamt der Bundesregierung), 
Nr. 120/1994 v. 23.12.1994, S. 1097. 

4 UN-Dok. A/50/60-S/1995/1 v. 3.1.1995 (Ergänzung zur >Agenda für den Friedens 
Positionspapier des Generalsekretärs anläßlich des fünfzigsten Jahrestages der Ver­
einten Nationen). 

5 A/47/277-S/24111 v. 17.6.1992 (Agenda für den Frieden. Vorbeugende Diplomatie, 
Friedensschaffung und Friedenssicherung. Bericht des Generalsekretärs gemäß der 
am 31. Januar 1992 von dem Gipfeltreffen des Sicherheitsrats verabschiedeten Er­
klärung); deutsch als Nr. 43 der Reihe >Zur Diskussion gestellt der Deutschen Ge­
sellschaft für die Vereinten Nationen. 

6 In diesen informellen Beratungen (informal consultations) werden auch die dann in 
öffentlicher Sitzung verabschiedeten Resolutionen und die Erklärungen des Ratsprä­
sidenten vorbereitet. 

7 Siehe etwa Bruno Simma (Hrsg.), Charta der Vereinten Nationen. Kommentar, Mün­
chen 1991, S. 636-676; Rüdiger Wolfrum (Hrsg.), Handbuch Vereinte Nationen. 2., 
völlig neu bearbeitete Auflage, München 1991, S. 673-686; Peter Schlotter, Univer­
salismus, Regionalismus, Kapitel VIII : Die K S Z E und die Vereinten Nationen, V N 
4/1993 S. 137ff. 

8 Siehe Anm. 5. 
9 Contributions à l'étude des ententes régionales, Paris 1949. 

10 A/50/60-S/1995/1 (Anm. 4), Ziffer 86. 
11 Siehe Anm. 7. 
12 Dazu Herbert Honsowitz, Konfliktverhütung ist möglich: neue Wege der K S Z E , in: 

Internationale Politik und Gesellschaft, Nr. 4/1994, S. 364-372. 
13 Seit der Beendigung der Ost-West-Konfrontation hat Rußland zweimal zu dem nur 

scheinbar aus der Mode gekommenen Mittel des Vetos gegriffen: bei dem Resoluti­
onsantrag S/25693 v. 29.4.1993 (Text: V N 5/1993 S. 184) zur Friedensoperation auf 
Zypern - hier ging es um finanzielle Fragen - und bei dem Resolutionsantrag 
S/1994/1358 v. 2.12.1994 (Text: V N 1/1995 S. 35f.) in Sachen Jugoslawien-Kon­
flikt. 

14 Resolution 49/57 der Generalversammlung v. 9.12.1994. 

Zum Beispiel Tschetschenen und Inguschen 
Ethnische Selbstorganisation und Nationalstaat 

Ein »tektonisches Beben« hat mit dem Ende des Kalten Krieges die 
Welt erfaßt; »der Boden unter unseren Füßen (ist) noch nicht zur Ru­
he gekommen«. Zu den qualitativen Veränderungen gehört, wie der 
Generalsekretär der Vereinten Nationen zu Jahresbeginn festgehal­
ten hat, die Tatsache, daß »viele Konflikte heute eher im Inneren von 
Staaten als zwischen Staaten ausgetragen (werden). Mit dem Ende 
des Kalten Krieges fielen die Schranken, die in der ehemaligen So­
wjetunion und in anderen Ländern den Ausbruch von Konflikten ver­
hindert hatten. Als Folge davon kam es im Inneren der seit kurzem 
unabhängigen Staaten zu einer ganzen Reihe von kriegerischen Aus­
einandersetzungen, die oft religiösen oder ethnischen Charakter hat­
ten und häufig von außergewöhnlicher Gewalttätigkeit und Grau­
samkeit geprägt waren«.' Die Staatenorganisation Vereinte Natio­
nen tut sich schwer mit dem, was sich im Inneren gefährdeter oder 
zerfallender Staaten abspielt. Die Forderung nach Selbstbestim­
mung wird von Akteuren artikuliert, die neu auf den Plan getreten 
sind - nicht neu freilich sind die Frage nach dem Träger des Selbst­
bestimmungsrechts, dessen Spannungsverhältnis zum Souveräni­
tätsprinzip und auch die Schwierigkeit, >Volk< und >Nation< zu defi­
nieren.2 Die Thematik ist in dieser Zeitschrift bisher vornehmlich in 
der Betrachtungsweise des Völkerrechts und der Menschenrechte 
behandelt worden;3 Völker ohne Staat fallen dabei meist unter die 

C H R I S T I A N SIGRIST 

Kategorie >Minderheiten<.4 Aus anderer - ethnosoziologischer -
Perspektive nähert sich der Autor des nachstehenden Beitrags dem 
Gegenstand, legt die Defizite des in der Staatengemeinschaft vor­
herrschenden Ansatzes beim Umgang mit der neuen Konfliktlage 
dar, unterscheidet die Ethnizität als >Wir-Gefühl< selbstorganisier­
ter Gruppen vom Nationalismus und plädiert entgegen gängigen Re­
zeptenfür die Einräumung eines Rechtes zur Sezession — unter klar 
definierten Bedingungen und unter Gewährleistung der Menschen­
rechtefür dabei möglicherweise neu entstehende Minderheiten. 

ETHNISCHE F R A G M E N T I E R U N G - E I N M E N E T E K E L ? 

Bereits im ersten Jahr seiner Amtszeit hatte UN-Generalsekretär 
Boutros Boutros-Ghali das Problem des Verhältnisses von nationaler 
Souveränität und ethnischer Selbstbestimmung im Kontext globaler 
Friedenssicherung thematisiert. Seine Gesamtsicht der Problematik 
erscheint auf den ersten Blick insofern realistisch, als er Visionen 
vom >Weltstaat< zumindest auf mittlere Sicht eine eindeutige Absa­
ge erteilt. Den souveränen Nationalstaat sieht er gleichwohl in Frage 
gestellt, und zwar von zwei gegensätzlichen Tendenzen: durch Glo­
balisierung und ethnische Fragmentierung. 
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In seiner >Agenda für den Friedend postuliert Boutros-Ghali einer­
seits: 
»Der Staat ist die Grundfeste . . . und muß es auch in Zukunft bleiben. Unab­
dingbare Voraussetzung für gemeinsame Fortschritte auf internationaler Ebe­
ne ist die Achtung seiner fundamentalen Souveränität und Unversehrtheit.« 
Allerdings erzwängen die »Anforderungen einer in zunehmendem Maße in-
terdependenten Welt« erhebliche Abstriche am Souveränitätsprinzip, da 
»Handel, Kommunikation und Umweltbelange . . . an administrativen Gren­
zen nicht halt(machen)«. 

In der Fortführung seines Gedankenganges wird freilich die etatisti-
sche Fixierung des Juristen Boutros-Ghali deutlich: 
Diese »Grenzen umreißen jedoch gleichzeitig den Ort, an dem der einzelne 
den größten Teil seines wirtschaftlichen, politischen und sozialen Lebens ge­
staltet. Die Vereinten Nationen haben ihre Pforten nicht verschlossen. Wollte 
jedoch jede ethnische, religiöse oder sprachliche Gruppe Anspruch auf Staats­
hoheit erheben, käme es zu einer maßlosen Zersplitterung, und es würde im­
mer schwieriger, Frieden, Sicherheit und wirtschaftliches Wohlergehen für al­
le zu verwirklichen.« 

Und an anderer Stelle formuliert er zugespitzt: 
»Wer in der heutigen Welt die Nationen zerstört, schafft damit keine große 
universale Solidargemeinschaft, sondern Stämme, primäre - ethnische oder 
religiöse - Bindungen wie in Jugoslawien oder bewaffnete Banden wie in So­
malia!«6 

Damit hat der Generalsekretär - allerdings in oberflächlicher Weise 
- das Ethnizitäts- und Tribalismusthema auf die Tagesordnung der 
Vereinten Nationen gesetzt. Immerhin unterscheidet Boutros-Ghali 
zwischen Ethnizität und Nationalismus und hält damit die Möglich­
keit einer differenzierenden Beurteilung ethnischer und nationalisti­
scher Konflikte offen. Seine folgenreiche Fehleinschätzung liegt je­
doch in der Unterstellung, daß Nationalstaaten am Ende dieses Jahr­
hunderts berechenbare Stabilitätsfaktoren seien. 
Boutros-Ghali sieht nicht, daß Nationalstaaten nicht mehr wie in 
klassischer Weise im 19. Jahrhundert geeignete Orte der Identitäts­
bildung für den einzelnen sein können, daß sie mit dem Scheitern ih­
rer Projekte - wirtschaftliche und kulturelle Entwicklung, Beitrag 
zum menschlichen Fortschritt, Verkörperung von politischer Frei­
heit - auch an Legitimität eingebüßt haben; insbesondere hat in den 
klassischen Nationalstaaten der Industriegesellschaften die exzessi­
ve Opferung von Menschenleben in verlustreichen Kriegen die >Hin-
gabebereitschaft< ihrer Staatsangehörigen weitgehend ausgelöscht. 
Es mag offen bleiben, inwieweit die Schwierigkeiten, in die die Ver­
einten Nationen in der einen oder anderen Konfliktsituation geraten 
sind, durch die oberflächliche Analyse des Problemzusammenhangs 
von Ethnizität und Nationalstaat seitens des Generalsekretärs be­
dingt sind. Seit der Vorlage der >Agenda< und seit Boutros-Ghalis 
Rede in Bonn vom Januar 1993 haben sich jedenfalls ethnische und 
nationalstaatliche Konflikte in einer Weise vervielfacht und zuge­
spitzt, wie sie weder der Generalsekretär noch die meisten Beobach­
ter vorausgesehen haben - mit der Konsequenz wachsender Hil f lo­
sigkeit beim Krisenmanagement. M i t einer pauschalen Warnung vor 
ethnischer Fragmentierung ist diesen Konflikten nicht beizukom­
men. Nachdem konventionelle Sichtweisen und Prozeduren so bru­
tal widerlegt worden sind, ist es vordringlich, an die Stelle eines 
schematischen Begriffsverständnisses präzisere Ansätze zur Ethni­
zität und zum Nationalstaat zu setzen. Diese kritische Herangehens­
weise soll allerdings auch in Form von Fragen auf diese neuen A n ­
sätze selbst angewandt werden. 

E T H N I Z I T Ä T IST N I C H T N A T I O N A L I S M U S 

Die folgenden Darlegungen sollen es erleichtern, den Unterschied zu 
begreifen, der zwischen dem Aufstand einer Ethnie gegen einen ihr 
fremden Staatsapparat einerseits und nationalistischen Ausschrei­
tungen fanatisierter Gruppierungen gegen Angehörige anderer Eth-
nien oder Völker andererseits besteht. 

Ethnizität 7 ist nicht mit Tribalismus gleichzusetzen, vielmehr ist die­
se Gleichsetzung eine wesentliche Ursache für intellektuelle Konfu­
sion und politische Irritation. Tribalismus ist zu definieren als jene 
Ideologie und Politik, die sich auf die Überlegenheit eines ethni­
schen Kollektivs beruft.8 Unterschieden werden soll zwischen inter­
ethnischen Konflikten innerhalb eines Staates und Konflikten zwi­
schen Nationen, zu denen auch die sogenannten Nationalitätenkon­
flikte zu rechnen sind. Unterschieden werden muß ebenfalls zwi­
schen interethnischen Konflikten innerhalb eines Staates und dem 
nationalistischen Irredentismus, bei dem eine nationale Minderheit 
den Anschluß an ein >Mutterland< fordert. Im ersten Fall kann der 
Konflikt auf einen Staat begrenzt bleiben, während im anderen zwi­
schenstaatliche Konfrontationen entstehen, in die über Allianzen 
auch weitere Staaten verwickelt werden können . 9 

In pragmatischer Perspektive ist dabei herauszuarbeiten, daß es bei 
Aufständen von Ethnien meist um Fragen des Überlebens geht und 
nicht bloß um eine bessere formale Partizipation an zentralstaatlicher 
Macht, auch wenn die ethnische Mobilisierung primär den Macht­
strategien bestimmter Gruppen - etwa traditioneller oder neuer El i ­
ten - dienen kann. 1 0 

Die etatistisch verengte Wahrnehmung von Ethnizität weist r ü c k ­
ständigem Ethnien einseitig die Schuld bei innerstaatlichen Konflik­
ten zu und exkulpiert die Fehlleistungen der Staatsmacht mit objek­
tiven Funktionsschwierigkeiten, aber auch mit zahlreichen Alibis 
(etwa der Berufung auf das Erbe der Kolonialzeit oder auf exogene 
Faktoren). Blutige Konflikte sind aber, auch wenn sie ethnisch be­
dingt erscheinen, in Wirklichkeit häufig Folgeprobleme hypertro­
pher, hochgerüsteter Staatsapparate, deren Krise oder sogar Kollaps 
nicht zuletzt auf ihre militärische Ausrichtung (unter Vernachlässi­
gung der ökonomischen und ökologischen Belastungen der betroffe­
nen Gesellschaften) zurückzuführen ist. Dies gilt nicht nur für die 
Dritte Welt, sondern beispielsweise auch bis in die siebziger Jahre 
hinein für Spanien sowie aktuell für Rußland und das ehemalige Ju­
goslawien. 
Der begrifflichen Differenzierung liegt die Unterscheidung von 
Selbstorganisation und zentraler Steuerung zugrunde. Ethnizität 
stellt eine Form von Selbstorganisation neben zahlreichen anderen 
(etwa dem Markt) dar, während der Nationalstaat eine zentral ge­
steuerte Organisation ist. Selbstorganisation bezeichnet die Repro­
duktion eines Systems auf der Basis seiner Elemente. Bezogen auf 
die ethnische, segmentäre Gesellschaft1 1 heißt das: Primordiale Or­
ganisationsformen diese Art verdanken ihre Existenz und ihre Re­
produktion (in der Regel und ursprünglich) nicht Zentralinstanzen, 
sondern der verwandtschaftlichen Interaktion. 
Ethnien können verstanden werden als Überformung einfacher so­
zialer Einheiten, deren Prototypen Familien- und Wohngruppen oder 
Verwandtschaftsverbände wie Clans und Sippen sind. Verwandt­
schaft beruht auf der sozialen Codierung biologischer Reproduktion, 
die wiederum durch das Funktionieren des Verwandtschaftssystems 
enggeführt wird. Die meist rudimentäre Arbeitsteilung wird durch 
den Code mitgeregelt. 
Die autarke biologische Reproduktion schließt jedoch interethnische 
Heiratsbeziehungen (Allianzen) nicht aus. Ethnien haben zu einem 
bestimmten Zeitpunkt eine relative biologische Identität, die aber 
nicht statisch ist, sondern in Prozessen der Assimilation und Abspal­
tung dynamisch variiert. Somit sind sie wie auf der kulturellen und 
politischen Ebene auch auf der biologischen nicht scharf voneinan­
der getrennt; in vielen Regionen der Welt gibt es sowohl ethnische 
Kontinua wie Gemengelagen. 
Genealogien sind die Selbstreferenz segmentärer Gesellschaften in 
Form einer sozialen Charta und kein Abbi ld tatsächlicher geneti­
scher Abstammung. Sie sind manipulierbar und erlauben so die In­
korporation von fremden Individuen und Gruppen. Insbesondere 
können sie situationsbedingte Interessen der Hervorhebung von 
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Rußland und Tschetschenien 

Für mehr als 160 000 Menschen, die vor den Kämpfen in Tschetschenien 
in die benachbarten Gebiete Dagestan, Inguschetien und Nordossetien ge­
flohen waren, suchte Anfang Februar die Hauptabteilung Humanitäre An­
gelegenheiten (Department of Humanitarian Affairs, DHA) des UN-Se­
kretariats um freiwillige Leistungen der Staaten nach. Rund 24 Mil l US-
Dollar würden für die ersten vier Monate des Jahres 1995 benötigt, um die 
Tätigkeit von UNHCR, UNICEF, WFP und WHO vor Ort sowie die Ko­
ordinierung seitens der DHA bezahlen zu können. Während die Vereinten 
Nationen zur Linderung der Folgen des Konflikts beitragen dürfen, bleibt 
ihnen die politische Auseinandersetzung mit seinen Ursachen verwehrt. 
Nach übereinstimmender Auffassung der russischen Staatsführung, west­
licher Staatsmänner und des UN-Generalsekretärs handelt es sich um ei­
ne >innere Angelegenheit Rußlands - wenngleich Tschetschenien bei 
Auflösung der Sowjetunion dem neuen russischen Föderationsvertrag 
ferngeblieben war. 
Die Nationalitätenkonflikte auf dem Gebiet der ehemaligen Sowjetunion 
sind die Folge des Scheiterns eines sozialistischen Projekts, das in seiner 
politischen Umsetzung an die Fortführung des Zarenreiches gekoppelt 
war. Die Machtsicherungsstrategien der diktatorisch herrschenden kom­
munistischen Partei verbanden die Ideologie einer Union gleichberechtig­
ter Sowjetrepubliken und der föderativen Integration der einzelnen natio­
nalen Bestandteile mit der Politik schubweiser Russifizierung und der 
Manipulation territorialer Zuordnungen von Nationalitäten. Dies ging bis 
zur Deportation »unzuverlässiger« Ethnien, welche der Georgier Josef 
Stalin, der eine forcierte Russifizierungspolitik betrieb, als »fließend« 
charakterisiert hatte. Zu diesen »fließenden« Ethnien gehörten auch die 
Tschetschenen.* 
Diese nordkaukasische Ethnie, die ohne staatliche Strukturen in Ver­
wandtschaftsgruppen gegliedert war (und teilweise bis heute ist) und stark 
egalitär geprägt blieb, hatte sich nach ihrer Islamisierung zu einem Haupt­
träger des Widerstands gegen die Expansion des Zarenreiches aufge­
schwungen, während die verwandten Inguschen, die andere Teilgruppe 
der Nochtscho, sich an diesem Widerstand nicht beteiligten. Nachdem die 
autonomen Gebiete der Tschetschenen und Inguschen 1934 vereinigt 
worden waren, kam es zu heftigem Widerstand gegen die Zwangskollek­
tivierung und die massiven staatlichen Unterdrückungsmaßnahmen. Die 
dadurch provozierte Kollaboration von Teilen der Bevölkerung mit den 
deutschen Aggressoren im Zweiten Weltkrieg lieferte Stalin den Vor­
wand, Inguschen und Tschetschenen zusammen mit anderen Ethnien kol­
lektiv nach Sowjetisch-Mittelasien zu deportieren. 1957 wurden beide 
Ethnien zwar rehabilitiert, erhielten aber ihre Siedlungsgebiete nicht voll­
ständig zurück. 
Die zirka 735 000 Tschetschenen in der Tschetschenischen Republik ha­
ben ein starkes, durch Sprache, Religion und eine gemeinsame Kultur des 
antiherrschaftlichen Widerstands geprägtes Zusammengehörigkeitsbe­
wußtsein. Die zwangsweise Integration in ein zentralistisches Staatsge­
bilde widerspricht ihren grundlegenden kulturellen Werten. Die durch 
den Moskauer Putsch vom August 1991 geschaffene anomische Situation 
des weitgehenden Legitimitätsverlustes aller bisherigen Staatsstrukturen 
gab der latenten Tendenz zur völligen Abtrennung vom russischen Unter­

drückungssystem eine neue Chance zur Artikulation. Dies ist der Kern 
des Tschetschenien-Konflikts und nicht die fragwürdigen Ambitionen 
des Generals Dschochar Dudajew (der sich nur vor diesem Hintergrund 
auf eine gewisse Massenbasis stützen kann) oder die Umtriebe einer Ma­
fia. So wie die Moskauer Führung die Widerstandskraft einer nach Unab­
hängigkeit strebenden Ethnie unterschätzt hat, so hat die ignorante Hal­
tung der westlichen Politiker gegenüber dem Anspruch eines kleinen 
Volkes auf Selbstbestimmung und ihr daraus resultierender Verzicht dar­
auf, die Moskauer Zentrale vor Beginn der Eskalation unter Druck zu set­
zen, zur kriegerischen >Lösung< erheblich beigetragen. 
Der Tschetschenien-Konflikt veranschaulicht in drastischer Weise die 
Bedeutung einer völkerrechtlichen Bestimmung eines Rechtes auf Sezes­
sion. Das Loslösungsrecht der Unionsrepubliken stand als »Recht auf 
freien Austritt« im Artikel 17 der Verfassung der Sowjetunion von 1936. 
Auch wenn es jahrzehntelang wegen der tatsächlichen Machtverhältnisse 
nicht in Anspruch genommen werden konnte, so hat seine papierene 
Fortexistenz (Art. 72 der Verfassung von 1978) doch die Konflikte in der 
Reformphase unter Gorbatschow beim Ausscheiden der baltischen Repu­
bliken und beim Zerfall der Sowjetunion weniger gewaltsam als befürch­
tet ausfallen lassen und vertragliche Regelungen zur Herstellung völliger 
Unabhängigkeit erleichtert. 
Die Russische Sozialistische Föderative Sowjetrepublik (RSFSR) hinge­
gen sah kein Sezessionsrecht für die ihr zugehörigen, von Titularnationen 
gebildeten Republiken und autonomen Gebiete vor. Die nach der Auflö­
sung der Ende 1922 gegründeten Sowjetunion aus der RSFSR hervorge­
gangene Russische Föderation verweigert in ihren rechtlichen Grün­
dungsdokumenten von 1992 das Sezessionsrecht ebenfalls. Dementspre­
chend haben sowohl der UN-Generalsekretär wie die westlichen Staaten 
den Tschetschenien-Konflikt zur innerrussischen Angelegenheit erklärt. 
Es läßt sich aber letztlich nicht einleuchtend begründen, warum das Recht 
auf nationale Selbstbestimmung der vom russischen Zarismus unterwor­
fenen islamischen Völker weniger Anerkennung verdient als die von den 
UN sanktionierten Unabhängigkeitsbestrebungen anderer von europäi­
schen Mächten kolonisierter Völker. 
Bei aller völkerrechtlich und politisch begründeten Zurückhaltung - in 
den Konflikt ist die internationale Staatengemeinschaft ohnehin invol­
viert. Nicht nur - einerseits - durch die von der DHA koordinierte huma­
nitäre Hilfe für die Opfer, sondern - andererseits und in ungleich stärke­
rem Maße - auch durch die Unterstützung der Täter. Das am 10. März in 
Moskau von dem Geschäftsführenden Direktor des IMF, Michel Cam­
dessus, und Ministerpräsident Viktor Tschernomyrdin unterzeichnete 
Abkommen über einen Beistandskredit in Höhe von 6,4 Mrd US-Dollar 
läßt zu, daß das Geld direkt in den Staatshaushalt fließt. »Der Krieg in 
Tschetschenien beispielsweise«, hält die >Neue Zürcher Zeitung< in ihrer 
Ausgabe vom 11 ./12. März 1995 fest, »wird durch den IMF-Kredit mitfi­
nanziert«. 

* Uwe Halbach/Roland Götz, Politisches Lexikon Rußlands, München 1994, 
S.330-344 (Stichwortbeitrag >Tschetschenien<); Christoph Mick, Probleme des 
Föderalismus in Rußland, in: Osteuropa-Archiv, Nr. 7/1994, S. 611-629. 

Nähe und Kooperation formulieren, aber auch Anpassungen an ver­
änderte Größenverhältnisse von Segmenten ermöglichen. 
Ethnizität funktioniert wegen des generativen Mechanismus - der 
permanenten Paarungsbereitschaft des Homo sapiens - , sie muß 
nicht sozial stimuliert werden. Als Sozialsystem allerdings ist Ethni­
zität sozial codiert und programmiert, was etwa die unentbehrlichen 
Anschlußaufgaben wie die Einführung der Nachwachsenden in die 
Gesellschaft (Sozialisation) betrifft. Solange diesem Gesell­
schaftstypus die materielle Existenzgrundlage nicht entzogen wird, 
gibt er seinen Akteuren ein hohes Maß an Existenz- und Verhaltens­
sicherheit. Zugleich schließt er sie in ein System von Verpflichtun­
gen ein und belastet sie mit Verantwortung (kollektive Haftung). 
Gehöfte, Verwandtschaftsgruppen oder Stämme sind Einheiten, die 
sowohl Ansprüche vertreten wie Verantwortung tragen. Das prägt 
auch die Funktionen ihrer Repräsentanten. Im Unterschied zu Natio­
nalstaaten sind die Territorien von Ethnien nicht scharf abgetrennt 

durch feste Grenzen. Wichtiger als Kriterien der Exklusivität es sind, 
ist beispielsweise auch die interethnische Nutzung natürlicher Res­
sourcen, wobei die spezialisierten Ethnien in einem größeren Zu­
sammenhang interethnischer Arbeitsteilung und damit verbundenen 
Austauschbeziehungen stehen. Der Reproduktionszusammenhang 
ist sozio-kulturell vermittelt; die Assimilationsprozesse unterliegen 
sozialen und kulturellen Kriterien und nicht rein biologischen. 
Ethnien bedürfen eines einheitlichen Kommunikationssystems -
vorrangig der Sprache (die nicht exklusiv sein muß) - und eines Tra­
ditionszusammenhangs, der ohne Schriftcode ein einheitliches Inter-
aktionsfeld absteckt. Daneben verfügen sie über nicht-sprachliche r i ­
tuelle Codes, die Gemeinsamkeit herstellen, wie Schmuck, Gestik 
oder Opferhandlungen. Ethnien funktionieren als primäre Sozialsy­
steme auf der Grundlage unmittelbarer Kontaktmöglichkeit (>Face-
to-face<-Gesellschaften). Hohe kulturelle Kohärenz und weitgehen­
de Solidarität zeichnen diese Sozialsysteme aus. 
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Prototyp dieser Gesellschaftsform sind zwar die nicht zentralisierten 
- staatslosen - Ethnien (zu denen die segmentären Gesellschaften 
gehören), aber es haben sich aus diesem Grundtyp Übergangsformen 
in Form zentralisierter Ethnien herausgebildet, in denen die Prinzipi­
en ethnischer Selbstorganisation noch weitgehend erhalten sind, in 
denen zugleich jedoch ein regulierendes Zentrum in Gestalt von 
Häuptlingen oder Königen vorhanden ist (segmentäre Staaten). Da­
bei kann es zur Verklammerung verschiedener Ethnien zu einem po­
litischen Gebilde kommen, das sich begrifflich als Volk fassen läßt. 

E N T S T E H U N G S B E D I N G U N G E N 
DES N A T I O N A L S T A A T E S 

Im folgenden sollen die wesentlichen Entstehungs- und Existenzbe­
dingungen von Nationalstaaten benannt werden, um ihre konstituti­
ven Unterscheidungsmerkmale gegenüber ethnischer Selbstorgani­
sation zu klären. Es soll gezeigt werden, daß Eingriffe mit national­
staatlichen Mitteln und Zielen in die gesellschaftlichen Prozesse in 
vielen Teilen der Dritten Welt wirkungslos bleiben oder zerstöre­
risch wirken müssen. 
Die Urbanisierung war historisch nicht zwingende Voraussetzung 
für die Entstehung staatlicher Strukturen, erleichterte und beschleu­
nigte diese jedoch außerordentlich. In engem Zusammenhang mit 
Urbanität steht höherdifferenzierte Arbeitsteilung, damit auch die 
Lösung zumindest eines beträchtlichen Teiles der Bevölkerung von 
der unmittelbaren Nahrungsproduktion, eine Bündelung und Zentra­
lisierung von Handelsaktivitäten sowie die Entstehung der Schrift als 
zwingende Voraussetzung für bürokratische Verwaltung. Daß von 
Anfang an (oft enorm aufwendige) Befestigungsanlagen mit städti­
scher Siedlungsweise verbunden waren, soll hier als Hinweis auf die 
organisatorischen und militärischen Implikationen genügen. 
Die Entwicklung veränderter Sozialstrukturen wurde erleichtert 
durch die Herauslösung der durch die Stadt angezogenen Individuen 
und Gruppen aus ihrem bisherigen ethnischen Verband. Bereits in 
den durch Schriftzeugnisse gut erforschten antiken Städten existier­
ten neue (nicht selten multiethnische) Kollektive, die auf die Stadt 
selbst beschränkte oder auch das Umland einbeziehende staatliche 
Strukturen hervorbrachten. Die Sonderentwicklung der mittelalterli­
chen europäischen Stadt schließlich führte zur rechtlichen Sonder­
stellung ihrer Bewohner, zur Lösung vom Feudaladel. Citoyen und 
Bourgeois wurden die bestimmenden Sozialfiguren der bürgerlichen 
Gesellschaft. Industrialisierung und Kapitalismus hatten in enger 
Verzahnung mit dem historischen Novum des modernen National­
staates die Stadt als Voraussetzung. 
Die modernen Nationalstaaten konstituierten sich sukzessive und 
übten dabei einen wachsenden Druck auf bestehende Vielvölkerstaa­
ten und Reiche aus. Das Habsburgerreich und das Osmanische Reich 
sind schließlich als Ergebnis dieser Transformationstendenz zerbro­
chen, während das Zarenreich sich durch Systemwechsel im wesent­
lichen perpetuieren konnte (ähnliches gilt für China). 
Moderne Territorialstaaten betonen weit stärker als Ethnien Exklusi­
vitätskriterien. Das beginnt mit der scharfen territorialen Abgren­
zung und dem Anspruch auf den exklusiven Gebrauch organisierter 
Gewalt (Gewaltmonopol); verbunden damit ist ei.ie hierarchische 
Sozialstruktur, die privilegierten Klassen exklusiven Zugriff auf 
ökologische und ökonomische Ressourcen sichert. Die strikte Hand­
habung der Zugehörigkeit in Form der (typischerweise exklusiven) 
Staatsangehörigkeit findet ihren bezeichnenden Niederschlag in 
Identitätspapieren, deren Vorenthaltung die Ohnmacht des einzelnen 
gegenüber bürokratischer Willkür symbolisiert. 
Im modernen Staat zielt die Zentralisierung organisatorischer Kom­
petenzen auf die politische und rechtliche Homogenisierung großer 
Räume. Dem entspricht eine Strategie ethnischer Homogenisierung, 

die bis zur Durchsetzung der zumindest politischen Hegemonie einer 
Titularnation führt und einen von ihr ausgehenden Assimilierungs-
druck nach sich zieht. Im historischen Prozeß sind die modernen Na­
tionalstaaten als Ergebnis zielgerichteter (>rationaler<) Machtsteige­
rungsstrategien durch einen zentralen Herrschaftskern entstanden 
und nicht als Ergebnis spontaner, selbstorganisierter nationaler Be­
wegungen. 
Die skizzierte Strategie hat der monarchische Absolutismus bereits 
vor der Proklamation des modernen Nationalstaatsprinzips in der 
Französischen Revolution betrieben. In den Revolutionen in West­
europa und Nordamerika tritt allerdings ein neues kollektives Sub­
jekt als Träger staatlicher Souveränität auf: das Volk, die Nation. A m 
klarsten hat sich dabei in Frankreich ein verfassungsrechtliches Prin­
zip herausgebildet, das bis heute einen Dreh- und Angelpunkt soge­
nannter ethnischer Konflikte bildet: das Prinzip der Einheitlichkeit 
und Unteilbarkeit des Königreichs respektive der Republik. 1 2 M i t 
dem Postulat der Einheitlichkeit wird den partikularen, ständisch­
provinziellen Gewalten die Existenz entzogen, zugleich aber auch 
territoriale Autonomie und selbst die Option einer föderalen Struktur 
verworfen. Ein Recht zur Sezession ist damit natürlich erst recht aus­
geschlossen. Viele Staaten sind dem französischen Beispiel gefolgt. 
Und wenn sich auch zum Teil föderale Strukturen durchsetzten, 
blieb es doch stets bei der Verweigerung des Sezessionsrechts. 
Der auf dem Prinzip der Volkssouveränität basierende Nationalstaat 
bringt neue Strukturen des Verhältnisses zwischen den staatlichen 
Zentralinstanzen und der Masse der Staatsangehörigen hervor. Die 
Beziehungslosigkeit von Herrscher und Untertanen im Ancien régi­
me wird ersetzt durch Repräsentationsmodelle, in denen Herrschaft 
als von unten nach oben legitimiert und die Identität der Interessen 
der (zeitweilig) Herrschenden und Beherrschten postuliert wird. A u f 
dieser Legitimationsbasis werden neue und durchgreifende An­
sprüche an die Masse der Staatsangehörigen möglich. Die politische 
Mobilisierung der Citoyens geht bis zur organisierten militärischen 
Formierung der Bevölkerung, der Levée en masse; im Rahmen die­
ser Mobilisierung wird ein neues Verhältnis des Bürgers zu seiner 
Nation (als Vaterland) hergestellt, das die Hingabe des eigenen Le­
bens für die nationale Sache einschließt. Dieser Prozeß der Mil i tar i ­
sierung erzeugt in der kriegerischen Konfrontation neue intensive 
Muster kollektiver Identität. Dadurch wird der Prozeß ethnischer As­
similation, etwa durch die regionale Mischung von Truppenteilen, 
beschleunigt. Die Nation wird als ethnische Gemeinschaft imagi-
niert. 
Die Ausrichtung gerade auch demokratischer Nationalstaaten auf die 
Fähigkeit zur militärischen Mobilisierung ihrer (männlichen) Bürger 
hängt mit der Entstehungssituation der zwei ideologisch richtung­
weisenden Demokratien zusammen: Die Vereinigten Staaten von 
Amerika entstanden aus einem bewaffneten Konflikt mit der Londo­
ner Metropole; in Frankreich führte die Radikalisierung der Ausein­
andersetzung mit der Monarchie und den feudalen Interessen zu ei­
ner Internationalisierung des Konflikts mit den Mächten des alten 
Europa. Damit ging die Ära der Kabinettskriege zu Ende. Die in den 
Volkskriegen sich entwickelnden neuen militärischen Prinzipien 
zwangen auch die antidemokratischen Staaten zu deren Übernahme. 
In Preußen wurde die von einigen Reformern zumindest ansatzweise 
angestrebte Demokratisierung aber verhindert; in der Folgezeit war 
der preußisch-deutsche Militärapparat in extremen Maße durch 
Hierarchie und Disziplinierung geprägt. Im übrigen hat sich mit der 
Institutionalisierung des neuen Militärs auch in Frankreich und den 
USA das Militär als demokratieferner Apparat etabliert. 
Die revolutionäre Kriegsführung war - ebenso wie beispielsweise 
die antinapoleonischen nationalen Befreiungsbewegungen -
zunächst stark durch Selbstorganisation geprägt. Spontaneität und 
Freiwilligkeit waren wesentlich für die Siege der Volksheere; aller­
dings begünstigten Unerfahrenheit, Unzuverlässigkeit und Individu-
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alismus der Bewaffneten die Tendenz zur Herausbildung fester 
Führungsstrukturen, die schließlich in reguläre Armeen als bürokra­
tisch organisierte Apparate mündete. Gerade im Bereich des Kriegs­
wesens sind die Unterschiede zwischen ethnischer Selbstorganisati­
on und dem Zentralismus der Nationalstaaten eklatant. Wichtiger als 
die ideologische Übersteigerung des Mobilisierungskonzepts ist 
freilich die strukturelle Verschränkung von wirtschaftlicher Dyna­
mik, expansiver Politik und militärischer Aufrüstung. In allen mo­
dernen Staaten entwickelten sich dazu verschiedene ideologische 
Varianten des Nationalismus. 
Der französische Soziologe Marcel Mauss 1 3 schätzte die klare terri­
toriale Abgrenzung der Nationalstaaten als Garant der Stabilität ein -
ein schwerer Irrtum, der abstrakter, deduktiver Argumentation ent­
sprang und überwältigende historische Erfahrung übersah. Die klare 
Grenzziehung verkörperte vor allem den Exklusivitätsanspruch des 
jeweiligen Nationalstaates. In Verbindung mit der ökonomischen 
Dynamik, welche für die gesellschaftliche Konstitution dieses Typus 
entscheidend war, waren expansive Tendenzen der Nationalstaaten -
und damit die permanente Instabilität des sich neu herausbildenden 
Staatensystems - vorgegeben. Die Expansion mußte sich nicht not­
wendig gegen die unmittelbaren Nachbarstaaten wenden, sondern 
konnte auch zu überseeischen Eroberungen führen (wobei doch wie­
der Konflikte zu nahegelegenen Staaten entstehen konnten). Die Ge­
samtheit dieser expansiven Tendenzen, die im klassischen Imperia­
lismus kulminierten, führte zu zwei Weltkriegen, in denen sich die 
moralischen Energien der klassischen Nationalstaaten so verschlis­
sen, daß trotz fortschreitender Rüstungsdynamik und Permanenz re­
gionaler Kriege vom militärischen Patriotismus fast nichts mehr 
übriggeblieben ist. 
Dies paßt nun freilich zur Tendenz der Globalisierung ökonomischer 
und allgemeingesellschaftlicher Zusammenhänge. Denn einerseits 
ist der moderne Nationalstaat auf ökonomische Imperative ausge­
richtet: er schafft und erhält Rahmenbedingungen für die kapitalisti­
sche Industrialisierung; seine zentralistische Struktur ist darauf aus­
gelegt, das ökonomische Wachstum zu stimulieren. Der Staat kann 
dabei selbst als Unternehmer auftreten - trotz der Funktionalisierung 
des Staates für die Zwecke der Akkumulation zeichnet ihn jedoch ei­
ne große Variabilität in den sich herausbildenden Systemlösungen 
aus. Die staatliche Verfassung kann in vielen Schattierungen vom 
demokratischen Parlamentarismus bis zur offen terroristischen Dik­
tatur konzipiert sein, die Wirtschaftspolitik reicht von striktem D i r i ­
gismus bis zu weitgehendem Laisser-faire. Das politische System 
kann föderal modifiziert sein, das Netz der in den Alltag eingreifen­
den Bürokratie kann sehr eng- oder weitmaschig sein. Diese Varia­
bilität entspricht der hochgradigen formalen politischen Rationalität 
der Organisation, die selbst wiederum ihre Entsprechung in der kapi­
talistischen Rationalität hat. Dies ermöglicht eine hohe Flexibilität 
und schafft Steigerangsmöglichkeiten, wie sie ethnische Selbstorga­
nisation weder quantitativ noch qualitativ bieten kann. 
Die angespannte Rationalität des Systems konditioniert aber ande­
rerseits die Notwendigkeit eines Ausgleichs: es ist in besonderem 
Maße angewiesen auf irrationale Ergänzungen. Die Ideologisierung 
von Volk als Staatsvolk gehört dazu. Eine typische Übersteigerungs­
form dieser irrationalen Tendenz ist der Rassismus. Territoriale Ex­
pansion schlechthin (und nicht nur die überseeische) begünstigt Aus­
prägungen verblendeter Exklusivität. Rassismus ist zugleich Resul­
tat der enormen Konkurrenz- und Herrschaftszwänge, denen sich die 
Massen in der modernen Gesellschaft ausgesetzt sehen. Denn der 
moderne Staat steht am Ende einer weit zurückreichenden Serie von 
Trennungsprozessen: Die ursprünglich in ethnischen Gemeinschaf­
ten integrierten Individuen sind auf sehr unterschiedlichen Entwick­
lungswegen aus ursprünglichen Bindungen herausgelöst und in die­
sem Sinne >befreit< worden. Vereinzelung und Zentralisierung in der 
Moderne bedingen und erhalten einander. 

S E L B S T O R G A N I S A T I O N 
A L S RESSOURCE S T A A T L I C H E R P O L I T I K 

Den Individuen eröffnen die modernen Verhältnisse einerseits einen 
großen Reichtum an Optionen, andererseits werden sie vergleichs­
weise schutzlos einer Vielzahl von Ansprüchen ausgesetzt. In der 
Vereinzelung sind die Individuen hochgradig rekombinierbar. Sie 
lassen sich nach funktionalen Erfordernissen in Kollektive zusam­
menfassen. In den staatssozialistischen ebenso wie in den Diktatur­
phasen der kapitalistischen Gesellschaften wird die Selbstorganisati­
on weitgehend durch Zwangsorganisation ersetzt (Gewerkschaften 
als >Transmissionsriemen der Parten und Deutsche Arbeitsfront, 
Komsomol und HJ, FDGB-Urlaub und >Kraft durch Freude<). Durch 
ihre Starrheit sind diese überzentralisierten Staatsformen anderen 
Typen mittel- bis langfristig unterlegen, da Selbstorganisation auf 
der Basis freiwilliger Mitgliedschaft auch für die durch Zwänge er­
zeugten Organisationsformen eine nützliche Ergänzung ist. So ist 
der moderne Betrieb zwar nach den Kriterien funktionaler Organisa­
tion geregelt, er kann aber ohne >infoimelle Organisation (also 
Selbstorganisation) nicht funktionieren. Selbstorganisation bündelt 
spontane Energien, die gegen die Erstarrung des Systems wirken. Sie 
stellt gleichzeitig aber auch ein Gefahrenpotential für ebendieses Sy­
stem dar. 
M i t der Hegemonie der aufstrebenden Bourgeoisie verbunden war 
die ökonomische Funktionalität der klassischen Nationalstaaten; 
dem entsprach die wachsende Bedeutung von Klassenkämpfen. A l ­
lerdings hat entgegen den Erwartungen der Klassiker des Marxismus 
die nationale Frage eine solche Mobilisierungskraft behalten, daß sie 
die soziale Frage in den entscheidenden Momenten immer wieder zu 
überdecken in der Lage war. In Verbindung mit ethnischem »Ge­
meinsamkeitsglauben«, so Max Weber, 1 4 hat sich insbesondere auch 
religiöse Gemeinschaft als Garant nationaler Kontinuität erwiesen. 
Der klassische Fall ist der des Judentums, das nach der Zerstörung 
des altjüdischen Staates durch die schriftliche Kanonisierung seiner 
Riten und Gebote seine Identität bis in die Gegenwart bewahren und 
in neue Staatlichkeit überführen konnte. 1 5 Und in der neueren Ge­
schichte hat die katholische Kirche Polens eine wesentliche Rolle bei 
der Perpetuierung des polnischen Nationalbewußtseins gespielt. 
Im Bereich des Islam erleichtert die Religion interethnische All ian­
zen in der Verteidigung des >nationalen< Territoriums (Beispiel Af­
ghanistan). Der Islam sunnitischer Richtung ist bei der Ablösung der 
britischen Herrschaft über Indien als ideologische Grundlage für die 
Schaffung eines eigenen Staates genutzt worden. Die religiöse 
Klammer vermochte freilich die regionalen Disparitäten zwischen 
Westpakistan und dem heutigen Bangladesch nicht auszugleichen; 
selbst die Einheit des heutigen Pakistan, des früheren Westpakistan, 
wird in erster Linie durch die Armee aufrechterhalten. 
In Anbetracht des Optionsreichtums des modernen Staates muß die 
Dürftigkeit verblüffen, mit der ihn die Kolonialmächte in ihre über­
seeischen Eroberungen umgepflanzt haben. Die Herrschaftsprakti­
ken der Kolonialmächte konnten im einzelnen durchaus unterschied­
lich sein: Übertragung bestimmter Aufgaben an Einheimische, 
Schaffung zentralistischer Organisationen (die natürlich ein Eigen­
interesse an der Niederhaltung der eigenen Landsleute entwickeln 
sollten), Förderung und Instrumentalisierung bereits vorhandener 
Strukturen, Manipulation ethnischer Differenzen oder willkürliche 
Grenzziehungen. 
Die Ineffizienz der politischen Apparate in vielen Staaten der Dritten 
Welt hängt mit der ursprünglich privaten Organisation öffentlicher 
Aufgaben durch die Kolonialhandelsgesellschaften zusammen. Öf­
fentliche Verwaltung reduzierte sich auf die Eintreibung von Abga­
ben, Grundrenten und die Durchsetzung des Zwangshandels. Von 
dort her erklärt sich der repressive und parasitäre Charakter der staat­
lichen Apparate. Diese wurden zu Kolonialzeiten von Fremden ge-
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leitet. Ihre postkolonialen Nachfolger waren meist in der Kultur der 
Metropolen sozialisiert und dadurch der Masse der Bevölkerung ent­
fremdet. Die Volksferne und Realitätsfremdheit der Apparate läßt 
die unproduktiven Momente bürokratischer Organisationen zuun­
gunsten ihres Potentials an Effizienz hervortreten. 

P O S T K O L O N I A L E S T A A T E N 

In weiten Teilen Afrikas kann sich der Staatsapparat nur durch die 
Verwaltung ausländischer Projektmittel und durch direkte Fremdfi­
nanzierung des Staatshaushalts aufrechterhalten. Dem Prozeß der 
Verankerung des modernen Staates (nation building) fehlt die Basis 
eines nachhaltigen Akkumulationsprozesses. Dem schwachen Indu­
strialisierungsgrad entspricht das weitgehende Fehlen einer nationa­
len Bourgeoisie. An die Stelle des Klassenkampfes zwischen Bour­
geoisie und Proletariat tritt der Stadt-Land-Antagonismus und das 
Problem regional-ethnischer Disparitäten. Die Stagnation und der 
Niedergang der modernen Sektoren verschärfen die Verteilungs­
kämpfe; der Zugang zum staatlichen Apparat wird zur Überlebens­
frage. Damit wird der Staat zum Moloch, der - unfähig, gesellschaft­
liche Prozesse zu organisieren - die Entfaltung von Selbstorganisati­
on nicht selten im Blut erstickt. In vielen Regionen äußert sich der in­
stitutionelle Verfall von Staatlichkeit in ethnizistischem Klientilis-
mus und militärischem Despotismus, wobei letzterer zwar mit dem 
Anspruch der Bekämpfung des erstgenannten Übels auftritt, selbst 
aber durchaus nach dem gleichen Muster operiert. 
Urbanisierte Eliten haben insbesondere in afrikanischen Befreiungs­
bewegungen die Programmatik und Institutionenpolitik der neuen 
Staaten bestimmt. Die von ihnen betriebene Politik nationalstaatli­

cher Vereinheitlichung verletzte aber die Identitätsbedürfnisse ihrer 
in ethnischen Gemeinschaften lebenden Landsleute. Die primär von 
außen inszenierten Destabilisierungsoperationen konnten in Angola 
und Mosambik die so geschaffenen Ressentiments nutzen. 1 6 Der 
Staatsverfall verweist die Menschen zwangsläufig auf die Inan­
spruchnahme ethnischer Loyalitäten. Ethnische Assoziationen ge­
winnen dadurch auch in den Städten zusätzlich an Bedeutung. 
Die Vorhaben, Modernisierungsprogramme gegen ethnische Struk­
turen zu realisieren, sind im wesentlichen gescheitert. Das betrifft 
auch die Versuche, die Partizipation der örtlichen Bevölkerung in 
ländlichen Entwicklungsprojekten zu fördern. Die Logik der Ent­
wicklungsbürokratie verhindert oft eine konstruktive soziale Kom­
munikation zwischen den Technikern und den bäuerlichen Gruppen. 
Die Fähigkeiten der Landbewohner, auf dem Wege der Selbstorga­
nisation auch neue Aufgaben zu lösen, wurden meist ignoriert. Die 
bereits in der Kolonialzeit geübte Einschaltung von Mittelsmännern 
(Häuptlingen) hat dieses Dilemma nicht beheben können. 
Dabei wäre die effektive Respektierung von Autonomie in Gebieten, 
die de facto auf der Grundlage der ethnischen Gemeinschaft organi­
siert sind, nicht nur ein geeignetes Mit tel zur Reduzierung unpro­
duktiver Staatsausgaben. Sie würde ein vordringliches Ziel sichern: 
die Konsolidierung ländlicher Räume hinsichtlich ihrer Fähigkeit 
zur Selbstversorgung. Die Anerkennung von Ethnizität ist insofern 
keine ideologische Frage, sondern die des Überlebens von Subsi-
stenzproduzenten - und indirekt nicht selten von Städten und Staa­
ten! Die staatliche Modernisierungspolitik versucht jedoch im Ge­
genteil meistens, diese Räume als innere Kolonien auf die Produkti­
on von Exportgütern und von Lebensmitteln für die städtischen Zen­
tren auszurichten - mit zumindest mittelfristig negativem Ergebnis. 

Interethnische Allianzen, deren Stiftung durch die gemeinsame Religion erleichtert wurde, erlaubten den Afghanen einen erfolgreichen Kampf gegen die aus­
ländischen Besatzer und ihre einheimischen Helfer (im Bild der Basar von Khost in der Schlußphase der Kämpfe gegen die damalige Regierung im April 1991), 
zerbrachen bald darauf und formieren sich immer wieder neu. 
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SEZESSION, F Ö D E R A L I S M U S , A U T O N O M I E 

Die völkerrechtliche Paradoxie, daß einerseits das Selbstbestim­
mungsrecht der Völker (mittlerweile) anerkannt ist, andererseits die 
Souveränität aller UN-Mitgliedstaaten ihre territoriale Integrität 
einschließt, bedarf dringend einer konstruktiven Auflösung. Diese 
liefe auf die Anerkennung eines Sezessionsrechtes für territorial ab­
gegrenzte ethnische Gruppen hinaus. Dies hätte auf der Basis eines 
international überwachten Referendums zu geschehen. Ein Recht auf 
Loslösung aus einem bestehenden Staatsverband darf nicht aus­
schließlich an den Nachweis vorangegangener schwerer Menschen­
rechtsverletzungen gebunden werden. 
Eine völkerrechtliche Verankerung des Sezessionsrechtes in der 
UN-Charta oder anderen internationalen Instrumenten bedürfte frei­
lich eines zusätzlichen normativen Regelwerks, in dem über die 
Richtlinien bezüglich des Referendums hinaus die allgemeinen Mo­
dalitäten bei Sezessionen (Garantien für neu entstehende Minderhei­
ten, vorgängige Regelung ökonomischer und ökologischer sowie 
rechtlicher Probleme) festgelegt würden. A n deren Einhaltung wäre 
die völkerrechtliche Anerkennung jedes neuen Staates zu binden. 
Daraus folgt keineswegs eine Idealisierung des Sezessionsrechtes 
oder gar eine Glorifizierung staatlicher Existenz von Ethnien. Ange­
strebt werden sollte eher eine Entdramatisierung von Staatlichkeit 
und von nationalstaatlichem Pathos. 
Voraussetzung für die Autonomie ethnischer Minderheiten ist die 
Anerkennung ihrer Existenz und Identität. Die Irrationalität intereth­
nischer Konflikte hängt vielfach mit der Verweigerung dieser Aner­
kennung durch den Staat zusammen - man denke nur an die offiziel­
le Klassifizierung der türkischen Kurden als >Bergtürken<. Die Wirk­
samkeit dieser Konzeption hängt allerdings entscheidend davon ab, 
daß eine Autonomie rechtzeitig vereinbart wird. Ist ein Konflikt erst 
einmal eskaliert, bleiben selbst weitgehende Autonomieangebote 
meist erfolglos. 
In Gebieten mit ethnischer Selbstorganisation kommt es der Bevöl­
kerung gerade nicht darauf an, alle Strukturen von Staatlichkeit aus­
zubilden. Von hier aus lassen sich auch Autonomiestatute für staats­
freie Gebiete konzipieren. Autonome Zonen können eine kriegsver­
hindernde Pufferfunktion ausüben, indem sie die unmittelbare mi­
litärische Konfrontation von Nachbarstaaten abbauen helfen. Die 
>Tribal Areas< der Nordwestprovinz Britisch-Indiens beziehungs­
weise des heutigen Pakistan haben jahrzehntelang diese Funktion er­
füllt. 
Dieses Plädoyer für ein Überdenken der Ethnizitätsproblematik ver­
steht sich nicht als ein fertiges Konzept, das ein Passepartout für alle 
möglichen politischen Krisen abgibt. Es führt insbesondere nicht 
weiter, wenn auf eventuelle Widerlegungen des Ansatzes in der po­
litischen Wirklichkeit mit Ausflüchten reagiert wird. 
Hier ist insbesondere der Zerfall des somalischen Staates anzu­
führen. Zum Zeitpunkt der Unabhängigkeit wurde den Somaliern die 
Chance zugeschrieben, den neuen Staat im Geist ihrer >Hirtendemo-
kratie< aufzubauen. Die Bedingungen für eine demokratische Ent­
wicklung galten deswegen als besonders gut, weil das Land im we­
sentlichen nur von einer Großethnie bewohnt wird. Das Fehlen inter­
ethnischer Konflikte wurde als großer Vorteil gegenüber den mei­
sten anderen Gesellschaften im Afrika südlich der Sahara hervorge­
hoben. 1 7 Doch der Staatsstreich Siad Barres 1969 strafte die eupho­
rischen Erwartungen Lügen. Der Putsch läßt sich sicherlich ansatz­
weise aus der Existenz eines von den Kolonialmächten aufgebauten 
Sicherheitsapparates als exogenem Faktor erklären. Die Modernisie­
rungspolitik Barres war jedenfalls programmatisch gegen die tradi­
tionellen Werte und Strukturen gerichtet, wobei der Diktator selbst 
eine engstirnige Politik zugunsten seines eigenen Subclans prakti­
zierte. Der Mißerfolg der Wirtschaftspolitik, insbesondere aber der 
Ogaden-Irredentismus Barres, der das Land in einen verlustreichen 

Krieg mit Äthiopien trieb, verschärfte die unterdrückten regionalen 
Spannungen und Clan-Rivalitäten bis zum Zusammenbruch des Re­
gimes. 
Die anschließenden blutigen Wirren freilich zeigen die Verwundbar­
keit einer segmentären Großgesellschaft, ihre Anfälligkeit für selbst­
zerstörerische Chaotisierung. Zumal im Falle Somalias traditionelle 
Konfliktlösungsmechanismen und der Einfluß der Clan-Ältesten 
schwinden mußten, sobald junge Männer zu Tausenden, nicht zuletzt 
getrieben von wirtschaftlicher Not, in die Städte abwanderten oder 
sich sogenannten Milizen anschlossen, wo sie aus schier unerschöpf­
lichen Quellen mit ausländischen Waffen versorgt wurden. Denn 
wenn schon gehungert wird, dann betrifft dies immer zuletzt die, die 
ein Gewehr in der Hand halten. 

Die etatistische Version von Politik steckt weltweit in einer tiefen 
Krise. Die wirtschaftliche Entwicklung der einzelnen Länder und die 
Arbeitsplatzsicherheit ihrer Bewohner werden immer weniger durch 
nationalstaatliche Entscheidungen bestimmt, die Reaktion auf die 
ökologische Krise ist schon lange keine einzelstaatliche Angelegen­
heit mehr, und staatliche Abschottung ist gegen weltweite Kommu-

1 UN-Dok. A/50/60-S/1995/1 v. 3.1.1995 (Ergänzung zur »Agenda für den Friedens 
Positionspapier des Generalsekretärs anläßlich des fünfzigsten Jahrestages der Ver­
einten Nationen), Ziffern 5 und 10. 

2 Dazu Karl Josef Partsch, >Volk< und >Nation< im internationalen Recht - einst und 
jetzt, V N 2/1990 S. 41 ff. 

3 Siehe zuletzt den Schwerpunkt »Gegenwärtige Probleme des Selbstbestimmungs-
rechts< in V N 1/1993 mit den Beiträgen von Otto Kimminich, Die Staatensouverä­
nität wird durchlässig. Zur Frage eines föderalen Selbstbestimmungsrechts, S. 5 ff.; 
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5 A/47/277-S/24111 v. 17.6.1992 (Agenda für den Frieden. Vorbeugende Diplomatie, 
Friedensschaffung und Friedenssicherung); deutsch als Nr. 43 der Reihe »Zur Dis­
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6 Boutros Boutros-Ghali, Globalisierung und Erwachen der Nationen. Der UN-Gene­
ralsekretär vor der Deutschen Gesellschaft für die Vereinten Nationen, V N 1/1993 
S. 1 ff. (3). 
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nedict Anderson, Die Erfindung der Nation, Frankfurt 1988; Fredrik Barth (ed.), Eth­
nic Groups and Boundaries, London 1973; Basil Davidson, The Black Man's Burden. 
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Paschtunistan-Irredentismus wurde mit dem Ost-West-Konflikt gekoppelt und hat 
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10 Ein aktuelles Beispiel bietet die Inkatha-Bewegung in Südafrika; vgl. Gerhard Maré, 
Ethnicity and Politics in South Africa, London 1993. 

11 Eine »segmentäre Gesellschaft ist eine politisch nicht durch eine Zentralinstanz or­
ganisierte Gesellschaft, deren politische Organisation durch gleichrangige und 
gleichartig unterteilte Gruppen vermittelt ist. Vor der Ausbildung der Staaten waren 
in allen Erdteilen segmentäre oder andere nicht-staatlich organisierte Gesellschaften 
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Sigrist, Regulierte Anarchie. Untersuchungen zum Fehlen und zur Entstehung politi­
scher Herrschaft in segmentären Gesellschaften Afrikas, 3. Aufl. Hamburg 1994. 

12 Siehe die französischen Verfassungen von 1791 (»Le royaume est un et indivisible«) 
und 1793 (»»La République est une et indivisible«). 

13 Marcel Mauss, L a Nation, in: Oeuvres, vol. 3, Paris 1969. 
14 Max Weber, Wirtschaft und Gesellschaft, Tübingen 1920. 
15 Jan Assmann, Das kulturelle Gedächtnis, München 1992. 
16 Christian Geffray, L a cause des armes au Mozambique, Paris 1990. 
17 Hierzu Katsuyoshi Fukui / John Markakis (eds.). Ethnicity & Conflict in the Horn of 

Africa, London 1994. 
18 Vgl. Kimminich (Anm. 3). 
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nikationssysteme nur noch höchst partiell wirksam. Entwicklung 
hängt im Gegenteil vom Anschluß an diese Systeme ab, und ange­
sichts interregional und -kontinental konzipierter militärischer Sy­
steme ist nationale Mobilisierung und Grenzziehung so obsolet ge­
worden wie der Burgenbau nach der Einführung der Kanone. 
Die klassischen Nationalstaaten haben sich in große ökonomische 
Räume und im Falle Europas in eine politische Union integriert. A n 
der Peripherie des Weltsystems haben die neuen Staaten die in sie ge­
setzten Hoffnungen enttäuscht. Hier kann nur die Frage formuliert 
werden, ob neu sich herausbildende übergreifende politische Struk­
turen auch Gebieten mit ethnischer Selbstorganisation neue Chancen 
für ein Überleben bieten, ob aus Reservaten autonome Gebiete wer­
den können. 
Eine Antwort auf interethnische Konfliktlagen kann die Ablösung 
einer zentralistischen Staatsverfassung durch eine föderative Struk­
tur sein. 1 8 Das Schicksal des ehemaligen jugoslawischen Bundes­
staates ist wenig geeignet, um die Tragfähigkeit eines solchen Kon­
zeptes vorschnell abzutun. Immerhin hat dort - nach spärlichen ver­
gleichbaren Ansätzen im Königreich der Zwischenkriegszeit - eine 
föderative Struktur viereinhalb Jahrzehnte lang den gesamtstaatli­
chen Zusammenhalt eines Territoriums ermöglicht, das jahrhunder­
telang von schweren kriegerischen Konflikten zerrissen worden war. 
Das Scheitern von Titos Staatsidee ist nicht nur auf die chronische 
Wirtschaftskrise und die Delegitimierung des >Bundes der Kommu­
nisten* zurückzuführen, sondern wesentlich auch Resultat der Tabui-

sierung ethnischer Spannungen im politischen Diskurs bei gleichzei­
tig zunehmendem serbischen Hegemoniestreben. Gerade das Fehlen 
von klaren Regelungen für den Sezessionsfall hat die Gewaltsamkeit 
des Trennungsprozesses begünstigt. 
Föderative Strukturen beinhalten das Merkmal der Autonomie von 
territorialen Bestandteilen des Gesamtstaates. Im Falle von ethnisch 
distinkten Territorien geht es insbesondere um die kulturelle Auto­
nomie. Um ein Auseinanderbrechen eines Staatsverbandes zu ver­
hindern, kann die Vereinbarung völliger innerer Selbstbestimmung 
über die Kulturautonomie hinaus eine pragmatische Lösung darstel­
len. Die Beibehaltung einer gemeinsamen Staatsangehörigkeit kann 
im Interesse der Bewohner eines autonomen Gebietes liegen, schon 
um den Zugang zum Arbeitsmarkt und die Teilhabe am Wirt­
schaftsprozeß des Gesamtstaates zu regeln. Auch wenn die Gesetz­
gebungskompetenz an die Instanzen des autonomen Gebietes über­
geht, bleibt die Möglichkeit, die gewachsene wirtschaftliche Ver­
flechtung, insbesondere die Währungseinheit , beizubehalten. 
A u f dem Weg dahin wäre die Herstellung eines internationalen Kon­
senses über völkerrechtliche Vereinbarungen zum Sezessionsrecht 
und deren Erprobung eine sinnvolle Aufgabenstellung für die Ver­
einten Nationen. Dies würde eher in die Zukunft weisen als Überle­
gungen zu einer neuen internationalen Treuhandschaft über geschei­
terte Staaten (failed states) oder eine nicht nur politisch, sondern 
schon logistisch und finanziell kaum realisierbare Ausweitung mi ­
litärischer Friedensdurchsetzung. 

Leben und Uberleben in Trockengebieten 
Das Übereinkommen der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung 

Etwa hundert Länder mit rund 900 Millionen Einwohnern liegen 
ganz oder teilweise in den Trockenzonen der Erde. Sie sind in unter­
schiedlichem Maße von der Desertifikation betroffen. Desertifikati-
on bedeutet Landdegradierung und Ressourcenzerstörung in 
Trockenzonen. Die Generalversammlung der Vereinten Nationen 
hat am 23. Dezember 1994 mit ihrer Resolution 491234 die ein hal­
bes Jahr zuvor, am 17. Juni, in Paris nach Verhandlungen eines zwi­
schenstaatlichen Ausschusses erfolgte Annahme des Ubereinkom­
mens der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der Wüstenbildung1 

ausdrücklich begrüßt, ebenso die Unterzeichnung des neuen Ver­
tragswerks durch eine große Zahl von Staaten am 14. und 15. Okto­
ber. Die Erarbeitung der neuen Konvention war Bestandteil des Fol­
geprozesses zur Konferenz der Vereinten Nationen über Umwelt und 
Entwicklung (UNCED) von 1992 ;2 in Kapitel 12 der in Rio be­
schlossenen >Agenda 21 < war dem dahin gehenden Wunsch der afri­
kanischen Staaten entsprochen worden. 

I . Existenzfrage für 900 Millionen Menschen 

Das Ü b e r e i n k o m m e n der Vereinten Nationen zur Bekämpfung der 
Wüstenbildung in den von Dürre und/oder Wüstenbildung schwer 
betroffenen Ländern, insbesondere in Afrika< handelt von den ari­
den, semi-ariden und trocken-subhumiden Zonen der Erde. In diesen 
Zonen beträgt das Verhältnis von mittlerem Jahresniederschlag zur 
potentiellen Evaporation weniger als 0,65. 
Die allgemein übliche Übersetzung von >desertification< - wie es i m 
englischen Originaltext heißt - mit >Wüstenbildung< ist nicht ganz 
glücklich, da sie zu dem Mißverständnis führen könnte, >Desertifika-
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tionsbekämpfung< wäre als die Fruchtbarmachung der Wüsten zu 
verstehen. M i t Wüsten hat dieses Übereinkommen aber nichts zu 
tun. Wüsten sind ausschließlich klimatisch definierte Regionen der 
Erde. Desertifikation dagegen ist ein Zerstörungsprozeß, der in un­
terschiedlichen Klimazonen, auch in trockenen subhumiden Zonen, 
stattfinden kann. Unter >Desertifikationsbekämpfung< versteht man 
daher Maßnahmen zur umweltschonenden, nachhaltigen Nutzung 
und Bewirtschaftung von Landressourcen in Trockengebieten. 
Besonders Afrika leidet unter der Landdegradierung und Ressour­
cenzerstörung, weil zwei Drittel des Kontinents zu den Trockenge­
bieten gehören. Die Walddecke Afrikas südlich der Sahara wurde 
1980 auf etwa 680 M i l l Hektar geschätzt. Sie wurde mit einer Jah­
resrate von 3,7 M i l l Hektar verringert - mit steigender Tendenz. Das 
hat zur Folge, daß etwa die Hälfte des Ackerlandes im Afrika südlich 
der Sahara von Bodendegradation und Erosion betroffen ist. Etwa 
80 v H der Weideflächen zeigen Degradationserscheinungen.3 Für 
die letzten zwei Jahrzehnte schätzt die Weltbank die Zahl der Um­
weltflüchtlinge aus Trockengebieten auf 10 Mil l ionen. 4 

Die Dramatik der Fehlentwicklung wurde durch die Dürre in Afrika, 
insbesondere in der Sahelzone, am Ende der sechziger und zu Beginn 
der siebziger Jahre augenfällig. Sie wurde auf der ersten Umwelt­
konferenz der Vereinten Nationen 1972 in Stockholm erkannt; das 
dort neu gegründete Umweltprogramm (UNEP) wurde beauftragt, 
umfassende Untersuchungen über Desertifikationsprozesse und die 
damit verbundenen ökologischen, sozialen und ökonomischen Fol­
gen durchzuführen. Die Ergebnisse der Untersuchungen führten auf 
der dann einberufenen >Konferenz der Vereinten Nationen über das 
Vordringen der Wüsten< (United Nations Conference on Desertifica-
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tion, UNCOD) 1977 in Nairobi dazu, daß ein umfangreicher A k t i ­
onsplan zur Bekämpfung der Wüstenbildung (Plan of Action to com­
bat Desertification) mit 28 Empfehlungen beschlossen wurde. 5 

Obwohl viel Geld und technisches Wissen in diesen Plan investiert 
wurde, stellte der Vorbereitungsausschuß für die UNCED bei seiner 
Analyse der Desertifikationsprobleme das Scheitern der Anstren­
gungen fest. M i t dem in der >Agenda 21 < enthaltenen Auftrag und 
dem Beschluß der UN-Generalversammlung in ihrer Resolution 
47/188 vom 22. Dezember 1992, einen zwischenstaatlichen Ver­
handlungsausschuß für die Ausarbeitung eines internationalen Über­
einkommens einzusetzen, wurde ein neuer Anfang gemacht. Die In­
dustrieländer gaben ihre Zurückhaltung, zusätzlich zu den beiden in 
Rio unterzeichneten internationalen Konventionen - dem Rahmen­
übereinkommen der Vereinten Nationen über Kl imaänderungen 6 

und dem Übereinkommen über die biologischen Vielfalt 7 - eine wei­
tere internationale Umweltkonvention auszuhandeln, insbesondere 
auf Druck der afrikanischen Delegationen, die die drei Konventio­
nen als ein Gesamtpaket betrachteten, auf, um die Unterzeichnung 
der beiden anderen Übereinkommen nicht zu gefährden. Während 
insbesondere die afrikanischen Staaten argumentierten, daß die Um­
weltbeschlüsse von Rio nur mit der besonderen Berücksichtigung ih­
rer Interessen an der Desertifikationsbekämpfung in völkerrechtlich 
verbindlicher Form ausgewogen seien, hatten die Industrieländer vor 
allem Bedenken, ob ein völkerrechtliches Übereinkommen das ge­
eignete Mittel sei, die betroffenen Menschen in den Trockengebieten 
zu einem ökologisch dauerhaft angepaßten Verhalten anzuhalten. 

Die im Juni 1994 abschließend verhandelte Konvention, die mittler­
weile von über 100 Ländern unterzeichnet wurde, muß noch zeigen, 
ob sie einen geeigneten Rahmen für erfolgreiche Problemlösungs­
ansätze bietet. Für die Bundesrepublik Deutschland und für die Eu­
ropäische Union unterzeichnete der damalige Bundesumweltmini­
ster Klaus Töpfer am 14. Oktober 1994 bei der Zeichnungskonferenz 
in Paris und verwies auf die Chancen der Konvention durch die bes­
sere Koordinierung auf der Basis partizipativ erarbeiteter Program­
me. 
Derzeit laufen in vielen Unterzeichnerstaaten die Ratifikationsvor­
bereitungen. Die Konvention tritt am 90. Tage, nachdem der 50. M i t ­
gliedstaat seine Ratifikationsurkunde hinterlegt hat, in Kraft. Es wird 
damit gerechnet, daß dies gegen Ende 1996 der Fall sein wird. Die 
erste Konferenz der Vertragsstaaten muß innerhalb des ersten Jahres 
nach Inkrafttreten der Konvention einberufen werden. 

I I . Verhandlungsschwerpunkte 

Der erste Schwerpunkt der Verhandlungen, die in den Jahren 1993 
und 1994 auf insgesamt fünf Tagungen des mit Resolution 47/188 
ins Leben gerufenen Zwischenstaatlichen Ausschusses geführt wur­
den, ergab sich aus den Lehren, die aus dem Scheitern des U N - A k t i ­
onsplans von 1977 zu ziehen waren; der zweite betraf den Umfang 
von neuen Institutionen und die Frage der Finanzierung. Die Er­
kenntnis, die aus dem Fehlschlag des in Nairobi vereinbarten A k t i ­
onsplans gewonnen wurde, war naheliegend: ohne die Einbindung 
der betroffenen Bevölkerung in die Maßnahmen verantwortlicher 
Bewirtschaftung sind keine wesentlichen Fortschritte zu erzielen. 
Dies hatte man 1977 versäumt zu beachten. Diese Erkenntnis liefer­
ten auch die praktischen Erfahrungen bei zahlreichen Vorhaben der 
verschiedenen bilateralen Geber, besonders auch bei denen der deut­
schen Entwicklungszusammenarbeit, mit der Desertifikations­
bekämpfung: mehr Verantwortung muß von den Regierungen zu den 
betroffenen Menschen verlagert werden. 
Dezentralisierung von Planung und Durchführung der Maßnahmen 
und Partizipation der Betroffenen an den Entscheidungen waren des­
halb die zentralen Stichworte. Während die Vertreter der in der 
>Gruppe der 77< (G-77) zusammengeschlossenen Entwicklungslän­
der Klimaveränderungen als Desertifikationsursache - und damit die 
Industrieländer mit ihrem großen C 0 2 - A u s s t o ß als Verursacher - in 
den Vordergrund stellen wollten, bestanden die Industrieländer auf 
den sozio-ökonomischen Faktoren als den wesentlichen Ursachen. 
Für diese standen deshalb die Klärung von Landnutzungsfragen und 
die Festlegung klarer Landnutzungsrechte für die Betroffenen als 
Maßnahmen im Vordergrund. Wenn die lokale Bevölkerung für die 
umweltgerechte Landnutzung verantwortlich sein soll, muß sie klare 
Landnutzungsrechte wahrnehmen können: sie muß kontrollieren 
können, wie die Ressourcen genutzt werden. Wenn Bauern sich für 
die Bodenterrassierung, das Pflanzen von Bäumen, die Wiederher­
stellung der Bodenfruchtbarkeit einsetzen und hierfür investieren 
sollen, dann müssen sie sicher sein können, daß sie die Früchte ihres 
Einsatzes genießen und ihren Anspruch im Zweifel auch rechtlich 
durchsetzen können. 
Die örtliche Bevölkerung, insbesondere die Frauen, und Nichtregie­
rungsorganisationen (NGOs) sollen auf die zu erstellenden Nationa­
len Aktionsprogramme (NAP) einwirken können. Dem Ansatz, das 
jeweilige NAP von unten nach oben, partizipativ und dezentral zu er­
arbeiten, wurde seitens der Industrieländer intensiver Verhandlungs­
einsatz gewidmet. Dieser Zielrichtung standen die Forderungen der 
Entwicklungsländer nach zusätzlichen umfangreichen Forschungs­
einrichtungen, wissenschaftlichen Institutionen, Ausbildungsein­
richtungen und einem großem Konventionssekretariat mit operati­
ven Aufgaben auf globaler wie regionaler und subregionaler Ebene 
entgegen. Ob mit den gefundenen Kompromissen Fortschritte erzielt 
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werden konnten, wird die spätere Anwendungspraxis zeigen müs­
sen. 
Der zweite Schwerpunkt wurde von den Finanzierungsfragen 
bestimmt. Während die Klimarahmenkonvention und die 
Konvention über die biologische Vielfalt als vorläufigen Finan­
zierungsmechanismus auf die Globale Umweltfazilität (GEF) ver­
weisen können, waren die Industrieländer nicht bereit, einen neuen 
multilateralen Fonds zu errichten. Sie argumentierten, daß es sich 
nicht um ein neu auftauchendes globales Problem handele, sondern 
um die bessere Planung und Koordinierung bisher schon in großem 
Umfang laufender Maßnahmen und bereitstehender Mittel 
(Deutschland finanziert bei der bilateralen Hilfe für laufende 
Vorhaben, die künftig unter die Konvention fallen würden, über 2 
Mrd D M in der bilateralen Zusammenarbeit) und daß die Finan­
zierung guter Programme bisher kein Engpaß sei. Von der Welt­
bank wurde diese Haltung geteilt. 

I I I . Inhalt des Übereinkommens 

Das Übereinkommen besteht aus 40 Artikeln und vier Anlagen über 
seine regionale Durchführung in Afrika, in Asien, in Lateinamerika 
und der Karibik sowie in der Region nördliches Mittelmeer. Das 
Übereinkommen ist gegliedert in Teil I (Einleitung; Art . 1-3), Teil I I 
(Allgemeine Bestimmungen; Art . 4-8), Teil I I I (Aktionsprogramme, 
Wissenschaftliche und Technische Zusammenarbeit sowie unter­
stützende Maßnahmen; Art. 9-21), Teil I V (Institutionen; Art . 22-
25), Teil V (Verfahren; Art. 26-32) sowie Teil V I (Schlußbestim­
mungen; Art . 33-40). 

Teil I: Einleitung 
Der Einleitungsteil behandelt Begriffsbestimmungen (Art. 1), Ziele 
(Art. 2) und Grundsätze (Art. 3) der Konvention. Neben den schon 
erläuterten Begriffen, die mit der Desertifikation zusammenhängen, 
wird hier der Begriff der >Milderung von Dürrefolgen< bestimmt. 
Der Versuch, die Milderung von Dürrefolgen im Konventionstitel zu 
verankern, wurde abgewehrt, weil er vom Kernthema der Bekämp­
fung der Wüstenbildung weg- und in die Bereiche der Nothilfe hin­
eingeführt hätte. M i t der Konzentration auf die Vorsorgemaßnah­
men, nämlich »die Anfälligkeit der Gesellschaft und der natürlichen 
Systeme für Dürren im Rahmen der Bekämpfung der Wüstenbil­
dung« zu verringern, ließ sich aber ein für alle Seiten tragbarer Kom­
promiß finden. Wichtig ist auch, daß die »betroffenen Länder« weit 
über die Gruppe der Entwicklungsländer hinausreichen, nämlich 
Australien, die USA, Kanada wie auch die nördlichen Mittelmeeran­
rainer (außer Frankreich und Italien) mit umfassen. Es wird damit 
deutlich, daß es sich bei der Desertifikation um ein weltweit verbrei­
tetes Problem handelt, auch wenn eine finanzielle Unterstützung nur 
für die betroffenen Entwicklungsländer vorgesehen ist. In Art . 3 a) 
wird die Beteiligung der Bevölkerung und örtlichen Gemeinschaften 
sowie in 3 c) die Partnerschaft auch mit NGOs festgehalten. Für die 
Seite der Geberländer waren diese verbindlichen Festschreibungen 
wichtige Fortschritte im Nord-Süd-Dialog. 

Teil II: Allgemeine Bestimmungen 
Der zweite Teil handelt von dem Verhältnis dieses Übereinkommens 
zu den anderen Übereinkommen (Art. 8) und von den Verpflichtun­
gen der Vertragsparteien. »Alle« Vertragsparteien verpflichten sich 
zur Koordinierung ihrer Anstrengungen (Art. 4), alle »betroffenen« 
Vertragsparteien verpflichten sich, bestimmte Maßnahmen der Ursa­
chenbekämpfung durchzuführen (Art. 5), zum Beispiel die Schaf­
fung der notwendigen rechtlichen Grundlagen für ein bei der 
Bekämpfung der Wüstenbildung günstiges Umfeld und die Bereit­
stellung angemessener Mittel (auch Haushaltsmittel). Die entwickel­
ten Länder verpflichten sich, die Bemühungen der betroffenen Ver­

tragsparteien unter den Entwicklungsländern zu unterstützen 
(Art. 6), insbesondere in Afrika (Art. 7). 

Teil III: Aktionsprogramme, Wissenschaftliche und Technische 
Zusammenarbeit sowie unterstützende Maßnahmen 

Abschnitt 1: Aktionsprogramme (Art. 9-15) 

Der Abschnitt 1 befaßt sich mit dem Kernstück des Übereinkom­
mens, den Aktionsprogrammen und zwar insbesondere den Nationa­
len Aktionsprogrammen (NAP), die betroffene Entwicklungsländer 
durchführen müssen und andere betroffene Länder auf freiwilliger 
Basis durchführen können. Die NAP bilden den Rahmen für alle 
Maßnahmen, die die betroffenen Länder zur Umsetzung der Kon­
vention ergreifen (Art. 9). Diese Programme werden unter fort­
währender Einbeziehung der Betroffenen auf der Grundlage der 
Lehren aus vor Ort durchgeführten Maßnahmen sowie auf der 
Grundlage von Forschungsergebnissen aktualisiert. 
Die NAP müssen eine regelmäßige Überprüfung ihrer Durchführung 
sowie eine Berichterstattung über die dabei erzielten Fortschritte 
vorschreiben (Art. 10, Abs. 2). Ein neues Element ist die Verpflich­
tung der betroffenen Entwicklungsländer, bei der Erarbeitung 
»auf örtlicher, nationaler und regionaler Ebene für eine wirksame Beteiligung 
nichtstaatlicher Organisationen und örtlicher Bevölkerungsgruppen, und zwar 
unter Berücksichtigung von Männern und Frauen,8 insbesondere von Res­
sourcennutzern, einschließlich Landwirten und Weidetierhaltern und deren 
Berufsorganisationen, an der politischen Planung, am Entscheidungsprozeß 
sowie an der Durchführung und Überprüfung nationaler Aktionsprogramme« 
zu sorgen (Art. 10, Abs. 2f). Wer die politisch-soziale Wirklichkeit in 
vielen der betroffenen Entwicklungsländer kennt, wird hier eine wich­
tige Grundlage für den Politikdialog im Rahmen der vorgesehenen 
Partnerschaftsabkommen (Afrika-Anlage, Art . 18) finden können. 
Der Versuch insbesondere der USA, die Bevölkerungsentwicklung 
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als eine anerkannte Hauptursache für die Desertifikation in entspre­
chende Planungen einzuführen, ist auf Grund massiven Widerstands 
der Entwicklungsländer auf die bloße Erwähnung des Wortes »Be­
völkerungsdynamik« (Art. 10, Abs. 4) geschrumpft. 
Ergänzend zu den NAP sind subregionale und regionale Aktionspro­
gramme vorgesehen (Art. 11). >Region< ist im Sinne der Konvention 
dabei als Kontinent zu verstehen. Subregionale Programme werden 
insbesondere in Afrika eine Rolle spielen. Schon jetzt unterstützt die 
deutsche Entwicklungszusammenarbeit subregionale Institutionen: 
das Sahara-Sahel-Observatorium (OSS), den Ständigen Z w i ­
schenstaatlichen Ausschuß zur Bekämpfung der Dürre in den Sahel-
Ländern (CILSS), die ostafrikanische Zwischenstaatliche Behörde 
zu Dürre und Entwicklung ( IGADD) und die Entwicklungskonfe­
renz für das Südliche Afrika (SADC). Der Gesichtspunkt der Subsi­
diarität wird deutlich im letzten Satz des Art . 11, wo die Aufgaben 
der überregionalen Zusammenarbeit beschrieben werden: 
»Eine solche Zusammenarbeit kann vereinbarte gemeinsame Programme für 
die nachhaltige Bewirtschaftung grenzüberschreitender natürlicher Ressour­
cen, Wissenschaftliche und Technische Zusammenarbeit sowie die Stärkung 
einschlägiger Institutionen umfassen.« 
Den afrikanischen Staaten und den Ländern, die am wenigsten ent­
wickelt sind, ist Vorrang bei der Unterstützung zu geben (Art. 13, 
Abs. 2). Herausgehoben wird die Bedeutung der Koordinierung der 
Hilfe von Gebern untereinander, von Geber- und Nehmerland sowie 
mit den zwischenstaatlichen und nichtstaatlichen Organisationen 
(Art. 14). Art . 15 verweist auf detaillierte Forderungen in den Anla­
gen über die regionale Durchführung des Übereinkommens. 

Abschnitt 2: Wissenschaftliche und Technische Zusammenarbeit 
(Art. 16-18) 

In diesen drei Artikeln spiegelt sich eine Analogie mit den anderen 
Umweltkonventionen wider, die allerdings auf ihren Gebieten (im 
Gegensatz zur Desertifikationsbekämpfung) Neuland zu betreten ha­
ben. Aus deutscher Sicht hat dies - gemessen an den sehr langen und 
intensiven Erfahrungen der deutschen Entwicklungszusammenar­
beit auf dem Gebiet der Desertifikationsbekämpfung - zu einer 
Überbetonung der Rolle von Informationsaustausch, Technologie­
transfer, Forschung und Entwicklung geführt. Die Bedeutung dieser 
Forderung wird angesichts der Fülle bekannter erfolgreicher Verfah­
ren und Techniken völlig überschätzt, die örtlichen und länderspezi­
fischen Hemmnisse im Boden- und Landnutzungsrecht aber werden 
unterschätzt. Die Industrieländer haben deshalb darauf bestanden, 
daß die Nutzung und Vernetzung vorhandener Einrichtungen Vor­
rang haben muß. 

Abschnitt 3: Unterstützende Maßnahmen (Art. 19-21) 

Da es sich bei Landnutzungsformen und -Systemen in den betroffe­
nen Entwicklungsländern oft um politisch empfindliche Themen 
handelt und starke, am Status quo orientierte Interessengruppen vor­
handen sind, kommt es darauf an, daß über die Folgen der fortschrei­
tenden Desertifikation auf breiter Basis aufgeklärt wird. In Bewußt­
seinsbildung und Ausbildung der betroffenen Bevölkerung liegt ein 
Schlüssel zur Lösung der Probleme. Deshalb kommt dem Art . 19 
(»Aufbau von Kapazitäten, Bildung und öffentliches Bewußtsein«) 
bei der künftigen Umsetzung und bei den schon laufenden Dring­
lichkeitsmaßnahmen große Bedeutung zu. 
Das Thema der Verhandlungen, das seinerzeit noch in der letzten 
Nacht (unter Anhaltung der Uhren) zu einer Verhandlungskrise ge­
führt hatte, war erwartungsgemäß die Frage der Finanzierung. Es 
ging darum, ob ein neuer Finanzierungsfonds eingerichtet werden 
solle, wie von der G-77 gefordert, oder ob es bei den von den Gebern 
zugestandenen »erheblichen finanziellen Mitteln« (Art. 20, Abs. 2a) 
bleibt und die Forderung nach »neuen und zusätzlichen Mitteln«, 
wie in Rio zugesagt, auf die Mittel beschränkt werden, die in der 
GEF nach den dortigen Kriterien bereitgestellt werden. 

Artikel 21 beschreibt die Finanzierungsmechanismen. Vorgesehen 
ist die Einrichtung nationaler Fonds zur Bekämpfung der Wüstenbil­
dung auf freiwilliger Basis (Abs. ld ) sowie entsprechender Fonds 
auf subregionaler und regionaler Basis. Die Beteiligung daran soll 
auch NGOs einschließen. Als Kompromiß zwischen der Forderung 
der G-77 nach einem globalen Finanzierungsfonds, den Verweisen 
der Geber auf genügend vorhandene Wege und deren Weigerung, 
weitere neue multinationale Finanzierungsfonds zu schaffen, war 
schließlich der Begriff des >Globalen Mechanismus* geboren wor­
den, der zur Förderung (nicht Finanzierung) von Maßnahmen einge­
richtet werden soll, die dazu führen, daß erhebliche finanzielle M i t ­
tel betroffenen Entwicklungsländern zugeleitet werden. Hierzu soll 
auf der ersten Vertragsstaatenkonferenz eine Organisation als Rah­
menstruktur bestimmt werden. Dieser >Mechanismus< wird vor al­
lem eine beratende und statistische Funktion haben. 

Teil IV: Institutionen 
Bei der Konferenz der Vertragsparteien (Art. 22) geht es um das bei 
den Umweltkonventionen übliche Procedere der Organisation der 
Institution, der Sekretariatsarbeit und der Berichterstattung. Ausein­
andersetzungen gab es über die Rolle und Aufgabe des Ständigen Se­
kretariats (Art. 23). Die Versuche der G-77, durch Zuweisung vieler 
Aufgaben hieraus eine große internationale Behörde zu machen, 
konnten durch weitgehende Festlegung der Aufgaben abgewendet 
werden. Allerdings wird es künftig um das Ausmaß der Wahrneh­
mung »sonstiger« Sekretariatsaufgaben (Abs. 2g), die von der Ver­
tragsstaatenkonferenz zugewiesen werden, noch einiger Verhand­
lungen bedürfen. 
Ebenso umstritten waren institutionelle Aufgaben und Aufträge an 
den Ausschuß für Wissenschaft und Technologie (Art. 24). Wieder­
um unter Hinweis auf andere Konventionen bestanden die G-77 auf 
der Einrichtung eines derartigen Ausschusses, der - anders als bei 
der Klimarahmenkonvention - während der Vertragsstaatenkonfe­
renz tagt (tagungsgebunden). Wissenschaftliche Beratung soll erfor­
derlichenfalls durch Ad-hoc-Gruppen geschehen, deren Mitglieder 
aus einer Liste unabhängiger Sachverständiger berufen werden. Die 
Liste wird von den Regierungen erstellt, wobei gleichzeitig fach­
übergreifender und breiter geographischer Vertretung Rechnung zu 
tragen ist. Um den vorhandenen Sachverstand zu nutzen, sollen die 
bestehenden Einrichtungen vernetzt werden (Art. 25). 

Teil V: Verfahren 
Berichtspflicht (Art. 26): Das entscheidende Steuerungs- und Kon­
trollinstrument des Übereinkommens ist die Berichtspflicht über die 
Maßnahmen, die zur Durchführung des Übereinkommens von allen 
Vertragsparteien unternommen werden. Der Berichtstermin wird 
von der Vertragsstaatenkonferenz festgelegt. 
Beilegung von Streitigkeiten: Art . 28 sieht zwei Möglichkeiten der 
Streitbeilegung vor, wenn im Verhandlungswege keine Einigung 
möglich ist, nämlich entweder ein Schiedsverfahren oder die Vorla­
ge der Streitsache vor dem Internationalen Gerichtshof. 
Status der Anlagen: Art . 29 stellt fest, daß die Anlagen Bestandteil 
des Übereinkommens sind und die Auslegung nach Maßgabe des 
Übereinkommens erfolgt. 
Änderung des Übereinkommens: Art . 30 regelt, daß Änderungen des 
Übereinkommens auf einer ordentlichen Tagung der Vertragsstaa­
tenkonferenz beschlossen werden können, wenn der Wortlaut der 
vorgeschlagenen Änderungen mindestens sechs Monate vor der Zu­
sammenkunft vom Sekretariat übermittelt wurde. Änderungen der 
regionalen Anlagen bedürfen einer Zweidrittelmehrheit der anwe­
senden und abstimmenden Vertragsparteien der betroffenen Region 
(Art. 31). 

Stimmrecht: Art. 32 erwähnt ausdrücklich die regionalen Organisa­
tionen zur wirtschaftlichen Integration und ist somit für die EU (als 
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de facto einzigem entsprechenden Fall) wichtig. Diese kann mit der 
Anzahl von Stimmen der Mitgliedstaaten, die auch Vertragsstaaten 
sind, abstimmen, wenn die einzelnen Vertragsstaaten aus dem Kreis 
der EU-Mitglieder auf ihre Stimmabgabe verzichten. 

Teil VI: Schlußbestimmungen 
Mit Unterzeichnung und Ratifikation, vorläufigen Regelungen, In­
krafttreten, Vorbehalten, Rücktritt und ähnlichen Regularien befas­
sen sich die Artikel 33 bis 40. 
Vorbehalte zu diesem Übereinkommen sind nicht zulässig (Art. 37). 
Es liegt bis zum 13. Oktober 1995 zur Unterzeichnung am Sitz der 
Vereinten Nationen in New York auf (Art. 33). Die Ratifikations-, 
Annahme-, Beitritts- oder Genehmigungsurkunden werden beim 
Verwahrer - dem Generalsekretär der Vereinten Nationen - hinter­
legt (Art. 39). Der Wortlaut ist in allen sechs Amtssprachen der Ver­
einten Nationen verbindlich (Art. 40). 

I V . Die Anlagen zum Übereinkommen 

Der Übereinkommenstext ist sehr lang geraten und schreckt deshalb 
manchen Leser von der genauen Lektüre ab. Dies liegt nicht zuletzt 
an dem umfangreichen Anlagenteil, der Bestandteil des Überein­
kommens ist. Die Anlagen über die regionale Durchführung sollen 
durch die besonders detaillierte Darstellung von Umsetzungsaspek­
ten in der Anlage für die regionale Durchführung in Afrika das aus 
der Sicht der Afrikaner im laufenden Verhandlungsprozeß verloren 
gegangene besondere Gewicht Afrikas wieder zur Geltung bringen 
(ohne aber die anderen Regionen zu vernachlässigen). Insbesondere 
Art . 8 dieser Anlage handelt den Inhalt von nationalen Aktionspro­
grammen sehr viel detaillierter ab, als es der eigentliche Konventi­
onstext und die anderen regionalen Anlagen vorsehen. Die Regie­
rungen Asiens und Lateinamerikas wollten sich die von ihnen zu er­
greifenden Maßnahmen nicht derart ins einzelne gehend vorschrei­
ben lassen, wie dies die afrikanischen Delegationen für ihre Staaten 
wünschten. Auch der Abschluß von Partnerschaftsabkommen, die 
jeweils nach der Einberufung von Konsultationsgruppen von Gebern 
und Empfängerland zur gemeinsamen Umsetzung von nationalen 
(oder entsprechenden subregionalen und regionalen) Aktionspro­
grammen vorgesehen sind, findet sich nur in der Anlage zu Afrika. 
Die Anlagen dienten also in erster Linie dazu, die politischen Inter­
essen innerhalb der G-77 auszubalancieren. Ihr Inhalt geht im Kern 
nicht über den Haupttext hinaus. 
Afrika war der Initiator der Konvention und hat sich in seinen eige­
nen Umsetzungsmaßnahmen bis in die Einzelheiten der Aktionspro­
gramme am stärksten verpflichtet und in den Umsetzungsprozeduren 
gebunden. Afrika erwartet im Gegenzug die engagierte und bere­
chenbare Unterstützung seitens der Geber. 

V . Die Dringlichkeitsmaßnahmen für Afrika 

Getrennt von der Konvention, aber im Zusammenhang mit dem Ver­
handlungsabschluß vom 17. Juni 1994 in Paris, wurde von dem 
gemäß Resolution 47/188 eingesetzten Zwischenstaatlichen Aus­
schuß ein Dringlichkeitsbeschluß gefaßt, der bis zum endgültigen In­
krafttreten der Konvention den Schwung an Problemlösungswillen, 
den die Verhandlungen ausgelöst hatten, nutzen wollte, um mit den 
Vorbereitungen zur Umsetzung schon bald zu beginnen. Insbeson­
dere soll der Beschluß über >Dringlichkeitsmaßnahmen für Afrika< 
schon jetzt Koordinierungsgremien für die Vorbereitung von Mobi-
lisierungs- und Aufklärungsmaßnahmen über die Desertifikations-
probleme und zur Vorbereitung von Partnerschaftsabkommen ent­
stehen lassen. Die Gebergemeinschaft wird aufgerufen, diese Vorbe­
reitungen durch Sondermittel zu unterstützen. 

B e w ä h r u n g s p r o b e 
Wieder einmal sind die Deutschen nach dem üblichen Austarieren (vul-
go: Kungeln) innerhalb der Regionalgruppe der westeuropäischen und 
anderen Staaten für zwei Jahre als nichtständiges Mitglied des Sicher­
heitsrats akklamiert (und dann auch von der Generalversammlung ge­
wählt) worden. So wie 1977 die Westdeutschen, 1980 die Ostdeutschen 
und 1987 wiederum die Westdeutschen, und nicht anders als immer 
auch alle anderen nichtständigen Mitglieder. 
Und wieder einmal jubeln in Bonn Designer deutscher Außenpolitik 
dies zu einem besonderen Vertrauensbeweis der internationalen Staa­
tengemeinschaft für Deutschland hoch. Doch hört man diesmal zusätz­
lich sowohl von einigen ambitionierten Politikern als auch an fachlich 
zuständiger Stelle, daß die nächsten zwei Jahre für Deutschland eine 
Bewährungsprobe brächten. Die besagten Politiker hoffen, mit entspre­
chender - vor allem militärischer - Bewährung der Erfüllung ihres An­
spruches auf einen ständigen deutschen Sitz im Rat näherzukommen. 
An fachlich zuständiger Stelle hofft man, daß sich Deutschland mit ei­
ner deutlicheren Definierung seiner Rolle in den UN bewähre. 
Der von Deutschland aller Welt unmißverständlich klar gemachte An­
spruch auf einen ständigen Sitz im Sicherheitsrat zeugt von einer er­
staunlichen Politikvergessenheit. Unbekümmert wurde gegen die spä­
testens seit Talleyrand etablierte diplomatische Regel verstoßen, sich 
nie in die Rolle eines Antragstellers (>demandeur<) bringen zu lassen. 
Auch heuchlerischer Zuspruch von alten und neuen Freunden kann 
nicht darüber hinwegtäuschen, daß mit dem Anspruch die Forderungen 
an Deutschland, nicht aber die Chancen für den ersehnten Sitz ver­
größert werden. Und mindestens 124 UN-Mitgliedstaaten, darunter al­
le fünf Ständigen Mitglieder des Sicherheitsrats, würden bekanntlich 
ihre Zustimmung geben und diese zuhause ratifizieren lassen müssen. 
Ein langer Weg für einen deutschen Marsch mit kurzen Beinen und im­
mer größerem Gepäck. 

Vergessen wurde offenbar auch die unter Kennern unstreitige Erkennt­
nis, daß man mit Charta-Änderungen eine Pandora-Büchse öffnet. Wo­
zu Deutschland zum Rammbock für eine höchst sensible Änderung der 
Charta machen, die nach allen Erfahrungen der letzten Jahre vermutlich 
nur zu einer Schwächung des UN-Systems führen kann? Die deutsche 
UN-Politik würde sich bewährt haben, wenn es ihr in den nächsten 
zwei Jahren gelänge, den deutschen Anspruch unauffällig aus dem Ver­
kehr zu ziehen. 
Allerdings ließe sich die Rolle Deutschlands in der Weltorganisation 
gerade auch im Bereich der Friedenssicherung deutlicher definieren. In 
ihm degenerieren die UN bekanntlich immer mehr zum Lieferanten 
von Ermächtigungen für einzelne Staatengruppen. Das begann mit der 
Ermächtigung für die Anti-Irak-Allianz zum Krieg gegen Saddam Hus­
sein und setzt sich bis heute mit dem Anspruch der NATO auf Unab­
hängigkeit von Entscheidungen der Vereinten Nationen fort. Es wäre 
gute deutsche UN-Politik, dem entgegenzusteuern. 
Eine Möglichkeit bot sich, als Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali 
im Januar bei seinem Besuch in Bonn darum bat, den UN gemäß der 
(bisher nicht genutzten) Möglichkeit der Charta Bundeswehreinheiten 
auf Dauer vertraglich zuzusichern. Deutschland hätte damit ein ge­
wichtiger Schrittmacher auf dem Weg zur Stärkung des Systems der 
Vereinten Nationen sein können. Doch in Bonn hatte man offenbar die 
Ankündigung vom September 1990 vergessen, daß das geeinte 
Deutschland in der Weltorganisation eine »Politik der guten Beispiele« 
betreiben wolle. 

Wie hatte der Außenminister der Bundesrepublik Deutschland vor der 
Generalversammlung gesagt? »Wir, die mittleren und kleineren Staa­
ten, haben eine besondere Verantwortung in den und für die Vereinten 
Nationen.« Aber das war 1985. Heute ist in der deutschen Politik zwar 
ständig von einer größeren internationalen Verantwortung Deutsch­
lands die Rede, aber Anspruch und Wirklichkeit klaffen in der deut­
schen UN-Politik noch auseinander. Die Bewährung steht einstweilen 
aus. 
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Deutschland hat hierfür 5 M i l l D M aus dem Haushalt des Bundesmi­
nisteriums für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung be­
reitgestellt. Dank dieser Mittel konnte zum Beispiel in Mal i schon 
mit der Erarbeitung eines NAP begonnen werden. Auch Namibia hat 
schon eine umfassende Initiative zur Aufstellung eines NAP ergrif­
fen. 

V I . Der zweite Versuch muß gelingen 

Wichtige Regelungen über das Sekretariat (Umfang, Sitz, institutio­
nelle Anbindung), die Finanzierung der Konventionseinrichtungen 
(Budget) und die Errichtung des >Globalen Mechanismus* sind noch 
nicht abgeschlossen. Das Verhandlungsergebnis muß sich in der Pra­
xis noch bewähren. Bedeutenden Errungenschaften - Anerkennung 
von Partizipation, Dezentralisierung und Subsidiarität sowie des An­
satzes >von unten nach oben*, Anerkennung der Rolle der Betroffe­
nen, insbesondere der Frauen, Anerkennung und Hervorhebung der 
Bedeutung der NGOs, Erarbeitung und Planung umfassender NAP, 
Zwang zur Koordinierung aller Beteiligten, kontrolliert durch die 
Berichterstattungspflicht - steht die Last einer neuen, kostenträchti­
gen multilateralen Organisation gegenüber. 
Wenn die betroffenen Entwicklungsländer die von den Gebern ver­
bindlich zugesagten erheblichen finanziellen Mittel zur Finanzie­
rung ihrer NAP einfordern und die Geber ihrerseits die Beteiligung 
von Bauern und Hirten, die Reform der Landnutzungsrechte und 
kohärente Aktionsprogramme erwarten, wird die Bewährungsprobe 
des Ubereinkommens kommen. 
Obwohl sich die Geber nur im Kompromißweg ein internationales 
Übereinkommen zur Bekämpfung der Wüstenbildung abtrotzen 
ließen, ist nach gescheiterten früheren Versuchen, insbesondere nach 
dem Fehlschlag des 1977 in Nairobi beschlossenen Aktionsplans zur 
Bekämpfung der Desertifikation, und angesichts des eingangs darge­
stellten großen Handlungsdrucks ein neuer Versuch auch über den 
völkerrechtlichen Weg zu vertreten, möglicherweise sogar geboten. 
Der Übereinkommenstext bietet große Chancen. Dennoch verbietet 

sich Hektik bei der Umsetzung. Erste Anzeichen für drastische Fehl­
entwicklungen durch Zeitdruck zeichnen sich ab. Nicht überall ist 
der notwendige lange Atem, der über die Aufklärung und Ausbil­
dung der betroffenen Bevölkerung sowie ihre erfolgreiche Selbstor­
ganisation zu effektiver Beteiligung führen kann, vorhanden. Auch 
die Geber brauchen für ihre neue Rolle in der gemeinsamen Koordi­
nierung und der Vorbereitung von Partnerschaftsabkommen Zeit. 
Kurzatmigkeit kann wieder zu dem Dilemma des Aktionsplans von 
1977 führen. Es bestand bekanntlich darin, daß die Betroffenen nicht 
beteiligt und ihre Interessen nicht wahrgenommen wurden, folglich 
die Umsetzung der in Nairobi beschlossenen Strategie durch die 
Menschen vor Ort nicht erfolgte. Rechtssicherheit sowie die Anwen­
dung traditioneller Bewirtschaftungsgrundsätze und -methoden -
gepaart mit neuer Technologie zum Beispiel bei Energieversorgung 
und Katastrophenvorsorge - könnten Erfolge bringen. Viel Zeit für 
immer neue Ansätze bleibt nicht. Die Schere zwischen dem Wachs­
tum der Bevölkerung und dem Schwinden der Bodenressourcen darf 
sich nicht mehr viel weiter öffnen, soll nicht ein großer Teil der 
Menschheit in unmittelbare Hungersnot geraten und unser Planet Er­
de irreparablen ökologischen Schaden erleiden. 

1 United Nations Convention to Combat Desertification in those Countries Experien­
cing Serious Drought and/or Desertification, particularly in Africa, UN Doc. 
A/49/84/Add.2 v. 27.7.1994. 

2 Hierzu Barbara Unmüßig, Zwischen Hoffnung und Enttäuschung. Die Konferenz der 
Vereinten Nationen über Umwelt und Entwicklung ( U N C E D ) : eine erste Bewertung, 
V N 4/1992 S. 117ff.(119). 

3 The World Bank, Findings, African Region. No. 28, Washington 1994, S. 1. 
4 The World Bank, Desertification: Implementing the Convention. A World Bank 

View. Washington 1994, S. 1. 
5 Kurzbericht in V N 5/1977 S. 156; A/CONF.74/36 (Report of the United Nations 

Conference on Desertification). 
6 Text: V N 4/1992 S. 140ff. Siehe auch Martina Palm-Risse, Noch eine Chance für den 

blauen Planeten. Der Schutz des Weltklimas mittels des UN-Rahmenübereinkom­
mens, V N 4/1992 S. 122ff. 

7 Hierzu Marc Auer, Für die Erhaltung der Arten und ihrer Lebensräume. Das Über­
einkommen der Vereinten Nationen über die biologische Vielfalt, V N 5/1994 
S. 168ff. 

8 Den Geberlandern ging es dabei vor allem um die ausdrückliche Berücksichtigung 
der Frauen. 
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Politik und Sicherheit 

Abrüstungskonferenz: Tagungen 1993 und 
1994 - 60 Mitglieder als Obergrenze - Ent­
wurf eines Teststoppvertrages - Erweite­
rung des Waffenregisters vorgeschlagen (6) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 3/1993 
S. 99 fort.) 

Nach dem erfolgreichen Abschluß des Über ­
einkommens über das Verbot der Entwicklung, 
Herstellung, Lagerung und des Einsatzes che­
mischer Waffen und über die Vernichtung sol­
cher Waffen* (vgl. Hans Günter Brauch, Che­
mische Abrüstung wird Realität. Das Überein­
kommen über das Verbot der chemischen Waf­
fen, V N 3/1993 S. 88 ff.) befaßte sich die Gen­
fer Abrüstungskonferenz (CD) (Zusammenset­
zung: S. 94 dieser Ausgabe) in den Jahren 1993 
und 1994 mit der Vorbereitung eines umfassen­
den Teststoppvertrages und mit der Erörterung 
der alten Abrüstungsagenda. 
1993 tagte die Abrüstungskonferenz in drei Sit­
zungsperioden (19.1.-26.3., 10.5.-25.6. und 
26.7.-3.9.1993), um die nach der Unterzeich­
nung der Chemiewaffenkonvention verbliebe­
nen neun traditionellen Tagesordnungspunkte 
zu behandeln. 1994 kamen die 38 Mitglieder 
(mit Ausnahme des suspendierten Jugoslawi­
ens) und 47 weitere Staaten als Beobachter wie­
derum zu drei Sitzungsperioden zusammen 
(25.1.-31.3., 16.5.-1.7. und 25.7.-7.9.1994). 

I . Im Rahmen ihres Mandats setzte die CD 1993 
vier Ad-hoc-Ausschüsse ein: zur Frage eines 
nuklearen Teststopps, zu der Verhinderung ei­
nes Rüstungswettlaufs im Weltraum (unter Lei­
tung von Wolfgang Hoffmann aus Deutsch­
land), zu effektiven internationalen Sicherheits­
garantien gegen die Drohung mit Kernwaffen 
und zur Transparenz in Rüstungsfragen. Diese 
vier Ad-hoc-Ausschüsse führten auch im Jahr 
darauf ihre Tätigkeit fort. 
Zur Frage einer Erweiterung der Mitgliedschaft 
wurde 1993 kein Beschluß gefaßt. Der australi­
sche Botschafter Paul O'Sullivan nannte als Ko­
ordinator für Mitgliedschaftsfragen drei Hin­
dernisse: ein prozedurales (nämlich die Frage, 
ob die CD überhaupt befugt sei, neue Mitglieder 
auszuwählen), die Auswahl dieser neuen Mit­
glieder und das Interesse daran, bei einer Aus­
weitung regionale, politische und geostrategi-
sche Gesichtspunkte auszugleichen. Als Ober­
grenze nannte O'Sullivan die Zahl von 60 Mit­
gliedstaaten. Iran wandte sich gegen die Auf­
nahme Israels als neues Mitglied, während die 
Vereinigten Staaten den Plan einer Erweiterung 
auf 60 Staaten blockierten, da dieser auch den 
Irak enthalte. 1994 wurden die informellen 
Konsultationen fortgesetzt, Fortschritte aber 
nicht erzielt. 

Als Ergebnis informeller Konsultationen zur 
Erhöhung der Effizienz der Verhandlungen 
wurde Ubereinstimmung zu vier Punkten er­
zielt: Verbesserung der Berichtsabfassung, 

höhere Kontinuität in der Tätigkeit der Präsi­
dentschaft durch die Einführung eines Troika-
prinzips, Computerisierung der CD-Dokumente 
und verstärkte Nutzung des Mittels der infor­
mellen Konsultationen durch die jeweilige Prä­
sidentschaft. 

11. Generalsekretär Boutros Boutros-Ghali löste 
mit seiner >Agenda für den Frieden* von Mitte 
1992, seinem Bericht über >Neue Dimensionen 
der Rüstungsregulierung und Abrüstung in der 
Ära nach dem Ende des Kalten Krieges* vom 
Oktober 1992 (UN Doc. A/C. 1/47/7), mit seiner 
Rede vor dem Abrüstungsbeirat in Genf am 
12. Januar 1994 und seiner Botschaft an die CD 
(25. 1. 1994) eine Grundsatzdiskussion über die 
Abrüstung nach dem Ende des Ost-West-Kon­
flikts aus. Er forderte dabei eine stärkere Inte­
gration der Abrüstung und Rüstungsregulierung 
in die breitere Struktur der internationalen Si­
cherheit, eine Globalisierung dieses Prozesses 
durch einen umfassenden und multidimensio-
nalen Ansatz und eine Wiederbelebung vergan­
gener Rüstungsregulierungs- und Abrüstungs­
bemühungen im Bereich der Massenvernich­
tungswaffen, der Proliferationskontrolle, des 
Waffentransfers und der Rüstungstransparenz 
sowie der anderen Vertrauensbildenden Maß­
nahmen. 
Einige Regierungsvertreter nahmen hierzu zwar 
Stellung, aber operative Folgen für die Tätigkeit 
der CD wurden hierdurch 1993 und 1994 nicht 
ausgelöst. Im Auftrag der CD erörterte Lars 
Norbert (Schweden) in bilateralen und infor­
mellen Konsultationen Möglichkeiten einer Re­
vision des >Dekalogs< von 1978 - der die The­
men der internationalen Abrüstungsdebatte f i ­
xiert-, ohne hierzu jedoch einen Konsens zu er­
zielen. 

I I I . Im Mittelpunkt der inhaltlichen Arbeit der 
CD standen deshalb auch 1993 und 1994 wieder 
die zehn Tagesordnungspunkte der ersten Son­
dergeneralversammlung zu Abrüstungsfragen 
von 1978, die nach der Unterzeichnung der 
Chemiewaffenkonvention aber auf neun redu­
ziert wurden. 
Atomteststopp: Das Plenum der CD nahm die 
Ergebnisse der 35. und 36. Tagung der Ad-hoc-
Gruppe der wissenschaftlichen Experten über 
kooperative Maßnahmen zur Identifizierung 
seismischer Ereignisse sowie des Ad-hoc-Aus­
schusses zum nuklearen Teststopp zur Kennt­
nis. Am 10. August 1993 faßte das CD-Plenum 
den Beschluß, diesem Ad-hoc-Ausschuß das 
Mandat zur Aushandlung eines umfassenden 
Teststoppvertrages (CTBT) zu erteilen. 1994 
nahm er die Verhandlungen über einen CTBT 
auf und hielt die Ergebnisse seiner Beratungen 
in einem Vertragsentwurf (rolling text) fest. Er 
beschloß ferner, die Verhandlungen in der sit­
zungsfreien Periode fortzusetzen. 
Am 1. Februar 1994 berief die CD Miguel 
Marin Bosch aus Mexiko zum Vorsitzenden des 
Ad-hoc-Ausschusses; einen Tag später brachte 
Australien ein >non-paper< mit einem CTBT-

Vertragsentwurf ein, das grundlegende Ver­
pflichtungen, eine Durchführungsorganisation, 
Verifikationsüberlegungen und Vertragszusät­
ze enthielt. Zwei Tage später wurde eine Ar­
beitsgruppe zu Fragen der Verifikation unter 
Vorsitz des Deutschen Wolfgang Hoffmann 
eingesetzt, der zu Fragen der seismischen Veri­
fikation durch Ajit Kumar (Indien), bei der 
nicht-seismischen Verifikation durch Peter 
Marshall (Großbritannien) und bei der Vor-Ort-
Inspektion durch Viktor S. Slipchenko (Ruß­
land) unterstützt wurde. Eine zweite Arbeits­
gruppe unter Vorsitz von Ludwik Dembinski 
aus Polen befaßte sich mit rechtlichen und insti­
tutionellen Fragen. 
Am 10. März rief die die Neutralen und Nicht­
gebundenen repräsentierende >Gruppe der 21* 
alle CD-Mitglieder auf, noch 1994 die Ver­
handlungen über einen CTBT abzuschließen. 
Der Vertrag solle über ein Nonproliferationsab-
kommen hinausgehen und zur nuklearen Abrü­
stung beitragen. Sie forderten eine kosteneffek­
tive Durchführungsorganisation ohne eine 
große Bürokratie. Die Ergebnisse der intensiven 
Verhandlungen wurden dem Bericht der CD an 
die Generalversammlung (A/49/27) zusammen 
mit dem 93 seifigen, mit zahlreichen - Mei­
nungsverschiedenheiten anzeigenden - Klam­
mern versehenen Entwurf beigegeben. Die CD 
beschloß, 1995 diesen Ad-hoc-Ausschuß erneut 
einzusetzen. Trotz des einseitigen Testmorato­
riums der USA, Rußlands und Frankreichs war 
jedoch eine Einigung über vier Kernfragen ei­
nes künftigen CTBT noch ungewiß: 
• Vertragsumfang (die Frage, ob alle Kern­

waffentests untersagt werden sollen), 
• Verifikationsfragen, 
• Bedingungen für das Inkrafttreten und 
• Implementierungsagentur. 
Beendigung des nuklearen Wettrüstens: Zu die­
sem Tagesordnungspunkt wurden 1993 und 
1994 keine Ad-hoc-Ausschüsse eingesetzt. 
1993 wurden hierzu im wesentlichen die bereits 
hinreichend dokumentierten Positionen der Re­
gierungen wiederholt. 1994 wurde Gerald 
Shannon (Kanada) als Sonderkoordinator mit 
der Aufgabe betraut, die Mitgliedstaaten zu den 
Bedingungen für die Aushandlung eines nicht­
diskriminierenden multilateralen, effektiv inter­
national kontrollierbaren Vertrags zum Verbot 
der Produktion von spaltbarem Material für 
Kernwaffen (fissile material cut-off) zu befra­
gen. Es gab grundsätzlich Übereinstimmung, 
daß bei einer Einigung auf ein Mandat ein Aus­
schuß eingesetzt werden sollte. 
Verhütung von Atomkriegen: Auch hierzu wur­
den 1993 und 1994 keine Ad-hoc-Ausschüsse 
eingesetzt. In beiden Jahren wurden auch keine 
neuen Dokumente eingebracht, sondern viel­
mehr bereits bekannte Positionen der Regierun­
gen wiederholt. 
Verhütung eines Wettrüstens im Weltraum: 
Hierzu wurde 1993 und 1994 jeweils ein Ad-
hoc-Ausschuß eingesetzt, der 1993 von dem 
deutschen Diplomaten Hoffmann geleitet wur­
de. 1993 wurde der Vorsitzende durch zwei Ex-
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perten unterstützt, die zu Vertrauensbildenden 
Maßnahmen (VBM) im Weltraum und rechtli­
chen Aspekten einer Vermeidung des Rü­
stungswettlaufs im A l l Konsultationen durch­
führten. Zum ersten Aspekt wurden Papiere zu 
Fragen der Transparenz von Weltraumaktivitä­
ten, zu einem Verhaltenskodex im Weltraum, 
zur Verifikation und zu einer internationalen 
Organisation zur Umsetzung von V B M vorge­
legt. Die Idee von V B M für den Weltraum wur­
de von den meisten Delegationen als ein erster 
Schritt begrüßt. Allerdings sahen Vertreter der 
>Gruppe der 21 < darin kein Endziel, sondern ei­
nen Zwischenschritt zu dem Ziel einer Verhin­
derung eines Rüstungswettlaufs im Al l . 
1994 berief der Vorsitzende José Perez Novoa 
aus Kuba zwei Experten zu V B M im Weltraum 
respektive zu rechtlichen und terminologischen 
Aspekten. Hoffmann beklagte das Fehlen eines 
Verhandlungsmandats; zur Erteilung eines sol­
chen waren Frankreich, Großbritannien und die 
USA aber nicht bereit. Aus der >Gruppe der 21 < 
heraus wurde die These vertreten, daß die Ver­
hinderung eines Rüstungswettlaufs im A l l den 
Weg für eine ausschließlich friedliche Nutzung 
des Weltraums ebnen werde. Die rechtlichen 
Instrumente hierzu seien unzureichend. Dage­
gen hielten einige Delegationen der westlichen 
Gruppe das bestehende Regime für ausrei­
chend. Sie bestritten, daß es einen Rüstungs­
wettlauf im A l l oder auch nur Ansätze dazu ge­
be. Der Ausschuß befürwortete auch eine enge­
re Koordination mit dem Ausschuß für die 
friedliche Nutzung des Weltraums, einem Ne­
benorgan der Generalversammlung. 
Sicherheitsgarantien für Nichtkernwaffenstaa-
ten: Zu diesem Tagesordnungspunkt wurde in 
beiden Jahren ein Ad-hoc-Ausschuß eingesetzt. 
1993 wurden bei den offiziellen Sitzungen und 
den intensiven informellen Konsultationen un­
ter anderem folgende Fragen im Zusammen­
hang mit »negativen Sicherheitsgarantien< 
(NSG) angesprochen: positive Garantien der 
Atommächte und NSG gegenüber Nichtkern-
waffenstaaten; Vereinbarung von NSG in ei­
nem Vertrag, dessen Struktur, Verifikationsvor­
schriften und Ausnahmen, sowie das Verhältnis 
von NSG zu Nonproliferationsverpflichtungen. 
Der Ad-hoc-Ausschuß faßte die kontroversen 
Debatten dahin gehend zusammen, daß die 
Nichtkernwaffenstaaten Garantien von den 
Atommächten erhalten sollten und daß sie nicht 
Ziel von Drohungen mit und des Einsatzes von 
Kernwaffen werden dürften. 1994 waren sich 
die Teilnehmer einig, daß negative Sicherheits­
garantien nicht losgelöst von der regionalen und 
globalen Sicherheitslage erörtert werden kön­
nen. Der Ausschuß sollte sich deshalb stärker 
auf Sicherheitszusagen im Zusammenhang mit 
Kernwaffen konzentrieren. 
Zu den neuen Massenvernichtungswaffen und 
zum umfassenden Ahrüstungsprogramm wurde 
1993 und 1994 weder ein Ad-hoc-Ausschuß 
eingesetzt, noch wurden neue Überlegungen 
oder Arbeitspapiere eingebracht. Die Frage ra­
diologischer Waffen und der Wirkungen des 
Angriffs auf Kernkraftwerke wurde teilweise 
im Zusammenhang mit NSG erörtert. 

IV. Dagegen wurde zur Rüstungstransparenz 
(transparency in armaments) wieder ein Ad-
hoc-Ausschuß eingesetzt; das Thema war 1992 

neu auf die Tagesordnung gekommen. 1993 be­
faßte sich dieses Gremium unter anderem mit 
universellen und nichtdiskriminierenden prakti­
schen Mitteln, um die Offenheit und Transpa­
renz im Zusammenhang mit der exzessiven und 
destabilisierenden Anhäufung von Waffen, mi­
litärischen Beständen und der Beschaffung 
durch nationale Produktion zu erhöhen. Außer­
dem erörtert wurden praktische Maßnahmen 
mit dem Ziel, die Offenheit und Transparenz im 
Zusammenhang mit dem Transfer von Hoch­
technologien mit militärischer Anwendungs­
möglichkeit (dual use) und von Massenvernich­
tungswaffen zu erhöhen. 
Zum Waffenregister regten zahlreiche Regie­
rungen dessen Ausweitung mit dem Ziel an, al­
le Waffentypen einschließlich der Massenver­
nichtungswaffen sowie Vorräte, Produktion so­
wie Forschung, Entwicklung und Tests einzu-
beziehen. Indien schlug vor, neben quantitati­
ven Aspekten verstärkt qualitative Gesichts­
punkte zu berücksichtigen. Australien, Japan 
und Schweden befürworteten 1993 eine schritt­
weise Ausweitung der Transparenzmaßnah­
men, um die weitestmögliche Partizipation si­
cherzustellen. Eine zu schnelle Ausweitung 
werde die technischen Schwierigkeiten bei der 
Datensammlung erhöhen. Aus der Sicht vieler 
Staaten war es schwierig, »exzessive und desta­
bilisierende Waffenansammlungen« zu definie­
ren. Argentinien und die USA verwiesen 1993 
im Hinblick auf >gute< und >schlechte< Waffen­
exporte auf die im Oktober 1991 von den 
Hauptausfuhrländern vereinbarten Londoner 
Richtlinien für konventionelle Rüstungstrans­
fers; Nigeria unterschied zwischen >offensiven< 
und >defensiven< Waffen. China setzte sich für 
eine Offenlegung der Militärausgaben bezogen 
auf das Territorium, pro Kopf und hinsichtlich 
der jährlichen Ausgaben für jeden Soldaten ein. 
Frankreich und die USA bezweifelten den Nut­
zen derartiger Informationen und hielten es für 
vorteilhafter, die nationalen Militärarsenale und 
die Produktion offenzulegen. Ihrem Vorschlag 
für einen Datenaustausch über die Streitkräfte 
nach den sieben Kategorien des Registers wi­
dersetzten sich vor allem China und Indien. 
Rußland lehnte eine Einbeziehung der Rü­
stungsforschung und -entwicklung sowie der 
Tests ab. Zahlreiche Staaten unterstützten einen 
britischen Vorschlag, eine jährliche Erklärung 
zu Umfang und Organisation der Streitkräfte 
vorzulegen. 

Einige Staaten erläuterten ihre nationale Ex­
portkontrollpolitik. Argentinien und Italien 
schlugen hierzu eine Kompilation aller beste­
henden Gesetze und Richtlinien mit dem Ziel 
einer Harmonisierung vor. Indien sprach sich 
für eine Aufhebung der bestehenden Rüstungs­
exportregime aus, da hierdurch die soziale und 
wirtschaftliche Entwicklung der Entwicklungs­
länder behindert werde. Dagegen sahen Austra­
lien, Deutschland, Frankreich, Großbritannien, 
Kanada, die Niederlande, Rußland und die Ver­
einigten Staaten Exportkontrollen als notwendi­
ges Mittel zur Verhinderung der Proliferation. 
Zur Erfassung der Massenvernichtungswaffen 
schlug Argentinien die Einführung eines zu­
sätzlichen Registers vor, in dem alle öffentlich 
zugänglichen Informationen zur Umsetzung der 
Abkommen im Zusammenhang mit der Imple­
mentierung diesbezüglicher Abkommen zu­

sammengestellt werden sollten. Rußland und 
die USA lehnten diesen Vorschlag aber ab, da 
nur sie Informationen über Kernwaffen bereit­
stellen müßten. 
Am 12. Januar 1994 regte UN-Generalsekretär 
Boutros Boutros-Ghali vor dem Abrüstungsbei­
rat eine Ausweitung des Waffenregisters mit 
dem Ziel an, nationale Bestände und Produkti­
onsdaten einzubeziehen. Bei den Erörterungen 
der CD im Jahre 1994 überwog die Sicht, daß 
Offenheit und Transparenz im Bereich der Rü­
stung das Vertrauen fördern, Spannungen sen­
ken, den regionalen und internationalen Frieden 
und die Sicherheit stärken und zu Zurückhal­
tung bei der Rüstungsproduktion und beim 
Waffenexport beitragen können. Die Forderung 
nach Transparenz sollte das Recht eines Staates 
nach uneingeschränkter Sicherheit respektie­
ren. Das Rüstungsregister sollte mit dem Ziel 
einer möglichst universellen Teilnahme weiter­
entwickelt werden. 

V. Bei den Verhandlungen und Debatten der 
Genfer Abrüstungskonferenz fehlten 1993 und 
1994 spektakuläre Durchbrüche oder Kontro­
versen. 1995 stehen vor allem zwei Problem­
kreise im Mittelpunkt: die Überprüfungskonfe­
renz zum Nichtverbreitungsvertrag und der 
mögliche Abschluß eines umfassenden Test­
stoppvertrages. 
Boutros-Ghali erinnerte in zahlreichen Reden 
an ein grundlegendes Defizit: das Fehlen von 
Verhandlungen über eine wirkungsvolle »Mi-
kro-Abrüstung«, die sich mit den Waffen be­
schäftigt, die in den Bürgerkriegen zum Einsatz 
kommen. Seine Anregungen für eine konzeptio­
nelle Überprüfung der Ziele von Rüstungskon­
trolle und Abrüstung im Rahmen seiner »Agen­
da für den Frieden< wurden bisher weder von 
den Staaten noch von der Wissenschaft aufge­
griffen. Eine Grundsatzdiskussion über die Rol­
le von Rüstungskontrolle und Abrüstung als In­
strumente präventiver Diplomatie und Frie­
denskonsolidierung - also über präventive Rü-
stungs(export)kontrollen und Abrüstung sowie 
Demilitarisierung und Feindbildabbau - steht 
noch aus. 

Hans Günter Brauch • 

Sozialfragen und Menschenrechte 

Transnationale Kriminalität: Ministerkon­
ferenz in Neapel - Geldwäsche und Compu­
terkriminalität - Verbrechen als Geschäft -
Überlegungen zu einer neuen Konvention -
Politische Erklärung und Aktionsplan (7) 

Die immer stärkere internationale Verflechtung 
in allen Lebensbereichen stellt einen Gewinn für 
Staat und Gesellschaft in aller Welt dar; sie ist 
nicht nur unumgänglich, sondern auch unver­
zichtbar. Unvermeidlich gehen mit ihr aber auch 
negative Begleiterscheinungen einher; die neuen 
Möglichkeiten grenzüberschreitenden Verkehrs 
und weltweiter Vernetzung werden nicht zuletzt 
von Kriminellen genutzt. Die transnationale Or­
ganisierte Kriminalität (OK) stellt eine Heraus-
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forderung eigener Art ­ bis hin zu einer Bedro­

hung der inneren Ordnung und der Entwicklung 
in manchen Staaten ­ dar, der sich nunmehr die 
Vereinten Nationen gestellt haben. 

I . Erstmals hat im letzten Herbst eine Welt-Mi-

nisterkonferenz über die transnationale Orga-

nisierte Kriminalität getagt. Vom 21. bis 
23. November 1994 trafen in Neapel die Vertre­

ter von 142 Staaten (von denen 86 auf Ministe­

rebene vertreten waren) zusammen. Angeregt 
worden war das Vorhaben 1992 durch den itali­

enischen Justizminister; der Wirtschafts­ und 
Sozialrat der Vereinten Nationen (ECOSOC) 
hatte im Jahr darauf mit seiner Resolution 
1993/29 die Einberufung der Konferenz be­

schlossen. Sie fügt sich ein in die Tätigkeit der 
Vereinten Nationen auf dem Gebiet der Verbre­

chensverhütung, die sich insbesondere in der 
Arbeit der 1992 geschaffenen Kommission für 
Verbrechensverhütung und Strafrechtspflege ­

eine Fachkommission des ECOSOC, die den 
vorher bestehenden Ausschuß für Verbrechens­

verhütung und ­bekämpfung ablöste ­ und in 
dem mit Resolution 46/152 der Generalver­

sammlung vom 18. Dezember 1991 gebilligten 
>Programm der Vereinten Nationen auf dem 
Gebiet der Verbrechensverhütung und Straf­

rechtspflege* niederschlägt. In engem Zusam­

menhang damit stehen die im Fünfjahresturnus 
abgehaltenen Kongresse der Vereinten Natio­

nen für Verbrechensverhütung und die Behand­

lung Straffälliger. 

Schon seit dem Fünften Kongreß in Genf 1975 
beschäftigen sich die UN mit dem Problem der 
OK und haben dort eine Resolution mit dem Ti­

tel »Verbrechen als Geschäft« gefaßt. Auch auf 
den folgenden Kongressen (Caracas 1980, Mai­

land 1985 und Havanna 1990) war die OK ein 
Thema mit hoher Priorität. Die neue Kommissi­

on für Verbrechensverhütung und Strafrechts­

pflege sucht bei ihren jährlich in Wien stattfin­

denden Tagungen nach Wegen zu einem koor­

dinierten Kampf gegen die OK. Das Bedürfnis 
nach einer gemeinsamen globalen Anstrengung 
fand Ausdruck in dem Vorschlag des italieni­

schen Justizministers vor der 47. Tagung der 
Generalversammlung der Vereinten Nationen 
im Jahre 1992, eine Weltministerkonferenz zum 
Thema abzuhalten. Die Idee ging zurück auf 
den von Angehörigen der Mafia ermordeten ita­

lienischen Richter Giovanni Falcone. Der ECO­

SOC griff, wie schon erwähnt, diesen Vor­

schlag auf und definierte die Themen für eine 
solche Konferenz: eine Analyse des Problems 
in den verschiedenen Regionen sowie die Suche 
nach Formen effektiver Zusammenarbeit; eine 
Untersuchung und Auswertung der nationalen 
Gesetzgebungen; die Ausarbeitung von interna­

tionalen Richtlinien für Vorbeugung und 
Bekämpfung der OK sowie die Suche nach ge­

eigneten internationalen Instrumenten, bei­

spielsweise einer Konvention. 
Die Kommission hat sich auf ihrer dritten Ta­

gung im April 1994 diese Punkte zu eigen ge­

macht. Sie bildeten die Grundlage für die Dis­

kussionen in Neapel, zusammen mit den Emp­

fehlungen einer Vorbereitungskonferenz zur 
Bekämpfung der Geldwäsche in Соитпауеиг 
(Italien) im Juni 1994 sowie dem Ergebnis eines 
weiteren Vorbereitungstreffens in Palermo im 
Oktober 1994. 

I I . In Neapel waren sich die Teilnehmer über die 
alarmierende Situation einig. Es gibt kaum ei­

nen Staat, der sich nicht organisierten kriminel­

len Aktivitäten ausgesetzt sieht. Insbesondere in 
den von dramatischen politischen Veränderun­

gen geprägten Ländern ist durch die Begleiter­

scheinungen des Wandels ­ ökonomische Insta­

bilität und Verunsicherung der Bevölkerung ­

der Nährboden für Kriminalität und Korruption 
gegeben. Gerade diese aber verhindern, wenn 
sie ein gewisses Ausmaß annehmen, die Ent­

wicklung von demokratischen und stabilen 
Strukturen. Hinzu kommen die Möglichkeiten 
der modernen Technologien. Kriminelle Syndi­

kate bedienen sich modernster Kommunikati­

onsmittel, internationale Banktransfers ermög­

lichen die Umwandlung illegal erworbener Ein­

künfte in scheinbar legale Guthaben (Phänomen 
der Geldwäsche) in großem Umfang, die Com­

puterkriminalität weitet sich aus. Angesichts 
des Machtvakuums und der schwierigen ökono­

mischen und rechtlichen Verhältnisse in vielen 
im Systemwandel begriffenen Ländern sind kri­

minelle Syndikate dort an vorderster Front aktiv 
geworden und haben mit internationalen Part­

nern ein Netzwerk krimineller Aktivitäten wie 
Drogen­ und Menschenschmuggel, Handel mit 
gestohlenen Kraftfahrzeugen, Erpressung und 
Prostitution aufgebaut; es reicht bis hin zum 
Handel mit Waffen und nuklearem Material so­

wie mit menschlichen Organen. Hier sind die 
Regierungen, aber auch die Vereinten Nationen 
gefordert. 

Schon in seiner Eröffnungsrede wies der UN­

Generalsekretär auf die Notwendigkeit eines in­

ternationalen Instruments mit Verpflichtungs­

charakter hin, etwa nach dem Modell der Kon­

vention der Vereinten Nationen gegen den uner­

laubten Verkehr mit Suchtstoffen und psy­

chotropen Stoffen von 1988. Auf die alarmie­

rende Situation wurde von fast allen Delegatio­

nen ausdrücklich hingewiesen. Es gab eine Fül­

le von praktischen Vorschlägen, so zur Verein­

heitlichung der Rechtssituation, für gemeinsa­

me Polizeieinsätze und Ermittlungen sowie ver­

tieften Informationsaustausch. Neben der stär­

keren Verwendung der schon bestehenden In­

strumente der Vereinten Nationen (wie der Mo­

dellverträge zur gegenseitigen Rechtshilfe bei 
der Strafverfolgung oder Ausweisung und 
Übergabe von Straftätern) wurde die Notwen­

digkeit einer neuen Konvention vielfach her­

vorgehoben. Per Akklamation verabschiedete 
die Konferenz die Politische Erklärung von 
Neapel und den Globalen Aktionsplan gegen 
die Organisierte Kriminalität (UN Doc. А/49/ 
748 v. 2.12.1994), die sich die UN­Generalver­

sammlung am 23. Dezember 1994 in ihrer Re­

solution 49/159 zu eigen machte. Darin werden 
nicht nur die UN zu einem starken Engagement 
verpflichtet, sondern auch die Staaten aufgefor­

den, die Beschlüsse der Deklaration und des 
Globalen Aktionsplans umzusetzen. 

I I I . Die Deklaration bringt den politischen Wil­

len der Staatengemeinschaft zum Ausdruck, die 
Gesellschaft vor den vielfältigen Formen des 
organisierten Verbrechens zu schützen und in 
diesem vereinten Einsatz alle möglichen For­

men einer verstärkten Zusammenarbeit zu su­

chen. Der Aktionsplan enthält nicht nur Anre­

gungen zur Finanzierung des Kampfes gegen 

die OK, sondern auch eine Reihe von konkreten 
Empfehlungen zur Koordinierung und besseren 
Umsetzung dieser Anstrengungen, insbesonde­

re auf den folgenden Gebieten: 
> Anpassung und Weiterentwicklung der na­

tionalen Gesetzgebungen, einschließlich 
der Möglichkeit elektronischer Überwa­

chung und verdeckter Ermittlungen ­ aller­

dings unter Einschränkungen (nur im kon­

kreten Bedarfsfall und mit voller Respek­

tierung der Menschenrechte sowie unter 
richterlicher Aufsicht); 

> verstärkte internationale Kooperation bei 
der Aufklärung und Strafverfolgung; 

> Modelle und Richtlinien für eine regionale 
und internationale Zusammenarbeit im 
Hinblick auf die Unterstützung von Staaten 
bei der Entwicklung ihrer Gesetzgebung 
sowie der Aus­ und Fortbildung von Polizei 
und Strafverfolgungsbehörden; 

> Ausarbeitung von internationalen Instru­

menten, insbesondere einer Konvention zur 
Bekämpfung der OK; 

> Prävention und Kontrolle der Geldwäsche. 
Eine Anregung Argentiniens wurde von latein­

amerikanischen und osteuropäischen Staaten 
aufgenommen: die UN­Kommission für Ver­

brechensverhütung und Strafrechtspflege soll in 
Zusammenarbeit mit den Regierungen jene 
Punkte definieren, die in einer Konvention ent­

halten sein sollen, aber auch die Umsetzung der 
Deklaration und des Globalen Aktionsplans 
überwachen. Auf Vorschlag des Gastlandes Ita­

lien wurde durch allgemeine Übereinstimmung 
eine Resolution angenommen, welche die Er­

richtung eines internationalen Ausbildungszen­

trums für Polizei­ und Justizpersonal zum Ziel 
hat. Mehrfach wurden die Aufgaben des UN­

Programms auf dem Gebiet der Verbrechens­

verhütung und Strafrechtspflege betont: techni­

sche Hilfe zu leisten, bei der Ausarbeitung ent­

sprechender Gesetze zu assistieren, Ausbil­

dungsmaßnahmen zu unterstützen sowie den 
Informationsaustausch zu gewährleisten. Die 
für diese vielfältigen Aufgaben notwendigen 
Mittel sollen bereitgestellt werden. 

IV. Die Ergebnisse von Neapel sollen auf dem 
Neunten Kongreß über Verbrechensverhütung 
und Strafrechtspflege (Kairo, 28.4.­8.5.1995) 
weiter behandelt und deren Umsetzung vorange­

trieben werden. Die Ausführung und Umsetzung 
der Beschlüsse von Neapel ist insbesondere von 
der UN­Kommission für Verbrechensverhütung 
und Strafrechtspflege zu betreiben. Diese trifft 
sich zu ihrer vierten Tagung vom 30. Mai bis zum 
9. Juni 1995 in Wien. Die Kommission hat auch 
die Ansichten und wichtigsten Anliegen der Re­

gierungen im Hinblick auf eine UN­Konvention 
gegen die OK einzuholen. In enger Zusammen­

arbeit mit der italienischen Regierung ist die 
Möglichkeit der Errichtung eines Aus­ und Fort­

bildungszentrums zu sondieren. Insbesondere ist 
die Umsetzung der Deklaration und des Globalen 
Aktionsplans zu überwachen. Die Strafrechtsab­

teilung des UN­Sekretariats, die in Wien ansäs­

sig ist, soll mit Hilfe einer Datenbank weltweit 
Informationen zur OK sammeln. 
Angesichts der zahlreichen Teilnehmer und sei­

ner geringen Dauer konnte das Treffen von 
Neapel nicht das Forum sein, die schwierigen 
und komplexen Probleme im Detail zu diskutie­
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ren oder gar zu lösen. Dennoch war sie ein 
wichtiges Ereignis, sogar ein Meilenstein: als 
Ausdruck des Willens und der verstärkten Ent­
schlossenheit der Staatengemeinschaft, der OK 
entschieden entgegenzutreten und die notwen­
digen Maßnahmen politisch in Angriff zu neh­
men. 

Christian Kuhn • Kurt Neudek • 

Sozialpakt: 10. und 11. Tagung des Sachver­
ständigenausschusses - Arbeitsrecht vielfach 
noch nicht paktkonform - Pflicht zur 
Bekämpfung illegaler Wohnungsräumungen 
- Zunahme von Prüfungen ohne Staatenbe­
richte (8) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4/1994 
S. 142ff. fort. Text des Paktes: VN 1/1974 S. 21ff.) 

Die Gleichwertigkeit der wirtschaftlichen, so­
zialen und kulturellen Rechte mit den bürgerli­
chen und politischen Rechten betonten die 18 
Sachverständigen des Ausschusses für wirt­
schaftliche, soziale und kulturelle Rechte (CE-
SCR) auf ihren beiden Tagungen im Jahre 1994. 
Zwar waren bei Ende der elften Tagung 129 
Staaten Vertragsparteien des Internationalen 
Paktes über wirtschaftliche, soziale und kultu­
relle Rechte, doch genießt dieser in den meisten 
von ihnen nicht die gleiche Rechtswirkung wie 
der Internationale Pakt über bürgerliche und po­
litische Rechte. Kritisch vermerkten die Exper­
ten, daß die im Sozialpakt enthaltenen Rechte 
keinen Niederschlag im Entwurf der Erklärung 
des Kopenhagener Weltsozialgipfels gefunden 
hatten. 

10. Tagung 

Schwerpunkt der zehnten Tagung des CESCR 
(2.-20.5.1994 in Genf) war das Arbeits- und So­
zialrecht in den Vertragsstaaten, deren Berichte 
zur Prüfung anstanden. Die allgemeine Debatte 
betraf die Frage, inwieweit das »soziale Netz< 
als Mittel zum Schutz wirtschaftlicher, sozialer 
und kultureller Rechte wirken kann, insbeson­
dere in Situationen erheblicher struktureller An­
passungen und/oder des Übergangs zu einer de­
mokratischen Regierungsform. Unter den betei­
ligten internationalen Organisationen und 
Nichtregierungsorganisationen (NGOs) be­
stand zwar weitgehend Einvernehmen darüber, 
daß ein Ausgleich zwischen dem sozial Not­
wendigen und dem wirtschaftlich Sinnvollen 
gefunden werden müsse; soziale Ausgleichs­
maßnahmen dürften nur für eine Übergangs­
phase genutzt und nicht zu Dauerlösungen wer­
den. Streitig blieb aber, wo im konkreten Fall 
diese zeitliche Grenze zu ziehen ist. Der Hohe 
Kommissar der Vereinten Nationen für Men­
schenrechte betonte in seiner Ansprache vor 
dem Ausschuß die zentrale Bedeutung der Ver­
wirklichung des Rechts auf Entwicklung für die 
wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen Rech­
te. Insbesondere forderte er zur Verbesserung 
der Situation der Armen in aller Welt auf. Im 
Gegenzug brachte der Ausschußvorsitzende die 
Hoffnung zum Ausdruck, daß der Hochkom­

missar sich dafür einsetzen möge, den Paktrech­
ten im UN-System ihren angemessenen Platz zu 
verschaffen. 
Nach zweimaliger Vertagung auf Wunsch der 
Regierung stand nunmehr der Erstbericht Uru­
guays zur Prüfung an. Dabei bedauerten die Ex­
perten, daß ihnen keine aktuellen Daten über die 
gesellschaftliche Entwicklung vorlagen. Krit i­
sche Fragen wurden insbesondere zu Behand­
lung und Stellung der schwarzen Minderheit ge­
stellt. Gelobt wurden die Bemühungen, Grund­
schulbildung für die gesamte Bevölkerung si­
cherzustellen und den Zugang zu weiterführen­
der Schulausbildung zu erleichtem. Der CE­
SCR kritisierte jedoch die unzureichende Be­
zahlung von Lehrkräften, deren Gehälter regel­
mäßig verspätet der hohen Inflationsrate ange­
paßt werden. Er hält eine Beteiligung von Ge­
werkschaften und Arbeitgeberverbänden an der 
Festlegung von Mindestlöhnen, insbesondere 
im öffentlichen Dienst, für erforderlich. Für be­
sorgniserregend hält der Ausschuß auch die La­
ge auf dem Wohnungsmarkt, da der Wohnungs­
bau der Nachfrage nach preiswertem Wohn­
raum nicht gerecht wird und das Mietrecht 
Vermieter begünstigt, vor allem hinsichtlich 
der Möglichkeit, die Zwangsräumung zu errei­
chen. 

Obwohl der CESCR die Schwierigkeiten aner­
kannte, denen sich Rumänien seit 1989 durch 
den Übergang zu einem marktwirtschaftlichen 
System und einer pluralistischen Demokratie 
gegenübersieht, kritisierte er, daß bislang keine 
neuen Gesetze über das Schulwesen erlassen 
worden sind. Problematisch ist auch, daß Kin­
der aus armen Familien zunehmend dem Unter­
richt fernbleiben; hier soll durch staatliche 
Geldleistungen an Eltern ein Anreiz zum Schul­
besuch geschaffen werden. Besorgniserregend 
ist nach Auffassung des Ausschusses die Lage 
von Kindern, die der Minderheit der Sinti und 
Roma angehören. Gestützt auf den Bericht einer 
NGO, forderten die Experten daher energische 
Maßnahmen zur Bekämpfung der Diskriminie­
rung dieser Bevölkerungsgruppe und zur Siche­
rung ihres Rechts auf Erziehung und auf Teil­
nahme am kulturellen Leben. Dabei kritisierten 
sie, daß sich der vorgelegte Zweitbericht weit­
gehend auf eine Darstellung der gesetzlichen 
Regelungen beschränkte und Informationen 
über deren Umsetzung vermissen ließ. 
Die Vereinbarkeit von Verpflichtungen aus 
dem Sozialpakt mit religiösen Gesetzen stand 
im Mittelpunkt der Debatte über den Erstbericht 
Marokkos. Dabei wurde deutlich, daß die ma­
rokkanische Gesellschaft in einen modernen 
und einen traditionellen Teil gespalten ist, so 
daß die notwendigen rechtlichen und tatsächli­
chen Veränderungen zur Beseitigung von Un­
gleichbehandlung nur sehr langsam voran­
schreiten. So sah die Regierungsdelegation es 
beispielsweise bereits als Fortschritt an, daß ein 
Mann eine zweite Frau nur mit Zustimmung der 
ersten nehmen könne. Die Experten versuchten, 
insbesondere im Familienrecht Lösungen auf­
zuzeigen, die den Anforderungen des Paktes ge­
recht werden und mit der Scharia vereinbar 
sind. Weiterer Schwerpunkt der Berichtsprü­
fung war das Arbeitsrecht, welches vor allem 
im informellen Sektor weitgehend mißachtet 
wird. Besorgt zeigten sich die Experten ange­
sichts der Berichte von NGOs über die Verfol­

gung von Gewerkschaftern und Streikenden; in 
seiner Schlußbetrachtung hob der Ausschuß 
dann den Fall zweier Gewerkschafter hervor, 
die seit 1964 beziehungsweise 1972 inhaftiert 
seien. Hinsichtlich der Situation in Westsahara 
betonte der CESCR das Selbstbestimmungs­
recht der dortigen Bevölkerung und hofft auf 
dessen Verwirklichung durch die Referendums­
pläne des UN-Sicherheitsrats. 
Nachdem der CESCR auf seiner achten Tagung 
die Lage in Kenia ohne die Grundlage eines 
Staatenberichts geprüft hatte, hatte die Regie­
rung nunmehr einen Erstbericht vorgelegt, den 
die Experten jedoch als unzureichend ansahen. 
Ein Dialog zwischen den Sachverständigen und 
der Regierungsdelegation war auch deshalb 
nicht möglich, weil Kenia die Informationen, 
die dem Ausschuß vorgelegen hatten, rundweg 
als unzutreffend und die Quellen als unglaub­
würdig abqualifizierte. Erfolglos versuchte die 
Delegation, die zwölfjährige Verspätung damit 
zu erklären, daß Kenia Opfer ungerechtfertigten 
äußeren Drucks geworden sei, welcher der Re­
gierung den Dienst am Volke erschwert habe. 
Dazu würde insbesondere das Einfrieren finan­
zieller Zuwendungen wegen Menschenrechts­
verletzungen und wegen fehlender Hinwen­
dung zu Demokratie und einem Mehrparteien­
system gehören. Immerhin konnte Einigung da­
hin gehend erzielt werden, daß Kenia mit Hilfe 
der Beratungsdienste des UN-Menschenrechts­
zentrums einen neuen Bericht vorlegen wird. 
Die Diskussion über den Zweitbericht Iraks 
verlief wenig ertragreich: Die irakische Delega­
tion betonte immer wieder die Notwendigkeit, 
das vom Sicherheitsrat verhängte Wirt­
schaftsembargo aufzuheben, welches nach ihrer 
Auffassung rechtswidrig sei, und hob dessen 
negative Auswirkungen auf die Verwirklichung 
der wirtschaftlichen, sozialen und kulturellen 
Rechte hervor. Die Experten hielten dagegen, 
daß das Embargo als Folge der irakischen Ag­
gression gegen Kuwait beschlossen worden ist, 
und mahnten die Regierung, daß sie nach dem 
Sozialpakt dazu verpflichtet ist, wirtschaftli­
chen Schwierigkeiten zum Trotz alles in ihrer 
Macht Stehende zu tun, um die garantierten 
Rechte zu verwirklichen. Besorgt zeigte sich 
der CESCR über die tatsächliche Diskriminie­
rung von Minderheiten, die Zerstörung des kul­
turellen Erbes von Religionsgemeinschaften 
und die Trockenlegung der Sümpfe in Südirak, 
wodurch dem dort lebenden (dem Regime in 
Bagdad femstehenden) Bevölkerungsteil die 
Grundlage seiner Lebensweise entzogen wird. 
Der Ausschuß betonte gegen den Standpunkt 
der irakischen Delegation, daß es in seiner Zu­
ständigkeit liegt, ein Team ins Land zu 
schicken, um die Einhaltung der Menschen­
rechte zu beobachten. 

Obwohl da? Gesundheits- und das Rentensy­
stem Belgiens von den Experten als vorbildlich 
gelobt wurden, wiesen sie noch auf zahlreiche 
Bereiche hin, in denen der Sozialpakt ihrer Ein­
schätzung nach nicht ausreichend umgesetzt ist. 
Eine zentrale Stellung hatte dabei ihre Kritik an 
der belgischen Rechtsauffassung, wonach sich 
der einzelne vor innerstaatlichen Behörden 
nicht unmittelbar auf die Paktrechte berufen 
kann. Im Arbeitsrecht fehlt nach ihrer Einschät­
zung eine verfassungsrechtliche Absicherung 
des Streikrechts. Zu den vom CESCR geforder-
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ten Verbesserungen des Schutzes von Rand­
gruppen gehören neben verbesserter Sozialhilfe 
sozialer Wohnungsbau und die Bekämpfung 
von Wohnraumspekulation. Auf besonderes In­
teresse der Experten stießen die Ausführungen 
der Regierungsdelegation zum Schulwesen in 
Belgien, insbesondere zur Lösung des Spra­
chenkonflikts. 
Das Recht auf Wohnen war Gegenstand der Zu­
satzinformationen, die Panama und die Philip­
pinen auf Anforderung des Ausschusses vorge­
legt hatten. Im Falle Panamas stand der Bericht 
im Widerspruch zu den Informationen, die dem 
CESCR durch eine NGO vorgelegt worden wa­
ren. Er regte daher erneut die Entsendung einer 
Mission zur Untersuchung der Lage vor Ort an; 
diesem Vorschlag stimmte die Regierung Pana­
mas schließlich auf der elften Tagung des CE­
SCR zu. Die philippinische Delegation wider­
sprach den Vorwürfen von Nichtregierungsor­
ganisationen, daß etwa 47 000 Menschen in 
Manila von gewaltsamen Räumungen ihrer 
Häuser bedroht seien. Eine Antwort auf die Fra­
ge, wie die Regierung die Rechte der Bewohner 
mit den Rechten der Grundstückseigentümer in 
Einklang zu bringen versucht, wurde jedoch 
erst für den nächsten Bericht angekündigt. 
Bei der Prüfung der Situation in Mauritius muß­
te der Ausschuß auf die Informationen von in­
ternationalen Organisationen und NGOs 
zurückgreifen, da ihm bislang kein Staatenbe­
richt vorliegt. Er lobte die wirtschaftliche Ent­
wicklung des Landes, das insoweit zur afrikani­
schen Spitzengruppe zählt. Allerdings hat die 
Abschaffung von Subventionen für Grundnah­
rungsmittel erhebliche Versorgungsmängel für 
die ärmsten Bevölkerungsteile verursacht. Die 
Experten kritisierten, daß sowohl in rechtlicher 
als auch in tatsächlicher Hinsicht Frauen diskri­
miniert werden und sie nicht in den vollen Ge­
nuß der Paktrechte kommen. Besorgt zeigten 
sie sich auch angesichts der Regierungspolitik, 
mittels des Arbeitsrechts die Anerkennung und 
Tätigkeit von Gewerkschaften zu behindern. 
Ein besonderer Problembereich sind die beson­
deren Wirtschaftszonen<, in denen eine Beach­
tung des Arbeitsrechts, vor allem der Arbeits­
zeithöchstgrenzen, nicht sichergestellt ist. 
Alarmierend ist die Situation der Frauen in Gam­
bia, wie sie sich dem Ausschuß auf Grund von 
Berichten zwischenstaatlicher und nichtstaatli­
cher Organisationen darstellte: Es wird ge­
schätzt, daß rund die Half te Opfer von Beschnei­
dungen geworden ist, die Müttersterblichkeit ist 
extrem hoch, die Geburtenrate eine der höchsten 
in Afrika; gleiches gilt für die Säuglingssterb­
lichkeit. Die Einkünfte von Frauen, insbesonde­
re in der Landwirtschaft, liegen weit unter den ge­
setzlichen Mindestlöhnen; der Ausschuß mo­
nierte zudem, daß Gambia bislang keine der dies­
bezüglichen ILO-Konventionen ratifiziert hat. 
Die Benachteiligung von Mädchen und Frauen 
zeigt sich auch darin, daß überproportional viele 
von ihnen Analphabeten sind. 
Als ähnlich besorgniserregend erwies sich die 
Lage in Guinea, das ebenfalls bislang keinen Be­
richt vorgelegt hat. Besonders benachteiligt sind 
Frauen und Mädchen in ländlichen Gebieten, wo 
Gesundheitsfürsorge und Schulwesen häufig 
nicht vorhanden sind. Die Experten vermißten 
insbesondere Maßnahmen der Regierung zur 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen und kri­

tisierten, daß soziale Sicherheit lediglich für Ar­
beitnehmer in staatlichen Betrieben oder Behör­
den besteht. Als Hauptursache für die mangeln­
de Umsetzung des Sozialpakts bezeichnete der 
CESCR unzureichende finanzielle Mittel des 
Staates bei stetig wachsender Bevölkerung. 
Ein etwas positiveres Licht zeichnete der Aus­
schuß bei der Prüfung der Informationen, die 
ihm über Mali vorlagen. Er begrüßte die Rück­
kehr zur Demokratie und die schrittweise Ver­
besserung der Menschenrechtslage im Land. 
Bei der Schuldknechtschaft, vor allem in den 
Salzminen im Norden, ist ein Rückgang zu ver­
zeichnen, jedoch besteht für einen Großteil der 
Bevölkerung kein arbeitsrechtlicher Schutz. 
Auch in Mali ist die Mütter- und Säuglings­
sterblichkeit erschreckend hoch und weibliche 
Beschneidung verbreitet. Die Versorgung der 
Bevölkerung mit Nahrungsmitteln hat sich nach 
der Abwertung des CFA-Franc erheblich ver­
schlechtert. 

11. Tagung 

Die allgemeine Debatte des Ausschusses auf 
seiner elften Tagung (21.11 .-9.12.1994 in Genf) 
befaßte sich mit der Menschenrechtserziehung 
und Öffentlichkeitsarbeit zur Steigerung der 
Bekanntheit des Sozialpakts. Hier wurde deut­
lich, wie wichtig dafür die Arbeit von Nichtre­
gierungsorganisationen ist, und daß Menschen­
rechte allgemeingültig sind, unabhängig von 
den konkreten gesellschaftlichen Werten ein­
zelner Völker. Der CESCR diskutierte außer­
dem über ein Arbeitspapier des Vorsitzenden, 
welches sich - in Anlehnung an das Fakultativ­
protokoll zum Zivilpakt - mit der Einführung 
eines Individualbeschwerdeverfahrens befaßte; 
dadurch soll das Entstehen eines Fallrechts zu 
den Paktrechten ermöglicht werden. Zwischen 
den Experten bestand allerdings Uneinigkeit 
über die Ausgestaltung und das Ziel eines sol­
chen Zusatzprotokolls. Während einige Sach­
verständige es als Mittel gegen massive Verlet­
zungen der Paktrechte verstehen wollten, ver­
langten andere die Einbeziehung der Rolle von 
internationalen Organisationen wie der Welt­
bank und anderer UN-Sonderorganisationen. 
Diskutiert wurde dabei auch ein Beschwerde­
recht für NGOs. 

Der Ausschuß verabschiedete ferner den bereits 
auf der vergangenen Tagung behandelten Ent­
wurf von Allgemeinen Bemerkungen zu den 
Rechten der Behinderten. Zwar erwähnt der So­
zialpakt diese Gruppe nicht ausdrücklich, doch 
erfordert nach Überzeugung der Experten die in 
den letzten Jahren gewachsene Erkenntnis der 
Schutzbedürftigkeit von Behinderten deren 
Berücksichtigung, insbesondere im Rahmen 
des Diskriminierungsverbots. Der CESCR ver­
tritt zudem die Rechtsauffassung, daß die Staa­
ten zu einer zeitlich begrenzten Bevorzugung 
dieser Gruppe verpflichtet sind, um vergangene 
Benachteiligungen auszugleichen. 
Weiterhin unklar ist das Schicksal des Aus­
schußmitglieds aus Rwanda: Zwar haben die 
Vereinten Nationen zwischenzeitlich ein Le­
benszeichen erhalten, doch ist eine Kontaktauf­
nahme nicht möglich, da sein Aufenthaltsort 
unbekannt ist. 

Großbritannien hatte seinen Zweitbericht vor­

gelegt sowie zwei Berichte zur Situation in sei­
nen 16 abhängigen Territorien. Bei der Behand­
lung Großbritanniens konzentrierte sich die Re­
gierungsdelegation auf das Erziehungswesen, 
wobei einige Experten die Qualitätsunterschie­
de zwischen der Ausbildung an Elite-Institutio­
nen und der für den Großteil der Bevölkerung 
bemängelten. Die Experten richteten ihr Augen­
merk jedoch auf die Wohnungssituation, vor al­
lem die Hilfsmaßnahmen für Obdachlose und 
den Schutz von Mietern - häufig Angehörige 
von Minderheiten - gegen Zwangsräumungen. 
Der Ausschuß nahm die Kritik des Ersten Mini­
sters Gibraltars zur Kenntnis, daß Großbritanni­
en das Selbstbestimmungsrecht der Bevölke­
rung in seinem Land mißachte, indem es keine 
Form von Selbstregierung fördere. Im Hinblick 
auf Hongkong teilt der CESCR die Besorgnis 
von NGOs, daß die Übertragung der Souverä­
nität auf China im Jahr 1997 die Verwirkli­
chung des Sozialpakts gefährdet. Denn die 
Volksrepublik hat den Pakt nicht ratifiziert und 
in Stellungnahmen in jüngster Zeit zu erkennen 
gegeben, daß sie sich - entgegen früherer Zusa­
gen - in bezug auf Hongkong auch nicht daran 
gebunden fühlt. Der Ausschuß forderte daher 
Großbritannien auf, ihn über Vereinbarungen 
mit China zu informieren, durch die die Einhal­
tung der Berichtspflicht auch über das Jahr 1997 
hinaus sichergestellt wird. Wie prekär das Ver­
hältnis zur Volksrepublik ist, zeigt auch die Tat­
sache, daß der britische Gouverneur den Geset­
zesentwurf zur Einsetzung einer Menschen­
rechtskommission aus »finanziellen Gründen« 
blockiert. Ebenso kritisch bewerteten die Ex­
perten die fehlende Regierungsunterstützung 
für Gesetzesinitiativen zur Bekämpfung der 
Diskriminierung von Frauen, insbesondere aus­
ländischer Hausangestellter. Besonders proble­
matisch ist in Hongkong die Wohnungssituati­
on, die sich am stärksten zuungunsten alter 
Menschen auswirkt; ein Teil von ihnen verfügt 
lediglich über einen Wohnraum von der Größe 
eines Bettes. Dies ist nach Auffassung des CE­
SCR angesichts der wirtschaftlichen Stärke 
Hongkongs nicht hinnehmbar. Besorgt zeigte er 
sich schließlich im Hinblick auf die Situation 
der vietnamesischen Bootsflüchtlinge in den 
Flüchtlingslagern. Da Hongkong ihre Rück­
führung anstrebt, beschränkt es die Versorgung 
auf das Mindestmaß und überläßt Teile davon 
den NGOs, so den Schulunterricht. 
Auch elf Jahre nach Beendigung der Militärdik­
tatur hat Argentinien bei der Umstrukturierung 
der Wirtschaft noch mit deren Folgen zu kämp­
fen; insbesondere sind dies eine enorme Schul­
denlast, Hyperinflation, Kapitalflucht und un­
zureichende staatliche Finanzressourcen. Die 
Experten zeigten sich besorgt über die Auswir­
kungen der Privatisierungen auf die ärmsten 
Bevölkerungsschichten, vor allem hinsichtlich 
der Rentenversicherung. Im Arbeitsrecht unter­
suchten sie die Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Arbeitslosigkeit sowie den Schutz des 
Streikrechts; außerdem kritisierten sie die 
schwache Rechtsstellung von Arbeitnehmern 
mit nur befristeten Arbeitsverträgen. Als be­
grüßenswert, aber immer noch unzureichend 
bezeichnete der CESCR die staatlichen Woh­
nungsbauprogramme und den Mieterschutz, vor 
allem den Schutz vor übermäßigen Mietsteige­
rungen, und forderte weitere Angaben über die 
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Wohnungslage in Argentinien. Die Regierungs­

delegation sagte dem Ausschuß einen Zusatzbe­

richt darüber zu. Sie informierte das Gremium 
schließlich noch darüber, daß in Argentinien ­

im Gegensatz zu anderen lateinamerikanischen 
Staaten ­ die Anzahl von Straßenkindern gering 
ist; dennoch äußerten sich einige der Experten 
besorgt angesichts der ihnen bekannten Fälle 
polizeilicher Gewalt gegen solche Kinder. 
Ein weitgehend positives Bild erbrachte die 
Prüfung des Berichts von Osterreich. Der CE­

SCR lobte die Sozialleistungen für alte und be­

hinderte Menschen sowie die Fortschritte bei 
der rechtlichen und tatsächlichen Gleichstel­

lung der Frau, wies allerdings auch darauf hin, 
daß eine ILO­Expertenkommission die fortdau­

ernde ungleiche Entlohnung von Männern und 
Frauen besorgt vermerkt hatte. Auf Kritik des 
Ausschusses stießen die österreichischen Ge­

setze bezüglich der Niederlassung und des Auf­

enthaltsrechts von Einwanderern, vor allem ihr 
Ziel, den Zuzug von Ausländern zu begrenzen. 
Kritisch bewerteten die Experten auch, daß der 
Sozialpakt ­ anders als zum Beispiel die Eu­

ropäische Menschenrechtskonvention ­ inner­

staatlich nicht unmittelbar anwendbar ist. 
Zwangsräumungen von Wohnraum, vor allem 
in Armenvierteln, war zentrales Thema bei der 
Prüfung der zusätzlichen Informationen, wel­

che die Dominikanische Republik auf Anforde­

rung des CESCR bei der Prüfung des Erstbe­

richts während der fünften Tagung vorgelegt 
hatte (vgl. V N 6/1991 S. 212). Der Ausschuß 
begrüßte zwar die Absicht der Regierung, die 
nationale Rechtsordnung den Anforderungen 
des Sozialpakts anzupassen, kritisierte aber 
gleichzeitig die geplanten Umsiedlungen, wel­

che nach seiner Ansicht nicht durch außerge­

wöhnliche Umstände gerechtfertigt sind. Dabei 
betonten die Experten die Verpflichtung der Re­

gierung, bei Zerstörung von Wohnraum durch 
Zwangsräumungen eine gleichwertige Unter­

bringung bereitzustellen. 
In bezug auf Mali verabschiedete der CESCR 
seine Empfehlungen, die im wesentlichen die 
Feststellungen auf der vorhergehenden Tagung 
wiederholten. 
Die Situation in Suriname wurde ohne Staaten­

bericht und in Abwesenheit einer Regierungs­

delegation geprüft; die abschließenden Bemer­

kungen und Empfehlungen des Ausschusses 
werden erst auf der kommenden Tagung verab­

schiedet werden. 
Der CESCR beschloß zudem, beim Wirt­

schafts­ und Sozialrat die Abhaltung einer Son­

dertagung noch im Jahre 1995 zu beantragen, 
um den Rückstau von Berichten abzutragen. 

Beate Rudolf П 

Rechte des Kindes: 6. und 7. Tagung des 
Ausschusses ­ Forderung nach Überprüfung 
von Vorbehalten gegenüber der Konvention 
­ Jugendstrafrecht in vielen Vertragsstaaten 
noch nicht konventionskonform ­ Sexueller 
Mißbrauch von Kindern verbreitet (9) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 4/1994 
S. 145f. fort. Text des Übereinkommens: V N 
3/1990 S. 112ff.) 

Mit 166 Vertragsparteien, so der Stand bei Ende 
der siebenten Tagung, kommt die Konvention 
über die Rechte des Kindes dem Ziel der uni­

versellen Ratifikation stetig näher. Gestützt auf 
die Empfehlung der Wiener Menschenrechts­

konferenz von 1993 forderte der Ausschuß für 
die Rechte des Kindes (CRC) (Zusammenset­

zung: V N 3/1993 S. 124) bei der Berichtsprü­

fung einzelne Vertragsparteien auf, ihre bei der 

Ratifikation angebrachten Vorbehalte zurück­

zuziehen, da sie nach Ansicht der zehn Experten 
mit der Kinderrechtskonvention nicht vereinbar 
sind. 

6. Tagung 

Als außerordentliche (zusätzliche) Zusammen­

kunft fand die sechste Tagung des Ausschusses 
statt (5.­22.4.1994 in Genf), weil anders die 
Überwachung der Umsetzung der Konvention 
mit der Zunahme der Vertragsstaaten nicht 
Schritt halten kann. Der neuernannte Hohe 
Kommissar der Vereinten Nationen für Men­

schenrechte betonte, daß nach dem Willen der 
Wiener Menschenrechtskonferenz den Kinder­

rechten Priorität bei seinen Aktivitäten zukom­

men soll. Schwerpunkte seiner Unterstützung 
für die Arbeit des Ausschusses werden das Stre­

ben nach baldiger universeller Ratifikation der 
Konvention, der Schutz der Rechte von 
Mädchen sowie der Schutz von Kindern in be­

waffneten Konflikten sein. Die Sachverständi­

gen forderten ihn auf, sich für effektivere Me­

chanismen einzusetzen, um Massenmorden an 
Kindern und Frauen wie in Rwanda und Bosni­

en entgegenzutreten. 
Angesichts eines hohen Kinderanteils an seiner 
Bevölkerung (45 vH sind jünger als 15 Jahre) 
und eines geringen Lebensstandards steht Paki­

stan vor gewaltigen Problemen bei der Umset­

zung der Konvention. Die Experten kritisierten, 
daß ein unzureichender Anteil der Staatsausga­

ben für das Gesundheits­ und Unterrichtswesen 
aufgewendet wird, während die Militärausga­

ben einen höheren Stellenwert haben. Die Ver­

suche der pakistanischen Regierung, traditio­

nelle Praktiken wie Kinderarbeit und Diskrimi­

nierung von Mädchen zu bekämpfen und die 
Bevölkerung über die Rechte des Kindes aufzu­

klären, werden häufig durch die hohe Zahl von 
Analphabeten im Land erschwert. Der CRC 
empfahl die Einsetzung einer Allparteienkom­

mission, welche konkrete Programme zur Um­

setzung der Kinderrechtskonvention ausarbei­

ten solle. Solche Programme sollten insbeson­

dere auch die Altersgrenzen für Kinderarbeit 
und Strafmündigkeit heraufsetzen sowie ein 
Mindestalter zum Schutz der sexuellen Selbst­

bestimmung des Kindes festlegen. Der Aus­

schuß forderte die Regierung zur Konkretisie­

rung des nach seiner Ansicht konventionswidri­

gen Vorbehalts auf, wonach die Konventions­

rechte nicht anwendbar sind, soweit sie im Ge­

gensatz zum islamischen Recht stehen. 
Burkina Faso erhielt Lob für seine Bemühun­

gen um die Förderung der Kinderrechte, die im 
Vergleich zu anderen afrikanischen Staaten 
überdurchschnittlich sind. Da die finanziellen 
Mittel des Landes jedoch infolge wirtschaftli­

cher Schwierigkeiten und der Größe der Proble­

me nicht ausreichen, ist es auch weiterhin auf 
internationale Hilfe angewiesen. Besonders po­

sitiv ist nach Ansicht des Ausschusses der na­

tionale Aktionsplan zur Umsetzung der Kinder­

rechtskonvention, für den das Nationale Komi­

tee für die Kinder, bestehend aus Vertretern al­

ler Lebensbereiche und Bevölkerungsgruppen, 
zuständig ist. Besonderes Augenmerk richteten 
die Experten auf die Lage von Mädchen; sie 
empfahlen eine verstärkte Bekämpfung der Dis­

kriminierung im Unterichtswesen, im kulturel­

Trockengebiete (vgl. den Beitrag von Georg Lahrs in dieser Ausgabe) finden sich nicht nur in Afrika, son­

dern beispielsweise auch im ehemaligen Sowjetisch­Mittelasien. Dort hat die hemmungslose Ausdeh­

nung der bewässerten Flächen in den Wüsten und Trockensteppen im Bereich der Hauptzuflüsse Amu­

Darja und Syr­Darja von 2,8 auf 7,5 Mill Hektar zu einer beispiellosen Umweltkatastrophe geführt: bin­

nen drei Jahrzehnten hat sich die Fläche des Aralsees halbiert. 
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len Bereich, dort vor allem hinsichtlich der Be­
schneidung von Mädchen und erzwungener 
Heiraten, sowie einen verbesserten Schutz der 
vorwiegend weiblichen Hausangestellten. Zur 
dringend notwendigen Verbesserung des Ju­
gendstrafrechts und -Strafvollzugs regte der 
CRC die Anforderung technischer Hilfe beim 
Menschenrechtszentrum an. 
Die Experten lobten Frankreich für seine 
Bemühungen auf nationaler und internationaler 
Ebene um die Verbreitung und Umsetzung der 
Konvention. Dazu gehören ein jährlicher Be­
richt an die Nationalversammlung über die in­
nerstaatlichen Umsetzungsmaßnahmen und 
Unterstützung für die Arbeit des Sonderbericht­
erstatters der Menschenrechtskommission über 
den Kinderhandel. Frankreich bekämpft die se­
xuelle Ausbeutung von Kindern, Kinderprosti­
tution und -pornographie, auch soweit die Taten 
von französischen Staatsangehörigen im Aus­
land begangen werden. Auf besonderes Interes­
se des CRC stießen die rechtlichen Regelungen 
bezüglich der sexuellen Selbstbestimmung und 
der Schwangerschaft von Minderjährigen: 
Empfängnisverhütende Mittel stehen jedem 
Minderjährigen unabhängig von der Zustim­
mung der Eltern zu; es besteht die Möglichkeit 
der anonymen Geburt, und eine Abtreibung ist 
ohne Kenntnis oder Zustimmung der Eltern 
möglich. Positiv beurteilten die Experten die 
Bemühungen, Minderjährige in sie betreffen­
den Gerichtsverfahren besser zu beteiligen. 
Nach intensiver Debatte regte der Ausschuß an, 
die französische Regierung solle den Vorbehalt 
zu Art. 30 der Konvention überprüfen; diese 
Vorschrift garantiert Kindern, welche einer 
Minderheit angehören, die ungestörte Ausü­
bung der eigenen Kultur und Religion sowie 
den Gebrauch der eigenen Sprache. Die ableh­
nende Reaktion der Delegation läßt jedoch eine 
Änderung der französischen Haltung in naher 
Zukunft nicht erwarten. 

Jordanien hat zwar erfreuliche Fortschritte bei 
der Bekämpfung der Kindersterblichkeit und 
der Verbesserung der Lebenserwartung ge­
macht, benötigt aber materielle Unterstützung 
für Hilfsprogramme zugunsten armer Kinder. 
Besorgt zeigten sich die Experten über die unsi­
chere Rechtsstellung von Flüchtlingskindern, 
insbesondere aus Irak und Somalia. Im Zentrum 
der Diskussion standen die Diskriminierung der 
Frau, vor allem im Familien-, Erb- und Staats­
angehörigkeitsrecht, sowie Gewalt in der Fami­
lie und die Schlechterstellung nichtehelicher 
Kinder. Hier forderte der Ausschuß Anpassun­
gen der Rechtsordnung an die Vorgaben der 
Kinderrechtskonvention und verstärkte Bemü­
hungen, die Bevölkerung über diese zu infor­
mieren. Notwendig ist nach seiner Ansicht auch 
eine verbesserte Koordinierung der Tätigkeiten 
staatlicher und nichtstaatlicher Einrichtungen 
und die Einsetzung eines Ombudsman. Die jor­
danische Delegation sagte eine Überprüfung 
der Vorbehalte zur Kinderrechtskonvention zu. 
Chile bemüht sich seit der Wiedereinführung 
der Demokratie 1990 um eine Verbesserung der 
Situation der Kinder im Land. Die angestrebten 
Maßnahmen sind in einem nationalen Aktions­
plan zusammengefaßt; Schwerpunkte sind die 
Bekämpfung der Armut und die Verbesserung 
des Gesundheitssystems. Einige der Experten 
äußerten diesbezüglich die Befürchtung, daß 

die Dezentralisierung staatlicher Aufgabener­
füllung zu einer Verschlechterung der Gesund­
heitsfürsorge und des Erziehungswesens führen 
könne. Hier könnte der 1994 eingesetzte >Ver­
teidiger der Schulkinder*, eine Art Ombudsman 
für Beschwerden von Kindern gegenüber 
Schulbehörden, ein erster Schritt dazu sein, dem 
Standpunkt der Kinder Gehör zu verschaffen. 
Der CRC regte eine verbesserte Berücksichti­
gung der Interessen von Kindern in Sorge­
rechtsverfahren bei einer Trennung der Eltern 
an (die Möglichkeit der Scheidung existiert in 
Chile nicht). Für wichtig erachtete der Aus­
schuß auch einen verstärkten strafrechtlichen 
Schutz von Kindern gegen Mißbrauch und fa­
miliäre Gewalt. Außerdem lobte er die Maßnah­
men zur Wiedereingliederung von Straßenkin­
dern und empfahl, das Jugendstrafrecht den An­
forderungen der Konvention anzupassen, insbe­
sondere ein Mindestalter für die Strafmündig­
keit festzulegen. 
Norwegen ist nach Einschätzung des CRC ein 
Vorkämpfer für die Rechte des Kindes. Dies 
zeigt sich in bilateraler Entwicklungshilfe für 
Projekte zugunsten von Kindern und in der ma­
teriellen und personellen Unterstützung der in­
ternationalen Zusammenarbeit gegen Kinder­
pornographie und -prostitution sowie gegen den 
sexuellen Mißbrauch von Kindern. Die Debatte 
über den Bericht konzentrierte sich auf die Si­
tuation von Flüchtlingskindern, welche in Nor­
wegen Aufnahme gefunden oder Asyl beantragt 
haben, die Lage der Minderheit der Samen und 
die Kampagne gegen Fremdenfeindlichkeit und 
Rassismus. Die Experten lobten, daß selbst in 
der gegenwärtigen Rezession das hohe Niveau 
der Familienförderung gewahrt werde; hierzu 
gehören eine Vermehrung von Kinderkrippen 
und außerschulischer Betreuung sowie eine 
Verbesserung des Erziehungsurlaubs. Nach In­
krafttreten einer Änderung des Strafverfahrens­
rechts wird Norwegen seinen Vorbehalt zur 
Kinderrechtskonvention zurückziehen. Nur mit 
Mühe fand der Ausschuß noch Grund für Emp­
fehlungen zur verbesserten Umsetzung der 
Konvention: Die Anonymität von Samenspen­
dern für künstliche Befruchtungen widerspricht 
nach Ansicht der Experten dem Recht des Kin­
des auf Kenntnis seiner Herkunft, und die Not­
wendigkeit eines Antrags auf Befreiung vom 
Religionsunterricht ist möglicherweise mit dem 
Recht auf Achtung der Privatsphäre nicht ver­
einbar, weil sie eine Bekanntgabe des eigenen 
Glaubens voraussetzt. Für den nächsten Bericht 
regte der CRC zudem eine Untersuchung der 
Ursachen für die hohe Suizidrate von Kindern 
in Norwegen an. 

7. Tagung 

Auf der siebenten Tagung (26.9.-14.10.1994 in 
Genf) wurde deutlich, daß auch der CRC - wie 
andere Überwachungsgremien im Rahmen 
menschenrechtlicher Verträge - darunter leidet, 
daß eine erhebliche Anzahl von Berichten aus­
steht. Der Beigeordnete Generalsekretär für 
Menschenrechte lobte die hohe Qualität der Ar­
beit des Ausschusses und kündigte an, sich auf 
der Sitzung der Vertragsparteien der Kinder­
rechtskonvention für eine Erhöhung der Zahl 
der regulären Tagungen des CRC von zwei auf 

drei pro Jahr einzusetzen. Er teilte außerdem 
mit, daß der Generalsekretär auf die Bitte des 
Ausschusses hin einen Experten mit der Unter­
suchung der negativen Auswirkungen bewaff­
neter Konflikte auf Kinder beauftragt hat. The­
ma der allgemeinen Diskussion war auf dieser 
dritten Zusammenkunft während des Tnterna-
tionalen Jahres der Familie* »die Rolle der Fa­
milie bei der Förderung der Rechte des Kin­
des«. Da über die Wichtigkeit der Familie für 
eine ordnungsgemäße Entwicklung des Kindes 
Einhelligkeit bestand, wurde die Diskussion 
von Vertretern internationaler Organisationen 
und von Nichtregierungsorganisationen dazu 
genutzt, besondere Schutz- und Unterstützungs­
maßnahmen ihrer Institutionen für Familien, 
insbesondere für arme Familien oder Flücht­
lingsfamilien, darzustellen. Noch ohne Ergeb­
nis blieb die Frage nach einer Verbesserung der 
Arbeitsmethoden des CRC; vorgeschlagen wur­
den die Einführung von Eilaktionen oder die 
Anforderung eines Sonderberichts in besonders 
ernsten Situationen. 

Die Berichtsprüfung begann mit Honduras, 
dessen politischer Wille zur Umsetzung der 
Kinderrechtskonvention das Lob der Experten 
fand. Implementierungsprobleme treten vor al­
lem auf den Sektoren Gesundheits-, Erzie-
hungs- und Justizwesen auf, wo sich das Fehlen 
finanzieller Mittel des Staates besonders be­
merkbar macht. Im Hinblick auf die in Angriff 
genommene Reform der Jugendgerichtsbarkeit 
regte der Ausschuß die Umsetzung der ein­
schlägigen im Rahmen der Vereinten Nationen 
ausgearbeiteten Standards an. Ausschuß und 
Regierungsdelegation waren sich darüber einig, 
daß eine Bekämpfung des sexuellen Miß­
brauchs von Kindern und der Diskriminierung 
auf Grund von Geschlecht, ethnischer Herkunft 
oder Behinderung neben Sanktionen vor allem 
einer öffentlichen Bewußtmachung bedürfe. 
Besorgt zeigte sich der CRC auch über die Aus­
beutung von Mädchen in der Textilindustrie 
und empfahl die Einführung und Überwachung 
eines Mindestalters für Arbeitnehmer in Über­
einstimmung mit der ILO-Konvention Nr. 
138. 

Auf Anforderung des Ausschusses hatte Indo­
nesien Zusatzinformationen vorgelegt, die zur 
Prüfung anstanden. Zufrieden zeigte sich der 
Ausschuß darüber, daß das Land seinen Vorbe­
halt zu den Artikeln 1, 14, 16 und 29 der Kon­
vention zurückzieht, den der CRC bei der Be­
richtsprüfung 1993 wegen seiner Weite als un­
zulässig bezeichnet hatte. Jedoch wil l die Re­
gierung den Vorbehalt als interpretative Er­
klärung verstanden wissen und den weiten Vor­
behalt noch aufrecht erhalten, soweit er sich auf 
die Art. 17, 21 und 22 bezieht und die indonesi­
sche Verfassung als Schranke für diese Rechte 
versteht. Kritisch wurde vermerkt, daß sich die 
Lage in Indonesien seit dem Erstbericht nicht 
verändert hat; so ist beispielsweise seit der Rati­
fikation der Konvention keine Änderung des 
Arbeitsrechts zum Schutz der Kinder vorge­
nommen worden. Auch das Jugendstrafrecht 
müsse mit der Konvention in Einklang gebracht 
werden. Deutlich kritisierten die Experten den 
unzureichenden Einsatz finanzieller Mittel im 
sozialen Bereich, vor allem dem Gesundheits­
und Elementarschulwesen. Erneut verwahrte 
sich der CRC sehr deutlich gegen den Versuch 
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der indonesischen Delegation, das Massaker 
von Dil i (Osttimor) vom November 1991 her­
unterzuspielen. 
Madagaskar hatte Antworten auf Fragen des 
Ausschusses vorgelegt, welche 1993 bei der 
Berichtsprüfung offen geblieben waren. Der 
CRC begrüßte die Einsetzung eines Komitees 
zur Überwachung der Implementierung der 
Konvention, äußerte aber zugleich deutliche 
Kritik an der unzureichenden Erfüllung der 
Verpflichtungen. So stehen fundamentale recht­
liche Reformen noch aus, etwa die Schaffung 
eines auf Resozialisierung und nicht auf Bestra­
fung ausgerichteten Jugendgerichtssystems, die 
Ausarbeitung und Überwachung eines Jugend­
schutzes im Arbeitsrecht sowie der Schutz von 
Kindern vor Prostitution und bei Adoptionen, 
insbesondere durch ausländische Adoptionsbe­
werber. Notwendig sind auch Aufklärungskam­
pagnen über Familienplanung und verantwor­
tungsbewußte Elternschaft. Die Debatte machte 
erneut deutlich, daß eine vollständige Verwirk­
lichung der Rechte des Kindes nicht allein 
durch staatliche Maßnahmen erreicht werden 
kann, sondern häufig auch einen Bewußtseins­
wandel in der Bevölkerung und erhebliche f i ­
nanzielle Anstrengungen zur dauerhaften Ver­
besserung der wirtschaftlichen Lage erfordert. 
Als unzureichend wertete der Ausschuß die 
Maßnahmen, welche Paraguay zur Umsetzung 
der Kinderrechtskonvention bislang ergriffen 
hat. Besonders besorgniserregend sind die Be­
richte über die Mißhandlung von Kindern in 
Verhörzentren; die Sachverständigen rieten da­
her dringend zu verbesserter Ausbildung von 
Polizei- und Vollzugsbeamten. Sie kritisierten 
zudem die geringe Zuweisung von Haushalts­
mitteln an den Sozialsektor, dessen Abstand zu 
den Militärausgaben sich stetig vergrößert. 
Zwar hat die Regierung Paraguays erkannt, daß 
besonders die Schulausbildung von Kindern auf 
dem Land wegen der Armut vieler Familien ge­
fährdet ist, und daß vor allem Kinder der Urbe­
völkerung verstärkt Unterricht auf spanisch er­
halten müssen, wenn ihnen Chancengleichheit 
gewährt werden soll. Der Ausschuß machte 
sehr deutlich, daß er sich mit solcher Selbstkri­
tik nicht abspeisen lasse; er verlangte nach einer 
Umsetzung dieser Erkenntnisse. Angesichts der 
dürftigen tatsächlichen Angaben des Erstbe­
richts forderte der CRC für das kommende Jahr 
einen Zusatzbericht. 

In Spanien ist die Zuständigkeit für die Verbes­
serung der rechtlichen und tatsächlichen Lage 
der Kinder zwischen den autonomen Regionen 
und der Zentralregierung verteilt. Der Ausschuß 
sah hier Probleme bei der wirkungsvollen Koor­
dinierung von Maßnahmen; eine Zusammenar­
beit mit Nichtregierungsorganisationen könnte 
insoweit die erforderliche öffentliche Kontrolle 
und Beteiligung der Öffentlichkeit an der Ver­
wirklichung der Kinderrechte ermöglichen. Er 
forderte Spanien außerdem auf, mehr Ressour­
cen einzusetzen, um die Konventionsrechte zu 
verwirklichen. Dabei soll vor allem alleinerzie­
henden Elternteilen Unterstützung gewährt und 
ihre gesellschaftliche Isolierung bekämpft wer­
den. Auf Kritik der Experten stieß die Formulie­
rung des spanischen Zivilgesetzbuches, wonach 
Eltern maßvolle Strafen zur Erziehung einset­
zen können. Der CRC regte außerdem eine Un­
tersuchung der Ursachen von Jugendkrimina­

lität und Suizid unter Jugendlichen an und for­
derte Spanien zu einer verstärkten Unterstüt­
zung der Entwicklungsländer bei der Umset­
zung der Kinderrechtskonvention auf. 
Argentinien hat die Konvention zusammen mit 
acht anderen menschenrechtlichen Überein­
kommen in seine Verfassung inkorporiert. Als 
»noch offene Wunde« bezeichnete die Regie­
rungsdelegation die Bemühungen, illegale 
Adoptionen aus der Zeit der Militärdiktatur 
rückgängig zu machen, durch die Kinder von 
damaligen Regimegegnern ihren Eltern entzo­
gen und in fremde Hände gegeben wurden. Ein 
neues soziales Phänomen sei die Zunahme der 
Zahl alleinerziehender Mütter; daher versuche 
die Regierung, die Bevölkerung über die Be­
deutung stabiler Familien aufzuklären. Zu dem 
als erforderlich angesehenen Bewußtseinswan­
del gehöre außerdem die Akzeptanz des Grund­
satzes, daß Kinder Personen mit eigenen Rech­
ten sind. Hier steht der Kampf gegen Kindes­
mißhandlung und sexuellen Mißbrauch sowie 
gegen Kinderprostitution und Kinderarbeit im 
Vordergrund staatlichen Handelns. Da der Be­
richt nicht genügend Substanz für einen inhalts­
reichen Dialog bot, vertagte der Ausschuß seine 
Schlußfolgerungen auf die nächste Tagung, auf 
der Argentinien einen Zusatzbericht vorlegen 
wird. 

Beate Rudolf • 

Entkolonisierung und Treuhandfragen 

Treuhandrat: Endgültige Beendigung der 
Treuhandschaft über die Pazifikinseln - Völ­
kerrechtliche Unabhängigkeit und UN-Mit­
gliedschaft Palaus - Fortexistenz eines funk­
tionslosen Hauptorgans (10) 

(Vgl. Philip Kunig / Susanne Rublack, Koloni­
siert nach der Entkolonisierung? Zur Beendi­
gung der UN-Treuhandschaft über Mikronesi-
en, die Marshallinseln und die Nördlichen Ma­
rianen, VN 2/1991 S. 55 ff.) 

Jüngster unabhängiger Staat ist seit dem 1. Ok­
tober 1994 die im Südpazifik gelegene Republik 
Palau. Knapp zwei Monate später empfahl der 
Sicherheitsrat der Vereinten Nationen mit sei­
ner Resolution 963 (Text: S.87 dieser Ausgabe) 
einmütig die Aufnahme der Inselrepublik in die 
Weltorganisation, die die Generalversammlung 
am 15. Dezember 1994 mit ihrer per Akklama­
tion angenommenen Resolution 49/63 vollzog. 
Damit hat sich die Mitgliederzahl der Vereinten 
Nationen auf 185 erhöht. 

I . Nach Bevölkerungszahl und Fläche eines der 
kleinsten Länder der Welt, ist Palau zugleich 
das letzte Treuhandgebiet der Vereinten Natio­
nen, das in die völkerrechtliche Unabhängigkeit 
entlassen wurde. Dabei bedurfte es nicht weni­
ger als acht innerstaatlich abgehaltener Refe­
renden, um über die Grundlage seiner Unabhän­
gigkeit - den künftigen völkerrechtlichen Status 
der Republik - Klarheit zu schaffen. Im Ergeb­
nis entschied man sich für eine Assoziierung 
mit den Vereinigten Staaten von Amerika. 
Auf der Ebene der UN waren der Treuhandrat 

und der Sicherheitsrat mit dem Verfahren der 
Entlassung Palaus aus der Treuhandschaft be­
faßt. Dem vom Sicherheitsrat gebilligten, am 
18. Juli 1947 in Kraft getretenen Treuhand­
abkommen zufolge wurde das Treuhandgebiet 
Pazifikinseln - die früheren Japanischen Man­
datsinseln, Palau eingeschlossen-, als »strategi­
sche Zone< gemäß den Artikeln 82 und 83 der 
UN-Charta unter die Verwaltung der USA ge­
stellt, und zwar als einziges der insgesamt elf 
Treuhandgebiete. 
Bereits im Dezember 1990 hatte der Sicher­
heitsrat die Treuhandschaft über die Pazifikin­
seln für drei ihrer insgesamt vier Bestandteile 
beendet: die Föderierten Staaten von Mikrone-
sien, die Republik Marshallinseln und das Com­
monwealth der Nördlichen Marianen. Das ein­
zige noch unter UN-Treuhandschaft verblei­
bende Gebiet war Palau, dessen künftiger Status 
zur damaligen Zeit noch nicht bestimmt war. 
Am 25. Mai 1994 schließlich stellte der Treu­
handrat in seiner Resolution 2199 (LXI) fest, 
daß das Volk von Palau sich »in freier Aus­
übung seines Rechts auf Selbstbestimmung« zu 
einer Verbindung mit den USA entschieden ha­
be. Es sei an der Zeit, das Treuhandabkommen 
zu einem von beiden Regierungen festzusetzen­
den Termin zu beenden. 
Dies ist inzwischen geschehen: Der Sicherheits­
rat der Vereinten Nationen ist entsprechend sei­
ner Verantwortung für die »strategischen Zo­
nen tätig geworden und hat mit der einstimmig 
angenommenen Resolution 956 (Text: S. 87 
dieser Ausgabe) vom 10. November 1994 fest­
gestellt, daß angesichts des Inkrafttretens des 
neuen Statusabkommens für Palau am 1. Okto­
ber 1994 die Ziele des Treuhandabkommens 
»voll erreicht« worden sind und daß dieses für 
Palau »außer Kraft getreten ist«. 

I I . Deutsches »Schutzgebiete waren die Spanien 
abgekauften Palau-Inseln 1899 geworden; kurz 
nach Ausbruch des Ersten Weltkriegs wurden 
sie von Japan besetzt, dem sie dann als Bestand­
teil der »Japanischen Mandatsinseln< vom Völ­
kerbund als Mandatsgebiet übertragen wurden. 
Während des Zweiten Weltkriegs wurden sie im 
Sommer 1944 von amerikanischer Marinein­
fanterie erobert. 
Das aus einer Anzahl Hauptinseln und kleineren 
Koralleninseln bestehende, landschaftlich reiz­
volle Territorium mit der Hauptstadt Koror liegt 
zirka 582 Seemeilen östlich der Philippinen und 
4 449 Seemeilen südwestlich von Hawaii. Seine 
Gesamtfläche umfaßt 459 Quadratkilometer. 
Die knapp 20 000 Einwohner umfassende Be­
völkerung des an Phosphat und Fischgründen 
reichen Landes weist polynesische, malaiische, 
melanesische, aber auch verstärkt japanische 
Einflüsse auf. 
In verfassungsmäßiger Hinsicht handelt es sich 
bei der Republik Palau um eine Demokratie mit 
Zweikammersystem und einem unmittelbar 
durch das Volk gewählten Präsidenten. Bereits 
1980 wurde von der palauischen Regierung der 
Text eines »Vertrages über die freie Assoziie-
rung< (Compact of Free Association) mit den 
Vereinigten Staaten vorläufig angenommen. Ei­
ne endgültige Annahme scheiterte jedoch 
zunächst an der Nuklearfrage. Das den USA im 
Assoziierungsvertrag vorbehaltene Recht, im 
Rahmen ihrer Palau betreffenden Verantwor-
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tung nukleare oder nukleargetriebene Schiffe 
und Luftfahrzeuge innerhalb des Gebietes von 
Palau zu führen, stand in Widerspruch zur 
palauischen Verfassung von 1979. Diese verbot 
die Lagerung, den Test und den Einsatz atoma­
rer Waffen und sah vor, daß grundsätzlich 
75 vH der Wähler der Einfuhr von radioaktivem 
oder nuklearem Material zustimmen müssen. 
Angesichts der Folgen der auf den Atollen Biki­
ni und Eniwetok im Bereich der benachbarten 
Marshallinseln durchgeführten US-amerikani­
schen Kernwaffenversuche hatte sich Palau ge­
wissermaßen zur atomwaffenfreien Zone er­
klärt. 
Diese politische Grundsatzentscheidung führte 
dazu, daß zwischen 1983 und 1993, also 
während einer Zeitspanne von nur zehn Jahren, 
insgesamt acht Volksabstimmungen über den 
Assoziierungsvertrag abgehalten wurden. Wäh­
rend dieser stets Mehrheiten zwischen 60 und 
73 vH auf sich vereinigen konnte, scheiterte er 
gleichwohl jedesmal an der 75-Prozent-Klausei 
der palauischen Verfassung. Überwunden wer­
den konnte die Pattsituation nur durch eine 
Abänderung des verfassungsmäßig vorgesehe­
nen Quorums. Mittels einer in einem eigenen 
Referendum vom 4. November 1992 beschlos­
senen und vom obersten Gericht Palaus in der 
Folge gebilligten Verfassungsänderung gelang 
es, die bisher erforderliche Dreiviertelmehrheit 
auf >50 plus 1 Prozent< abzusenken. 
Um außerdem auch die Zustimmung des palaui­
schen Nationalkongresses (Olbiil Era Kelulau) 
zum Plebiszit zu erhalten, hatten die USA am 
6. Mai 1993 - in einem Schreiben von Außen­
minister Warren Christopher an den Präsiden­
ten Palaus, Kuniwo Nakamura - einige garan­
tieähnliche Erklärungen über die Absichten der 
USA bei der Umsetzung des Assoziierungsab­
kommens abgegeben. Die Regierung Palaus 
stellte daraufhin fest, sie interpretiere die Zusi­
cherungen in der Weise, daß die USA nicht be­
absichtigten, ihr Recht, militärische Übungen 
im Hoheitsgebiet Palaus abzuhalten, wahrzu­
nehmen - ausgenommen in Krisenzeiten oder 
bei Ausbruch von Feindseligkeiten. Auch gehe 
man davon aus, daß Palau im Prinzip nicht ver­
pflichtet sei, den USA zusätzlich Land für Ver­
teidigungszwecke zur Verfügung zu stellen. 

I I I . Durch diese diplomatische Vorgehensweise 
und die Zusage amerikanischer Entwicklungs­
hilfe in Höhe von umgerechnet 750 Mi l l DM 
für die nächsten 15 Jahre kam es schließlich zu 
der entscheidenden achten Volksabstimmung 
vom 9. November 1993, in der die freie Assozi­
ierung mit den USA gebilligt wurde. Insgesamt 
68,2 vH der 7 624 Teilnehmer - wahlberechtigt 
waren 11 562 Personen - des von einer Be­
suchsdelegation des Treuhandrats beobachteten 
Urnengangs sprachen sich für, 31,7 vH gegen 
die Verbindung mit den USA aus. 
Auf nationaler Ebene hielt die Kontroverse um 
die Assoziierung jedoch weiter an. Verschiede­
ne Klagen gegen den Präsidenten, zum Teil 
auch gegen die Wahlkommission, wurden erho­
ben. Dabei wurde unter anderem argumentiert, 
für eine Änderung der 75-Prozent-Klausel der 
Verfassung hätte es ebenfalls einer Mehrheit 
von 75 vH bedurft. Das Abkommen mit den 
USA sei auch nicht von einer Zweidrittelmehr­
heit der beiden Kammern des palauischen Par­

laments gebilligt worden; und schließlich hätten 
die Zusicherungen im Brief der USA vom Mai 
1993 nicht den Erfordernissen palauischen 
Rechts entsprochen. An die Adresse der USA 
wurde der Vorwurf gerichtet, die Zustimmung 
zum Assoziierungsabkommen sei »durch 
Zwang« herbeigeführt worden und Belange des 
Umweltschutzes seien nicht hinreichend be­
rücksichtigt worden. 
Der am 1. Oktober 1994 in Kraft getretene 
>Compact of Free Association überträgt, zu­
sammen mit einigen anderen Vereinbarungen 
und den erwähnten Zusicherungen, den USA 
die Aufgabe der Verteidigung Palaus, erlegt ih­
nen jedoch zugleich die Verpflichtung auf, ihre 
innerhalb Palaus stattfindenden militärischen 
Aktivitäten zu begrenzen. Die bereits einige 
Jahre zuvor von den Regierungen der Republik 
Marshallinseln und der Föderierten Staaten von 
Mikronesien unterzeichneten und durch ihre je­
weiligen Bevölkerungen im Wege von Referen­
den gebilligten Assoziierungsabkommen mit 
den USA weisen im wesentlichen die gleiche 
Grundstruktur auf wie das von den USA mit Pa­
lau geschlossene Statusabkommen. Den betref­
fenden Ländern wird im Innern weitreichende 
Selbstregierung gewährt, während den USA die 
Zuständigkeit für Fragen der Sicherheit und 
Verteidigung vorbehalten bleibt. Insofern gel­
ten die verschiedentlich geäußerten Zweifel, ob 
sich in den Fällen Mikronesien und Marshallin­
seln von einer wirklich >unabhängigen< - und 
nicht von den USA abgeleiteten - Staatsgewalt, 
speziell im Bereich der Verteidigungs- und Si­
cherheitspolitik, ausgehen läßt, im Prinzip auch 
für die Republik Palau. 

Von den Nördlichen Marianen, deren Staats­
qualität (insbesondere das Vorliegen einer un­
abhängigen Staatsgewalt) verneint wird, unter­
scheidet sich der Status der Republik Palau al­
lerdings. 1972 begannen die USA gesonderte 
Verhandlungen mit den Nördlichen Marianen, 
die darauf hinaus liefen, das Land in der Form 
einer politischen Union, genannt >Common-
wealth<, dauerhaft an die USA zu binden. Da­
mit wurde einer Gesamtlösung für alle Bestand­
teile des damaligen Treuhandgebiets Pazifikin­
seln eine Absage erteilt. 
Die Nördlichen Marianen haben dann eine an­
dere Zugehörigkeit gewählt als die Republik 
Palau, aber auch als die Föderierten Staaten von 
Mikronesien und die Republik Marshallinseln. 
Ihre Bürger besitzen die amerikanische Staats­
angehörigkeit. Sowohl das 1975 mit den USA 
geschlossene Commonwealth-Abkommen als 
auch die Verfassung der Nördlichen Marianen 
behält den USA echte Souveränitätsrechte vor, 
nicht nur auf dem Gebiet der auswärtigen Ange­
legenheiten und der Verteidigung (wie im Falle 
Palaus), sondern zum Teil auch in Bereichen 
der inneren Selbstverwaltung. 

IV. Was die Zukunft des Treuhandrats - nach 
geltendem Recht immerhin eines der sechs 
Hauptorgane der Vereinten Nationen - angeht, 
so soll dieser, wie er selbst beschlossen hat, 
künftig nur noch »nach Bedarf« zusammentre­
ten; mit Resolution 2200 (LXI) des Rates wurde 
aus seiner Geschäftsordnung das Erfordernis 
jährlichen Zusammentretens gestrichen. Wie 
der Präsident des Treuhandrats anläßlich der 
letzten Sitzung am 1. November 1994, dem 

1706. Treffen dieses Organs, darlegte, wird der 
Treuhandrat künftig nur »außerordentlich und 
bei Bedarf« zusammentreten. Dabei ergeben 
sich fünf Möglichkeiten: Eine Sitzung des Treu­
handrats kann in Zukunft stattfinden durch sei­
ne eigene Entscheidung, durch eine Entschei­
dung des Präsidenten des Treuhandrats oder auf 
Ersuchen der Mehrheit seiner Mitglieder bezie­
hungsweise der Generalversammlung oder des 
Sicherheitsrats. 
Mit der Unabhängigkeit des letzten Treuhand­
gebiets der Vereinten Nationen im Jahre 1994 
hat der Treuhandrat damit nach fast einem hal­
ben Jahrhundert seine Tätigkeit einstweilen ein­
gestellt. Eine Umwidmung in eine Art Umwelt­
rat oder einen >Rat für menschliche Sicherheit 
wie zum Teil in der wissenschaftlichen Litera­
tur zu einer Reform der Vereinten Nationen vor­
geschlagen wurde, oder aber der Erwerb neuer 
Treuhand-Kompetenzen angesichts des immer 
häufiger werdenden Staatszerfalls etwa in Afri­
ka (>failed state<) wurde ebensowenig ins Auge 
gefaßt wie eine Streichung der insgesamt obso­
let gewordenen Bestimmungen über das inter­
nationale Treuhandsystem aus der Charta der 
Vereinten Nationen. 
Derart weitreichende Überlegungen bleiben 
wohl der (fernen) Zukunft einer umfassenden 
Reform der Charta vorbehalten. 

Sabine von Schorlemer • 

Rechtsfragen 

I G H : Katar gegen Bahrain - Bahrain-For­
mel und Protokoll von Doha - Bejahung der 
Zuständigkeit auf Grund einseitiger Klage­
erhebung - Konkretisierung des Streits (11) 

(Dieser Beitrag setzt den Bericht in VN 5/1994 
S. 187 f. fort.) 

Zum ersten Mal in seiner Geschichte hatte der 
Internationale Gerichtshof (IGH) in der seit 
1991 bei ihm anhängigen Streitsache >Seewärti-
ge Abgrenzung und territoriale Fragen zwi­
schen Katar und Bahrain< seine Zuständigkeit 
unter einer aufschiebenden Bedingung bejaht; 
dieses Urteil war am 1. Juli 1994 ergangen. 
Nachdem der Gerichtshof zu der Überzeugung 
gelangt war, daß Katar und Bahrain überein­
stimmend seine Zuständigkeit anerkannt hatten, 
über einen mehrere Punkte umfassenden Streit 
insgesamt zu entscheiden, von dem jedoch 
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Untergeneralsekretär für Rechtsangelegenheiten 
und Rechtsberater der Vereinten Nationen ist seit 
dem 1. Februar 1994 der Schwede Hans Axel Val-
demar Corell. Er folgte dem Deutschen Carl-Au­
gust Fleischhauer nach, der dieses Amt seit 1983 
versehen hatte und nunmehr Richter am Interna­
tionalen Gerichtshof im Haag ist. Corell wurde am 
7. Juli 1939 in Vastermo geboren, studierte an der 
Universität Uppsala, war als Richter tätig und 
gehörte lange Zeit dem Justizministerium seines 
Landes an. In den Dienst des Stockholmer Außen­
ministeriums trat er 1984; ab 1985 gehörte er der 
schwedischen Delegation zur UN-Generalver­
sammlung an. Im Rahmen der KSZE nahm er eine 
Reihe von Aufgaben als Sachverständiger wahr. 

durch die Klage Katars nur ein Teil anhängig 
gemacht worden war, hatte er den Parteien eine 
Frist bis zum 30. November 1994 gesetzt, inner­
halb derer sie gemeinsam oder einzeln alle Tei­
le der Streitigkeit vor dem IGH anhängig ma­
chen sollten. Was andernfalls geschehen sollte, 
blieb offen und mußte nun auch nicht geklärt 
werden, da der IGH mit seiner Entscheidung 
vom 15. Februar 1995 die Bedingung als erfüllt 
ansah und seine Zuständigkeit definitiv bejahte. 
Dieses Urteil erging mit zehn gegen fünf Stim­
men. 

I . Der IGH legte zunächst nochmals den Her­
gang der Ereignisse bis zur Klage Katars vom 8. 
Juli 1991 dar. Die Zuständigkeit hatte Katar auf 
zwei Abkommen von 1987 und 1990 gestützt, 
die allerdings nicht Umfang und Gegenstand 
der Klage regelten. Dies war vielmehr in der so­
genannten Bahrain-Formel vom 26. Oktober 
1988 geschehen, die Katar erst 1990 anläßlich 
der Tagung des Kooperationsrats der Golfstaa­
ten im Protokoll von Doha angenommen hatte. 
In der Entscheidung von 1994 hatte der IGH den 
verbindlichen Charakter der Abkommen von 
1987 und 1990 festgestellt, aber auch, daß hier­
nach dem IGH der gesamte in der Bahrain-For­
mel umschriebene Streit vorgelegt werden soll­
te. Dieser betrifft 
1. die Hawar-Inseln einschließlich der Insel 

Janan, 
2. die Sandbänke von Dibal und Qit'at Jara-

dah, 
3. die Basislinien des Archipels, 

4. das ehemalige Fort Zubarah und 
5. die Fanggründe für die Perlenfischerei und 

allgemeine Fischerei sowie andere Fragen 
der Seegrenzen. 

Katar hatte in seiner Klage nur die Punkte 1, 2 
und 5 anhängig gemacht; daher hatte der IGH 
den Parteien die Möglichkeit eingeräumt, bis 
zum 30. November 1994 auch die restlichen 
Teile des in der Bahrain-Formel umschriebenen 
Streits vorzulegen. 
Am 30. November 1994 reichte Katar beim IGH 
ein Dokument ein, das den Titel >Akt zur Erfül­
lung der Absätze 3 und 4 der operativen Ziffer 41 
des Urteils vom 1. Juli 1994< trug; Katar erklärte 
darin, daß ein gemeinsames Vorgehen mit 
Bahrain nicht erreichbar war und daß es somit 
dem IGH den gesamten Streit zur Entscheidung 
vorlege. Ebenfalls am 30. November 1994 ging 
beim IGH ein >Bericht des Staates Bahrain an den 
Internationalen Gerichtshof über die Bemühung 
der Parteien, das Urteil vom 1. Juli 1994 zu erfül­
l en ein. Der Prozeßbevollmächtigte erklärte 
hierzu, daß Bahrain dieses Urteil so verstanden 
habe, daß beide Parteien den gesamten Streit im 
Wege eines Abkommens gemeinsam vorlegen 
sollten. Katar habe nun aber seine einseitig erho­
bene Klage beibehalten und Bahrain das Recht 
verwehrt, eigene Anträge zu formulieren, sowie 
sich Bahrains Recht widersetzt, die Frage bezüg-
lichZubarah ausdrücklich als Streit über die Sou­
veränität Zubarahs zu formulieren. In einem 
Schreiben vom 5. Dezember 1994 zum >Akt< von 
Katar brachte Bahrain vor, daß der IGH in seinem 
Urteil nicht festgestellt habe, daß er auf Grund 
Katars einseitiger Klage Zuständigkeit habe. 
Wenn er aber damals keine Zuständigkeit gehabt 
habe, so habe er sie auch jetzt nicht, weil der >Akt< 
Katars die Zustimmung Bahrains nicht ersetzen 
könne. 

Die Frage, die der IGH demgemäß zu klären 
hatte, war die, ob die Abkommen von 1987 und 
1990 eine einseitige Befassung des IGH erlaub­
ten oder ob nur eine gemeinsame Befassung im 
Wege eines Kompromisses zulässig sei, ob also 
die Erweiterung der Klage Katars auf alle in der 
Bahrain-Formel enthaltenen Teile des Streits 
die Zuständigkeit des IGH begründete, ohne 
daß auch Bahrain dem ausdrücklich zustimmt. 

I I . Der IGH prüfte folglich zunächst detailliert, 
was genau Gegenstand der Vereinbarungen von 
1987 und 1990 war. 1987 ging es um einen 
Briefwechsel mit dem König von Saudi-Arabi­
en über Vorschläge zur Beilegung des Streits, 
die dann 1990 in dem Protokoll von Doha als 
Vereinbarung bestätigt wurden. Im einzelnen 
regelte die Vereinbarung in Punkt 1, daß der 
IGH mit allen streitigen Fragen befaßt werden 
sollte, und sah in Punkt 3 die Einsetzung eines 
trilateralen Ausschusses vor, der die zur Befas­
sung des IGH im einzelnen erforderlichen Vor­
aussetzungen regeln sollte. Bahrain hatte die 
Auffassung vertreten, daß erst das Ergebnis der 
Arbeit des trilateralen Ausschusses die konkre­
te Unterwerfung unter die Zuständigkeit des 
IGH begründe und daß dies nicht bereits durch 
die grundsätzliche Vereinbarung, dem IGH den 
Streit vorzulegen, in Punkt 1 der Vereinbarung 
geschehen war. Da der Ausschuß im Dezember 

1988 seine Tätigkeit ergebnislos einstellte, be­
trachtete der IGH zu Recht allein Punkt 1 des 
Briefwechsels von 1987 als endgültig durch das 

Protokoll von Doha besiegelt. Er sah Punkt 1 als 
endgültige Vereinbarung über die Zuständig­
keit an. 
Im Zusammenhang mit diesem Punkt mußte 
aber auch Punkt 2 des Doha-Protokolls gesehen 
werden, in dem konkrete Regelungen für das 
weitere Vorgehen enthalten waren, nämlich daß 
die Guten Dienste Saudi-Arabiens bis zum Mai 
1991 fortgeführt werden sollten. Wenn dann 
kein Ergebnis erzielt wäre, sollte der IGH be­
faßt werden, und zwar gemäß der Bahrain-For­
mel; die Guten Dienste sollten während der An­
hängigkeit der Klage fortgeführt werden. Durch 
die Bezugnahme auf die Bahrain-Formel in die­
sem Punkt war deren Anerkennung dokumen­
tiert und der Umfang des dem IGH vorzulegen­
den Streits definiert. 
Die Parteien waren aber nicht einig über die Art 
der Befassung des IGH; Katar ging von einseiti­
ger, Bahrain von gemeinsamer Befasssung aus, 
wobei beide sich auf den arabischen Begriff >al-
tarafan< (die Parteien) in Punkt 2 des Doha-Pro­
tokolls stützten, den Katar im Sinne von jede 
Partei und Bahrain im Sinne von beide Parteien 
gemeinsam auslegten. Der IGH kam nach Aus­
legung der Vereinbarung nach Sinn und Zweck 
zu dem Schluß, daß der Begriff die Parteien 
nicht kumulativ, sondern alternativ bezeichne; 
denn daß eine gemeinsame Befassung nicht er­
reichbar war, hatte sich bereits gezeigt. Außer­
dem sollte das Abkommen der Beschleunigung 
der Beilegung des Streits dienen, und das konn­
te am besten durch einseitige Befassung des 
IGH erreicht werden. Bestätigt wurde diese 
Auslegung nach Auffassung des Gerichts auch 
durch die Tatsache, daß die Guten Dienste bei 
Mißerfolg 1991 ausgesetzt und erst mit Befas­
sung des IGH wieder aufgenommen werden 
sollten. Die nächste Frage war dann die, ob die­
se Auslegung auch mit Blick auf die Bezugnah­
me auf die Bahrain-Formel in Punkt 2 des Do­
ha-Protokolls vertretbar war. Obwohl, so führte 
der IGH aus, die Bahrain-Formel primär als Teil 
einer Schiedsklausel gedacht war, müsse sie 
nun losgelöst von ihrer ursprünglichen Bestim­
mung in ihrer jetzigen Verwendung im Doha-
Protokoll betrachtet werden. In diesem Zusam­
menhang umschreibe sie allein den Umfang des 
Streitgegenstandes und sei nicht als Element ei­
ner Schiedsklausel zu betrachten, die ja nie ab­
geschlossen wurde. Damit ist sie Teil eines in­
ternationalen Abkommens, das seinerseits die 
Voraussetzungen der Befassung des IGH regelt. 
Die Auslegung des Protokolls nach Wortlaut 
und Kontext führt nach Auffassung des IGH zu 
einem hinreichend klaren Ergebnis, so daß we­
der die Vorarbeiten noch die Umstände der Un­
terzeichnung des Protokolls daneben berück­
sichtigt werden müßten. Damit kam der IGH zu 
dem Schluß, daß das Doha-Protokoll die recht­
mäßige Grundlage für die einseitige Befassung 
des IGH ist. 

Dem IGH blieb dann ein weiterer Einwand 
Bahrains zu prüfen, der dahin ging, daß eine 
einseitige Klage auch dann nicht zulässig sei, 
wenn das Doha-Protokolls dies nicht ausdrück­
lich ausgeschlossen habe. Denn, so das Vor­
bringen Bahrains, die Befassung des Gerichts­
hofs sei nicht nur eine prozedurale Frage, son­
dern eine Frage der Zuständigkeit. Die einseiti­
ge Befassung sei daher genauso wie die Zustän­
digkeitsbegründung zustimmungsbedürftig und 
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müsse daher ebenfalls klar und unmißverständ­
lich geäußert worden sein. Wenn eine entspre­
chende eindeutige Regelung fehle, dann müsse 
die gemeinsame Befassung die Folge sein. Die­
sem Einwand folgte der Gerichtshof nicht. Er 
betonte, daß die Befassung ein rein prozedura-
ler Akt sei; allerdings könne der IGH einen Fall 
solange nicht behandeln, wie die Zuständigkeit 
nicht durch den Akt der Befassung ergänzt sei. 
Unter diesem Aspekt sei die Frage, ob der Ge­
richtshof wirksam befaßt ist, eine Zuständig­
keitsfrage, denn es gebe keinen Zweifel daran, 
daß die Zuständigkeit nur mit Willen der Partei­
en begründet werden kann. Das Doha-Protokoll 
begründe nun aber im vorliegenden Fall das 
Recht der einseitigen Klageerhebung, so daß 
nach rechtmäßiger Befassung beide Parteien 
durch die verfahrensmäßigen Folgen der Befas­
sung gebunden sind. Damit stellte der IGH ver­
bindlich seine Zuständigkeit fest. 
Der letzte Punkt, den der IGH zu prüfen hatte, 
betraf die Zulässigkeit der Klage, denn Bahrain 
hatte eingewandt, daß nur die Fragen anhängig 
gemacht worden seien, die Katar in seiner Kla­
ge aufgeführt hatte, nicht der gesamte Streit. In 
seinem >Akt< vom 30. November 1994 hatte 
Katar jedoch dem IGH den gesamten Streit, wie 
er in der Bahrain-Formel umschrieben ist, vor­
gelegt. Die Abweichungen, auf die Bahrain an­
spielte, nämlich daß bezüglich des Streitpunktes 
Zubarah nicht ausdrücklich die Frage der Sou­
veränität aufgeführt war, beträfe, so der IGH, 
nur den Wortlaut, nicht die Sache. Der IGH sei 
mit dem gesamten Streit befaßt. Damit wurde 
auch die Zulässigkeit der Klage festgestellt; al­
lerdings gab der Gerichtshof seinem Bedauern 
darüber Ausdruck, daß Einigkeit zwischen den 
Parteien über die Art der Vorlage der Klage 
nicht erreicht werden konnte. 

I I I . Wie eingangs erwähnt, konnten fünf Richter 
sich diesem Votum nicht anschließen, wobei 
verschiedene Gründe hierfür angegeben wur­
den. 
Richter Stephen Schwebel hielt die Auslegung 
des Doha-Protokolls für unzureichend, da der 
Gerichtshof nicht auf die Vorarbeiten eingegan­
gen war. Bahrain habe nämlich das Protokoll 
nur unterzeichnet, weil die zunächst vorgesehe­
ne Klagebefugnis jeder Partei abgeändert wor­
den war in Klagebefugnis beider Parteien. Das 
aber bedeutet nach Ansicht des Richters Schwe­
bel, daß eine einseitige Klageerhebung ausge­
schlossen werden sollte. Die Nichtheranzie­
hung der Vorarbeiten bei der Auslegung des 
Doha-Protokolls stelle einen Verstoß gegen die 
Auslegungsregeln nach der Wiener Vertrags­
rechtskonvention dar, und dies sei besonders 
gravierend, wenn es sich um einen Vertrag zur 
Begründung der Zuständigkeit des IGH hande­
le. Nach Auffassung von Richter Schwebel ha­
be der IGH also keine Zuständigkeit zur Ent­
scheidung des Falles. 

Auch Richter Shigeru Oda konnte keine Grund­
lage für die Zuständigkeit des IGH sehen. Wie 
schon beim ersten Urteil von 1994 betonte er, 
daß das Doha-Protokoll keinen Vertrag mit 
Schiedsklausel zum IGH nach Art. 36 Abs. 1 
des IGH-Statuts darstelle; darüber hinaus sei 
aber auch die im Urteil vom 1. Juli 1994 gefor­
derte Bedingung nicht erfüllt worden, denn der 
>Bericht< von Bahrain habe gar keine rechtliche 

Wirkung und der >Akt< von Katar nur die Be­
deutung einer Klageänderung, die dann nicht 
einmal nach den in der Verfahrensordnung vor­
gesehenen Regeln behandelt worden sei. 
Ähnlich äußerte sich auch Richter Mohamed 
Schahabuddeen. Er sah ebenfalls die im Urteil 
von 1994 aufgestellte Bedingung nicht als er­
füllt an und war auch der Auffassung, daß die 
Parteien keine Einigung über eine einseitige Be­
fassung des IGH erzielt hätten. 
Richter Abdul Koroma erinnerte daran, daß die 
Zuständigkeit des IGH nur mit ausdrücklicher 
Zustimmung der Staaten begründet werden 
könne und daß Bahrain ausdrücklich nur der 
Befassung des IGH im Wege eines Kompromis­
ses zugestimmt habe. Außerdem sei das Urteil 
von 1994 so zu verstehen, daß nur im Wege ei­
nes Kompromisses - einer von beiden Parteien 
abgeschlossenen Schiedsklausel, in der der ge­
samte Streitgegenstand umschrieben werden 
müßte - die Zuständigkeit des IGH begründet 
werde. Die Unzulässigkeit der einseitigen Kla­
geerhebung stützte er zusätzlich auf den Wort­
laut des Doha-Protokolls, indem er den umstrit­
tenen Begriff >al-tarafan< im Sinne von >beide 
Parteien gemeinsam* verstand. 
Auch Ad-hoc-Richter Valticos begründete sei­
nen Dissens mit seiner Auslegung des Urteils 
von 1994, wonach beide Parteien aufgefordert 
waren, den gesamten Streit vorzulegen, was 
aber nun nur Katar getan habe. Auch er stützte 
sich zudem auf die Auslegung des Doha-Proto­
kolls und teilte die Meinung, daß >al-tarafan< 
nur als >beide Parteien gemeinsam* verstanden 
werden könne. Das Urteil von 1994 habe auf ei­
nen gemeinsamen Akt beider Parteien Bezug 
genommen, der dann gemeinsam oder einzeln 
an den IGH herangetragen werden konnte. Da 
dies nicht geschehen sei, fehle dem IGH die Zu­
ständigkeit. 

IV. Eine eingehende rechtliche Würdigung des 
Urteils vom 15. Februar 1995 kann an dieser 
Stelle nicht vorgenommen werden. Diese wäre 
ohnehin erst dann möglich, wenn die der Ent­
scheidung zugrundegelegten umfangreichen 
Materialien verfügbar sind. 
Anzumerken ist aber, daß der IGH erstaunli­
cherweise in diesem Fall ausdrücklich einen 
Blick auf die Vorarbeiten und die Umstände der 
Unterzeichnung des Protokolls von Doha ab­
lehnt, während er ansonsten regelmäßig alle 
verfügbaren Auslegungskriterien einbezieht, 
und sei es nur, um die anhand von Wortlaut und 
Sinn und Zweck des Vertrages gefundene Aus­
legung zu bestärken. 
So bedeutsam diese Entscheidung für Bahrain 
auch sein mag - das nun, wie es meint, ohne sei­
ne Zustimmung Partei eines Rechtsstreits vor 
dem IGH ist - , so muß man doch feststellen, daß 
dieser Entscheidung relativ geringe Bedeutung 
untei rechtlichen Aspekten zukommt. Die einzi­
ge rechtserhebliche Frage, die sich im Anschluß 
an diese Entscheidung stellen läßt, geht dahin, 
ob die Auslegung eines Vertrags nach den Re­
geln der Wiener Vertragsrechtskonvention es 
gestattet, sich auf einige Auslegungskriterien zu 
beschränken - wie Wortlaut und Zusammen­
hang, wenn diese hinreichend eindeutig erschei­
nen - , oder ob jeweils das gefundene Ergebnis 
auch anhand der übrigen Auslegungskriterien 
bestätigt werden muß. So weit kann man sicher 

nicht gehen, aber in Fällen, in denen die Ausle­
gung nach den verschiedenen Kriterien sich 
deutlich widerspricht, müßte die akzeptierte 
Auslegung klar begründet werden und die 
Nichtbeachtung anderer Auslegungskriterien 
mit überzeugenden Gründen dargelegt werden. 
Inwieweit dies im vorliegenden Fall geschehen 
ist, mag in der Fachöffentlichkeit unterschiedli­
che Beurteilung finden. 

Karin Oellers-Frahm • 

Verschiedenes 

UN-Literatur: Umfrage unter Fachleuten -
Die 10 wichtigsten Bücher - Klassiker und 
Neuerscheinungen (12) 

In den ersten fünf Jahrzehnten ihres Bestehens 
haben die Vereinten Nationen einen unüber­
schaubar erscheinenden Papierberg produziert. 
Aber auch die Forschungsliteratur, die die 
Weltorganisation und ihre Tätigkeit untersucht, 
füllt mittlerweile Bibliotheken. Diese Menge an 
bisher erschienener Literatur macht eine Kon­
zentration auf Standardwerke notwendig. Hilf­
reicher als eine komplette quantitative Erfas­
sung dürfte ein qualitativer Uberblick sein, der 
die Frage nach den alten und neuen Klassikern 
der UN-Literatur zu beantworten sucht. 
Auf Anregung der Forschungsstelle der DGVN 
hat deshalb die Arbeitsgemeinschaft >Vereinte 
Nationen* an der Johannes-Gutenberg-Univer­
sität Mainz unter der Leitung von Klaus Dicke 
eine Umfrage bei nationalen und internationa­
len UN-Fachleuten insbesondere aus dem Be­
reich des Völkerrechts und der Sozialwissen­
schaften durchgeführt. Die Experten sollten die 
ihrer Meinung nach wichtigsten Bücher zum 
UN-System auflisten und mit einer Rangord­
nung (1 bis 10) versehen. 

Anlage der Umfrage 

Zwischen März und Juni 1994 wurden 86 Fra­
gebögen im deutschsprachigen Raum und ins­
gesamt 123 nach Frankreich, den USA und Ka­
nada an UN-Fachleute verschickt. Diese nann­
ten die nach ihrer Einschätzung zehn wichtig­
sten Titel zur UN-Forschung. Aus dem deutsch­
sprachigen Raum gingen bis August 1994 28 
Antworten (32,5 vH) ein; international belief 
sich die Rücklaufquote im selben Zeitraum auf 
17,8 vH (22 Antworten). Die zusammengestell­
te Bibliographie enthält mehr als 150 Titel. 
Die Möglichkeit, die genannten Titel mit einem 
Ranking zu versehen, nutzten die meisten Ex­
perten, um die Wertigkeit der Publikationen für 
ihre eigene Arbeit deutlich zu machen. Nur spo­
radisch genutzt wurde hingegen die Rubrik Be­
merkungen*, um die eigene Reihenfolge trans­
parenter zu machen. Die Informanten haben 
sich selbst in die Kategorien Völkerrecht, So­
zialwissenschaften und Sonstiges eingeteilt. 
Die nachfolgende Übersicht gibt die Auswer­
tung der erhobenen Angaben wieder. Neben der 
Auflistung nach erreichter Gesamtpunktzahl 
hat die Arbeitsgemeinschaft auch eine geson-
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derte Auswertung der von Völkerrechtlern, So­
zialwissenschaftlern und von Sonstigen ange­
gebenen Rangordnungen vorgenommen. 
Die Gesamtpunktzahl errechnet sich aus den 
Punkten, die die jeweiligen Titel durch ihre 
Nennungen erreichten, wobei der wichtigsten 
Publikation, dem ersten Platz also, zehn Punkte, 
dem letzten Platz ein Punkt zugeordnet wurden. 
Die erhobenen Listen können zwar keinen An­
spruch auf Repräsentativität erheben, doch laßt 
sich dem Ergebnis der Umfrage zumindest eine 
Tendenzaussage entnehmen. Sie dürfte für die 
an der Weltorganisation als Wissenschaftler 
oder Praktiker Interessierten hilfreich sein. 

Ergebnisse 

Die Auswertung der gewonnenen Daten be­
schränkt sich ausschließlich auf den deutsch­
sprachigen Raum, weil die Rücklaufquote aus 
dem Ausland zu gering ausgefallen ist. 
In der >Top-Ten-Liste< für den deutschsprachi­
gen Raum (siehe die Tabelle) rangiert der von 
Bruno Simma in Gemeinschaft mit anderen her­
ausgegebene Kommentar (»Charta der Verein­
ten Nation. Kommentar<) weit vor allen anderen 
genannten Titeln. Hierin findet sich eine um­
fangreiche Kommentierung der einzelnen Arti­
kel der Charta unter Berücksichtigung der Pra­
xis, dazu kommen mehrere Exkurse (beispiels­
weise über die Entstehungsgeschichte der UN). 
Simma erreicht in der Gesamtbewertung 215 
Punkte. Auf Platz zwei gelangt das von Rüdiger 

Wolfrum herausgegebene »Handbuch Vereinte 
Nationen (144 Punkte), das die Darstellung der 
Organisation, Organe, Tätigkeitsfelder und 
Strukturfragen der UN aus der Feder von Wis­
senschaftlern und Praktikern beinhaltet. Den 
dritten Rang belegt Günther Unsers Taschen­
buch »Die UNO< (48 Punkte). 
Schaut man sich die Wertungen der Völ­
kerrechtler genauer an, so sind kleine Unter­
schiede in der Rangliste festzustellen. Der von 
Simma herausgegebene Kommentar zur Charta 
der Vereinten Nationen wird von den deutsch­
sprachigen Völkerrechtlern auf Platz eins ge­
setzt. Das 1991 von Wolfrum herausgegebene 
Handbuch belegt bei den Völkerrechtlern aus 
dem deutschen Sprachraum mit 53 Punkten den 
zweiten Platz. Der französische Charta-Kom­
mentar »La Charte des Nations Unies< von Jean-
Pierre Cot und Alain Pellet, 1985 erstmals 
herausgegeben (2. Auflage 1991), kommt bei 
den deutschsprachigen Völkerrechtlern auf 
Platz drei. 

Die Stimmauszählung der Sozialwissenschaft­
ler bot ein ähnliches Bild. Simma und Wolfrum 
belegen die ersten beiden Plätze. An dritter Stel­
le folgt mit lediglich 24 Punkten Unsers 1992 in 
fünfter Auflage erschienenes handliches Ta­
schenbuch »Die UNO<. 
Bei den Wertungen aus den verwandten 
wissenschaftlichen Disziplinen (Kategorie 
>Sonstige<) aus dem deutschsprachigen Raum 
sind auf den ersten drei Plätzen keine wesentli­
chen Veränderungen festzustellen; hier lautet 
die Reihenfolge Wolfrum, Simma, Unser. 

Standardwerke 

Betrachtet man alle in den Antworten genann­
ten Publikationen von 1946 bis 1994, auf die 
mindestens zehn Punkte entfielen, so fällt zu­
nächst auf, daß das Interesse an der seit Beginn 
der achtziger Jahre publizierten Literatur beson­
ders hoch ist. Der von Simma herausgegebene 
Charta-Kommentar ist eine von insgesamt fünf 
Nennungen aus dem Erscheinungsjahr 1991, 
die mindestens zehn Punkte von den Juroren er­
hielten. Zu den anderen vier zählen das »Hand­
buch Vereinte Nationen, Klaus Hüfners Orien­
tierungshilfe »Die Vereinten Nationen und ihre 
Sonderorganisationen sowie Richard A. Falks 
»The UN and A Just World Orden. Zusätzlich 
wurden das vom neuseeländischen Außenmini­
sterium jährlich herausgegebene aktuelle Nach­
schlagewerk »United Nations Handbook< sowie 
Boutros-Ghalis »Agenda für den Frieden ge­
nannt. 
Aus dem Erscheinungsjahr 1993 wurden sogar 
insgesamt sechs Publikationen mit mindestens 
zehn Punkten gewertet. Zu ihnen zählen Bücher 
von William J. Durch (»The United Nations and 
Collective Security in The 21 s t Century< / »The 
Evolution of United Nations Peacekeeping^, 
Frederic L. Kirgis (»International Organizations 
in Their Legal Setting<), Arnos Yoder (»The 
Evolution of The United Nations System), 
Winrich Kühne (»Blauhelme in einer turbulen­
ten Welt<) und J. Martin Rochester (»Waiting 
for The Millenium. The United Nations and The 
Future of World Order<). 
Die klassische Darstellung der Entschei­
dungsfindung in den UN erschien zwanzig Jah­
re zuvor: »The Anatomy of Influence. Decision 
Making in International Organizations< von Ro­
bert W. Cox und Harold K. Jacobson (32 Punk­
te). Drei weitere Publikationen zum Thema 
Vereinte Nationen erschienen 1973, die mit 
mindestens zehn Wertungspunkten aufwarten 
können: es sind dies die große Hammarskjöld-
Biographie von Brian Urquhart (27 Punkte), die 
erste internationale Gesamtdarstellung des UN-
Systems - »The United Nations System. An 
Analysis< von Mahdi Elmandjra (22 Punkte) -
und »International Peacekeeping at The Cross-
roads< von David Walter Wainhouse (10 Punk­
te). 
Außerdem ist zu erkennen, daß es zu den Verein­
ten Nationen einige Standardwerke aus den vier­
ziger, fünfziger und sechziger Jahren gibt, die 
heute noch lesenswert sind, auch wenn sie zum 
Teil an Aktualität verloren haben. Zu ihnen 
zählen »Charter of the United Nations. Commen­
tary and Documents< von Goodrich / Hambro / 
Simons (1946), >Swords into Plowshares< von 
Inis L. Claude (1956). Dieses klassische Werk 
bietet dem Leser die Darstellung der Wurzeln 
und Entwicklungsgeschichte der kollektiven Si­
cherheit und der funktionalen Zusammenarbeit 
in den UN. Darüberhinaus sind >A History of The 
United Nations Charter< von Ruth B. Rüssel 
(1958) und »United Nations Peacekeeping 1947-
1967. Documents and Commentary< von Ro-
salyn Higgins (1969) zu nennen. 

Matthias Schäfer • Gemot Zerwas • 
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Dokumente der Vereinten Nationen 
Angola, Burundi, Ehemaliges Jugoslawien, Korea, Libyen, Mosambik, Nahost, Somalia, 
Tadschikistan, Treuhandschaft, UN-Mitgliedschaft, Westsahara, Zentralamerika, Zypern, 
Verfahren des Sicherheitsrats 

Angola 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Verifikationsmission der 
Vereinten Nationen für Angola (UNAVEM II). 
- Resolution 952(1994) vom 27. Oktober 1994 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolution 696(1991) 

vom 30. Mai 1991 und aller danach verab­
schiedeten einschlägigen Resolutionen, 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 20. Oktober 1994 (S/1994/1197), 

- in Bekräftigung seines Eintretens für die Erhal­
tung der Einheit und territorialen Unversehrt­
heit Angolas, 

- erneut erklärend, welche Bedeutung er der 
vollen Durchführung der >Acordos de Paz< und 
der einschlägigen Resolutionen des Sicher­
heitsrats beimißt, 

- in Würdigung der Bemühungen des Generalse­
kretärs, seines Sonderbeauftragten und des 
Kommandeurs sowie des Personals der Verifi­
kationsmission der Vereinten Nationen für 
Angola (UNAVEM II), der drei Beobachter­
staaten des angolanischen Friedensprozesses, 
der Organisation der Afrikanischen Einheit 
(OAU) und einiger Nachbarstaaten, insbeson­
dere der Regierung Sambias, sowie sie ermuti­
gend, ihre Bemühungen um die möglichst ra­
sche Beilegung der angolanischen Krise auf 
dem Verhandlungswege im Rahmen der 
>Acordos de Paz< und der einschlägigen Reso­
lutionen des Sicherheitsrats fortzusetzen, 

- ermutigt durch die beträchtlichen Fortschritte, 
die kürzlich in den Friedensgesprächen von 
Lusaka erzielt wurden, sowie erneut erklärend, 
wie wichtig es ist, daß die Parteien Flexibilität 
an den Tag legen und die Gespräche zu einem 
raschen und erfolgreichen Abschluß bringen 
und zu einer umfassenden Regelung gelangen, 

- erklärend, daß die neuerliche Behinderung 
oder Verzögerung des Friedensprozesses unan­
nehmbar wäre, 

- jedoch zutiefst besorgt darüber, daß im gesam­
ten Hoheitsgebiet Angolas weiterhin militäri­
sche Feindseligkeiten ausgetragen werden, die 
umfangreiches Leid unter der Zivilbevölke­
rung verursachen und die humanitären Hilfs­
bemühungen behindern und die den erfolgrei­
chen Abschluß der Friedensgespräche von Lu­
saka verzögert und die wirksame Erfüllung des 
derzeitigen Mandats der Verifikationsmission 
der Vereinten Nationen für Angola (UNA­
VEM II) behindert haben, 

- erneut erklärend, daß alle Staaten verpflichtet 
sind, die Bestimmungen von Ziffer 19 der Re­
solution 864(1993) vollinhaltlich anzuwenden, 

- betonend, daß letztlich die Angolaner selbst die 
Verantwortung für die erfolgreiche Durch­
führung der >Acordos de Paz< und aller danach 
getroffenen Vereinbarungen tragen, 

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom 
20. Oktober 1994; 

2. beschließt, das Mandat der UNAVEM I I bis 
zum 8. Dezember 1994 zu verlängern; 

3. fordert die Parteien auf, die von ihnen bei den 
Gesprächen in Lusaka bereits eingegangenen 
Verpflichtungen einzuhalten, und fordert sie 
nachdrücklich auf, unverzüglich ein Abkom­
men zu schließen und danach umgehend eine 
wirksame und tragfähige Waffenruhe herzu­
stellen und diese voll zu achten; 

4. genehmigt zur Absicherung der Durchführung 
des Friedensabkommens in der ersten und so­
mit kritischsten Phase die Wiederherstellung 
der Personalstärke der UNAVEM II auf den 
vorherigen Stand von 350 Militärbeobachtern 
und 126 Polizeibeobachtern mit einer entspre­
chenden Zahl internationaler und örtlicher Be­
diensteter, wobei die Dislozierung des zusätzli­
chen Personals erfolgen soll, sobald der Rat ei­
nen Bericht des Generalsekretärs erhält, aus 
dem hervorgeht, daß die Parteien ein Friedens­
abkommen paraphiert haben und daß eine 
wirksame Waffenruhe in Kraft ist; 

5. bekräftigt seine Bereitschaft, nach der offiziel­
len Unterzeichnung des in Lusaka zu 
schließenden Abkommens umgehend einen 
Bericht des Generalsekretärs zu prüfen, in dem 
dieser, wenn die Umstände es seiner Auffas­
sung nach rechtfertigen, eine erweiterte Prä­
senz der Vereinten Nationen in Angola emp­
fiehlt, und begrüßt die in dieser Hinsicht vom 
Generalsekretär vorgenommene Eventualfall­
planung; 

6. beklagt die Fortsetzung der militärischen 
Feindseligkeiten in ganz Angola unter Verstoß 
gegen die Resolutionen 922(1994), 932(1994) 
und 945(1994) und verlangt erneut, daß beide 
Parteien alle militärischen Operationen sofort 
einstellen; 

7. beklagt ferner die Verschlechterung der huma­
nitären Situation, verurteilt alle Maßnahmen, 
insbesondere auch die Verlegung von Landmi­
nen, die die humanitären Hilfsmaßnahmen ge­
fährden oder behindern, und verlangt, daß bei­
de Parteien Freigaben und Sicherheitsgarantien 
für die Auslieferung von Hilfsgütern an allen 
Orten erteilen und alles unterlassen, was die Si­
cherheit des Hilfspersonals gefährden oder die 
Verteilung der humanitären Hilfsgüter an das 
angolanische Volk behindern könnte; 

8. verlangt in diesem Zusammenhang erneut, daß 
die verantwortlichen Parteien die am 27. Au­
gust 1994 verschwundenen Mitarbeiter huma­
nitärer Organisationen sofort freilassen, und 
fordert die Parteien, insbesondere die UNITA, 
erneut zur vollen Kooperation bei den Ermitt­
lungen der Vereinten Nationen im Zusammen­
hang mit dem Verschwinden dieser Personen 
auf; 

9. spricht denjenigen Staaten, Organisationen der 
Vereinten Nationen und nichtstaatlichen Orga­
nisationen, die bereits zu den Hilfsmaßnahmen 
beigetragen haben, seine Anerkennung aus und 

appelliert an alle Staaten, Organisationen der 
Vereinten Nationen und nichtstaatlichen Orga­
nisationen, Angola rasch weitere Hilfe zu ge­
währen, um den wachsenden humanitären Be­
darf zu decken; 

10. ersucht den Generalsekretär, sicherzustellen, 
daß der Rat über den Fortgang der Friedensge­
spräche von Lusaka sowie über die militärische 
und humanitäre Lage in Angola unterrichtet 
wird; 

11. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung der Präsidentin 
vom 4. November 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/63) 

Auf der 3450. Sitzung des Sicherheitsrats am 4. 
November 1994 gab die Präsidentin des Sicher­
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Punktes >Die Situation in Angola< durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung 
ab: 

»Der Sicherheitsrat vermerkt zwar mit Genugtu­
ung die am 31. Oktober 1994 in Lusaka erfolgte 
Paraphierung des Friedensprotokolls, ist aber 
gleichzeitig zutiefst besorgt über die jüngsten Be­
richte über verstärkte militärische Einsätze, insbe­
sondere in Richtung Huambo, die das Leben ango­
lanischer Bürger und den erfolgreichen Abschluß 
des Friedensprozesses gefährden. Er wiederholt 
seine Forderung an die Parteien, die militärischen 
Feindseligkeiten in ganz Angola sofort einzustel­
len und rasch eine wirksame und beständige Waf­
fenruhe herzustellen. 
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß die Führer beider 
Parteien über ausreichende Möglichkeiten verfü­
gen müssen, mit ihrem jeweiligen Verhand­
lungsteam zusammenzutreffen, um die militäri­
schen Gespräche vorzubereiten, die am 10. No­
vember beginnen sollen. Er fordert die Regierung 
Angolas nachdrücklich auf, Fluggenehmigungen 
nach Huambo zu erteilen, um es dem Verhand­
lungsteam der UNITA zu ermöglichen, sich mit 
seiner Führung abzusprechen. 
Der Sicherheitsrat betont erneut, daß jede Behin­
derung des Friedensprozesses unannehmbar wäre. 
Er fordert die Regierung Angolas nachdrücklich 
auf, ihre Hoheitsbefugnisse auszuüben, um den 
militärischen Aktivitäten sofort ein Ende zu set­
zen. 
Der Sicherheitsrat betont, daß zum gegenwärtigen 
Zeitpunkt beide Parteien keine Mühe scheuen dür­
fen, um in Angola einen stabilen und dauerhaften 
Frieden zu schaffen. Er fordert sie auf, ihre bei den 
Gesprächen in Lusaka eingegangenen Verpflich­
tungen einzuhalten, größte Zurückhaltung zu üben 
und ein Höchstmaß an Verantwortungsbewußtsein 
zu beweisen und nichts zu tun, was die Unterzeich-
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nung des Protokolls am 15. November 1994 ge­
fährden könnte.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung der Präsidentin 
vom 21. November 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/70) 

Auf der 3463. Sitzung des Sicherheitsrats am 21. 
November 1994 gab die Präsidentin des Sicher­
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Punktes >Die Situation in Angola< durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung 
ab: 

»Der Sicherheitsrat begrüßt die Unterzeichnung 
des Protokolls von Lusaka durch die Vertreter der 
Regierung Angolas und der UNITA am 20. No­
vember 1994 in Lusaka. Dieses Protokoll soll zu­
sammen mit den Abkommen von Bicesse die 
Grundlagen für einen dauerhaften Frieden in 
Angola schaffen. Nach Unterzeichnung des Proto­
kolls müssen die angolanischen Parteien durch die 
vollinhaltliche und termingerechte Umsetzung 
dieses detaillierten Friedensabkommens auch wei­
terhin ihr Bekenntnis zum Frieden unter Beweis 
stellen. Vor allem muß die nach dem Protokoll 
vorgesehene Waffenruhe eingehalten werden. 
Der Sicherheitsrat anerkennt die unermüdlichen 
Anstrengungen des Generalsekretärs und seines 
Sonderbeauftragten, Alioune Blondin Beye, die 
für die Erzielung dieser Vereinbarung so entschei­
dend gewesen sind. Der Sicherheitsrat würdigt 
außerdem die Rolle der Beobachterländer des 
angolanischen Friedensprozesses und die kon­
struktiven Interventionen führender Persönlich­
keiten in ganz Afrika. Der Sicherheitsrat dankt 
schließlich Präsident Frederick Chiluba und der 
Regierung Sambias, die so freundlich waren, bei 
diesen Verhandlungen als Gastgeber zu fungieren. 
Der Sicherheitsrat ist besorgt über Berichte, wo­
nach die Kampfhandlungen in Angola weiter an­
dauern. Der Rat erinnert die Parteien an ihre Ver­
antwortung, die Waffenruhevereinbarung, die am 
22. November 1994 in Kraft treten soll, in vollem 
Umfang einzuhalten. Der Sicherheitsrat sieht mit 
Interesse einem Bericht entgegen, in dem der Ge­
neralsekretär das Inkrafttreten der Waffenruhe 
meldet, woraufhin die Dislozierung der Militär-
und Polizeibeobachter der UNAVEM II zur Ver­
stärkung der Überwachungskapazität der Verein­
ten Nationen in Angola erfolgen kann. 
Der Sicherheitsrat bleibt mit der Angelegenheit 
befaßt.« 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Verifikationsmission der 
Vereinten Nationen für Angola (UNAVEM II). 
- Resolution 966(1994) vom 8. Dezember 
1994 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolution 696(1991) 

vom 30. Mai 1991 und aller danach verab­
schiedeten einschlägigen Resolutionen, 
einschließlich Resolution 868(1993) vom 29. 
September 1993, 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 4. Dezember 1994 (S/1994/1376) 
sowie seines Schreibens vom 7. Dezember 
1994 (S/1994/1395), 

- in Bekräftigung seines Eintretens für die Erhal­
tung der Einheit und territorialen Unversehrt­
heit Angolas, 

- erneut erklärend, welche Bedeutung er der 
vollen Durchführung der >Acordos de Paz< und 
der einschlägigen Resolutionen des Sicher­
heitsrats beimißt, 

- ermutigt durch die Unterzeichnung des Proto­
kolls von Lusaka am 20. November 1994, wel­
che einen bedeutenden Schritt zur Wiederher­
stellung eines dauerhaften Friedens und der na­
tionalen Aussöhnung in Angola darstellt, 

- in Bekräftigung seiner Bereitschaft, alle Emp­
fehlungen des Generalsekretärs zur Herstel­
lung einer erweiterten Präsenz der Vereinten 
Nationen in Angola umgehend zu prüfen, unter 
der Voraussetzung, daß die Waffenruhe beibe­
halten wird, 

- in Würdigung der Bemühungen des Generalse­
kretärs, seines Sonderbeauftragten und des 
Kommandeurs sowie des Personals der Verifi­
kationsmission der Vereinten Nationen für 
Angola (UNAVEM II), der drei Beobachter­
staaten des angolanischen Friedensprozesses, 
der Organisation der Afrikanischen Einheit 
(OAU) und einiger Nachbarstaaten, insbeson­
dere der Regierung Sambias, die zu der Unter­
zeichnung des Protokolls von Lusaka geführt 
haben, und sie dazu ermutigend, ihre 
Bemühungen mit dem Ziel der vollen Durch­
führung der >Acordos de Paz<, des Protokolls 
von Lusaka und der einschlägigen Resolutio­
nen des Sicherheitsrats fortzusetzen, 

- erklärend, daß eine neuerliche Behinderung 
oder Verzögerung der Durchführung dieser 
Vereinbarungen unannehmbar wäre, 

- zutiefst besorgt über Berichte von neuerlichen 
Zusammenstößen in Angola nach Inkrafttreten 
der vereinbarten Waffenruhe, die der Zivilbe­
völkerung Leid bringen und die die erfolgrei­
che Durchführung des Protokolls von Lusaka 
gefährden und die wirksame Erfüllung des 
Mandats der UNAVEM II behindern könnten, 

- erneut erklärend, daß alle Staaten verpflichtet 
sind, die Bestimmungen von Ziffer 19 der Re­
solution 864(1993) vollinhaltlich anzuwenden, 

- betonend, daß letztlich die Angolaner selbst für 
die erfolgreiche Durchführung der >Acordos de 
Paz< und des Protokolls von Lusaka verant­
wortlich sind, 

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom 
4. Dezember 1994; 

2. beschließt, das Mandat der UNAVEM I I bis 
zum 8. Februar 1995 zu verlängern, um es ihr 
zu ermöglichen, die mit dem Protokoll von Lu­
saka geschaffene Waffenruhe zu überwachen; 

3. lobt die Regierung Angolas und die UNITA für 
die Unterzeichnung des Protokolls von Lusaka 
und bittet sie nachdrücklich, die Waffenruhe, 
die am 22. November 1994 in Kraft getreten 
ist, voll zu achten; 

4. unterstreicht, daß der Sicherheitsrat die Einhal­
tung der Waffenruhe genau überwachen wird, 
und ersucht den Generalsekretär, den Rat über 
alle diesbezüglichen Entwicklungen unterrich­
tet zu halten; 

5. fordert die Parteien auf, die von ihnen einge­
gangenen Verpflichtungen einzuhalten und 
weiterhin zusammenzuarbeiten, um auf der 
Grundlage der >Acordos de Paz< und des Proto­
kolls von Lusaka die nationale Aussöhnung 
herbeizuführen; 

6. begrüßt den Beschluß des Generalsekretärs 
laut seinem Schreiben vom 7. Dezember 1994 
(S/1994/1395), im Einklang mit der Resolution 
952(1994) mit der Wiederherstellung der Per­
sonalstärke der UNAVEM II auf den vorheri­
gen Stand fortzufahren, wobei die tatsächliche 
Aufstockung von der strengen Einhaltung einer 

wirksamen Waffenruhe und von der Bereitstel­
lung zufriedenstellender Garantien hinsichtlich 
der Sicherheit und Unversehrtheit des Perso­
nals der Vereinten Nationen durch die Parteien 
abhängen wird; 

7. ermutigt den Generalsekretär, zur Verbesse­
rung der Verifikationsmöglichkeiten der beste­
henden UNAVEM I I und als zusätzliche ver­
trauensbildende Maßnahme auch weiterhin 
Personal in ländlichen Gebieten zu dislozieren, 
vorausgesetzt, daß die Parteien die in Ziffer 6 
genannten Bedingungen genau einhalten; 

8. nimmt Kenntnis von der Absicht des General­
sekretärs, einen Bericht über das mögliche 
Mandat für einen neuen Einsatz der Vereinten 
Nationen in Angola vorzulegen, auf der Grund­
lage seiner Beurteilung der Umstände, die ei­
nen derartigen Einsatz rechtfertigen, ein­
schließlich der Aufrechterhaltung der Waffen­
ruhe, wobei dieser Bericht eine detaillierte Be­
schreibung der Ergebnisse seiner Bemühungen 
zur Ermittlung möglicher truppenstellender 
Staaten, der Ziele, des Einsatzkonzepts und der 
finanziellen Aspekte des Einsatzes sowie der 
bei den Erörterungen mit der angolanischen 
Regierung erzielten Fortschritte hinsichtlich 
des Abschlusses eines Abkommens über die 
Rechtsstellung der Truppen enthalten sollte, 
und begrüßt die in dieser Hinsicht von ihm vor­
genommene Eventualfallplanung, namentlich 
die Fortsetzung der Konsultationen mit mögli­
chen truppenstellenden Staaten mit dem Ziel, 
festzustellen, inwieweit sie zur Teilnahme an 
einer erweiterten Friedensoperation in Angola 
bereit sind; 

9. erklärt seine Absicht, die Rolle der Vereinten 
Nationen in Angola spätestens bis zum 8. Fe­
bruar 1995 im Licht des genannten Berichts zu 
überprüfen; 

10. begrüßt die Wiederaufnahme und die Verstär­
kung der humanitären Hilfslieferungen in ganz 
Angola und verlangt, daß beide Parteien Frei­
gaben und Sicherheitsgarantien für die Auslie­
ferung von Hilfsgütern an allen Orten erteilen 
und alles unterlassen, was die Sicherheit des 
Hilfspersonals gefährden oder die Verteilung 
der humanitären Hilfsgüter an das angolani­
sche Volk behindern könnte; 

11. betont, daß beide Parteien die Sicherheit und 
Unversehrtheit des internationalen Personals in 
Angola achten und gewährleisten müssen; 

12. spricht denjenigen Staaten, Organisationen der 
Vereinten Nationen und nichtstaatlichen Orga­
nisationen, die bereits zu den Hilfsmaßnahmen 
beigetragen haben, seine Anerkennung aus und 
appelliert an alle Staaten, Organisationen der 
Vereinten Nationen und nichtstaatlichen Orga­
nisationen, Angola rasch weitere Hilfe zu ge­
währen, um den wachsenden humanitären Be­
darf zu decken; 

13. ersucht den Generalsekretär, den Sicherheitsrat 
über die nächsten Maßnahmen in Kenntnis zu 
setzen, die von den Vereinten Nationen ergrif­
fen werden müssen, um ein gut koordiniertes 
und umfassendes Minenräumprogramm in 
Angola durchzuführen; 

14. ersucht den Generalsekretär außerdem, sicher­
zustellen, daß der Rat in regelmäßigen Abstän­
den über die weiteren Entwicklungen bei der 
Durchführung der >Acordos de Paz< und des 
Protokolls von Lusaka und über die Aktivitäten 
der UNAVEM II unterrichtet wird; 

15. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 
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Burundi 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 21. Oktober 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/60) 

Auf der 3441. Sitzung des Sicherheitsrats am 
21. Oktober 1994 gab der Präsident des Sicher­
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Punktes >Die Situation in Burundi* durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung 
ab: 

»Der Sicherheitsrat hat die Situation in Burundi 
auf der Grundlage des Berichts des Generalse­
kretärs (S/1994/1152) geprüft. Er verweist auf sei­
ne früheren Erklärungen zu diesem Thema, zuletzt 
jene des Ratspräsidenten vom 25. August 1994 
(S/PRST/1994/47). Er begrüßt mit Genugtuung 
die Wahl und die Vereidigung des Präsidenten, die 
Bestätigung des Premierministers in seinem Amt 
sowie die Bildung der neuen Koalitionsregierung. 
Er hält dies für einen wichtigen Fortschritt in Rich­
tung auf die Stabilisierung der Situation in Burun­
di. Er fordert alle Parteien in Burundi auf, bei der 
Wiederherstellung von Demokratie und Stabilität 
zusammenzuarbeiten. 
Der Sicherheitsrat ist nach wie vor darüber be­
sorgt, daß trotz der bedeutenden politischen Fort­
schritte, die erzielt werden konnten, noch viel zu 
tun bleibt, um die vom Generalsekretär in seinem 
Bericht beschriebene Atmosphäre der Unsicher­
heit zu überwinden und das Land konsequent auf 
den Weg der Aussöhnung und des Wiederaufbaus 
zurückzuführen. Der Rat mißbilligt, daß extremi­
stische Elemente die nationale Aussöhnung nach 
wie vor bedrohen, namentlich durch den Betrieb 
einer Untergrund-Radiostation, die zu ethnischem 
Haß und Gewalt aufstachelt. Er bekräftigt, wie 
wichtig es ist, daß diejenigen, die für den Staats­
streich vom 21. Oktober 1993 und die sich daran 
anschließenden Massaker zwischen einzelnen 
Volksgruppen sowie für sonstige Verstöße gegen 
das humanitäre Völkerrecht verantwortlich sind, 
vor Gericht gestellt werden. Er ermutigt diesbe­
züglich auch den Generalsekretär, seinen Vor­
schlag weiterzuverfolgen, demzufolge die Verein­
ten Nationen der Regierung Burundis bei der Festi­
gung ihres Gerichtswesens Unterstützung leisten 
sollten. 
Der Sicherheitsrat würdigt die Rolle des Sonderbe­
auftragten des Generalsekretärs, der namentlich 
auch die neue Koalitionsregierung dabei unter­
stützt, Anfang 1995 eine nationale Debatte über 
die Probleme in den Beziehungen zwischen den 
beiden Volksgruppen zu veranstalten. Der Rat 
mißt dem Erfolg dieser Initiative Bedeutung bei. 
Er begrüßt in dieser Hinsicht die Absicht des Ge­
neralsekretärs, das Büro des Sonderbeauftragten 
zu stärken. 
Der Sicherheitsrat ist der Ansicht, daß die interna­
tionale Gemeinschaft auch weiterhin der Wieder­
herstellung der Stabilität und der Förderung der 
nationalen Aussöhnung in Burundi Vorrang ein­
räumen muß. Er anerkennt in diesem Zusammen­
hang die Arbeit des Hohen Kommissars für Men­
schenrechte und des von ihm in Burundi eingerich­
teten Büros und verweist auf die wichtige Rolle, 
die Menschenrechtsbeobachter spielen könnten. 
Er begrüßt die vor kurzem vorgenommene Er­
höhung der Zahl der Militärbeobachter der Organi­
sation der Afrikanischen Einheit (OAU) in burun-
di. Er ermutigt die OAU, die Organisationen der 
Vereinten Nationen und die Mitgliedstaaten, ihr 
Engagement in Burundi fortzusetzen und die poli­

tischen Kontakte und Besuche zu intensivieren. Er 
stellt fest, wie wichtig es ist, daß die internationale 
Gemeinschaft verstärkt technische Unterstützung 
gewährt, während die Koalitionsregierung die 
schwierigen Aufgaben der Aussöhnung und des 
Wiederaufbaus zu bewältigen sucht. 
Der Rat ist nach wie vor zutiefst besorgt über die 
Not der Flüchtlinge und Vertriebenen in Burundi. 
Er lobt die fortgesetzten Bemühungen der Hohen 
Kommissarin für Flüchtlinge und anderer huma­
nitärer Organe zur Bewältigung dieses Problems. 
Er begrüßt die Entsendung eines Sonderabgesand­
ten durch den Generalsekretär, dessen Aufgabe es 
ist, die Flüchtlingskrise von einer regionalen War­
te aus zu untersuchen, und erwartet mit Interesse 
etwaige Empfehlungen des Generalsekretärs, die 
sich aus dieser Initiative ergeben. 
Der Rat fordert die Behörden und alle Parteien in 
Burundi auf, die Sicherheit und Unversehrtheit al­
ler an den Hilfsmaßnahmen beteiligten Personen 
und des sonstigen internationalen Personals zu ge­
währleisten. 
In der am 14. Oktober vom Präsidenten des Sicher­
heitsrats abgegebenen Erklärung (S/PRST/ 
1994/59) über die Situation in Rwanda ermutigte 
der Rat den Generalsekretär, die Konsultationen 
zu der Frage fortzusetzen, wie die Vereinten Na­
tionen bei der Vorbereitung und Einberufung einer 
internationalen Konferenz zur Untersuchung der 
Probleme der Subregion behilflich sein können. 
Der Rat ist der Ansicht, daß die Abhaltung einer 
solchen Konferenz im Zusammenhang mit Burun­
di ausgesprochen nützlich wäre. 
Der Sicherheitsrat ist bereit, jeden ins einzelne ge­
henden Vorschlag des Generalsekretärs weiter zu 
prüfen. Der Sicherheitsrat wird mit der Angele­
genheit aktiv befaßt bleiben.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 22. Dezember 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/82) 

Auf der 3485. Sitzung des Sicherheitsrats am 22. 
Dezember 1994 gab der Präsident des Sicherheits­
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des 
Punktes >Die Situation in Burundi* durch den Rat 
im Namen des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat verfolgt die Entwicklungen in 
Burundi auch weiterhin aufmerksam. Der Rat ist 
besorgt über die Eskalation der Gewalt in Burundi, 
sowohl in Bujumbura als auch in den ländlichen 
Gebieten, die eine an sich bereits heikle Situation 
weiter zu destabilisieren droht und die Stabilität 
der Subregion gefährden könnte. Er fordert alle 
Beteiligten auf, Gewalthandlungen zu unterlassen. 
Er unterstützt vorbehaltlos die Anstrengungen, die 
die Behörden Burundis in dem Bemühen unterneh­
men, sicherzustellen, daß diejenigen, die Gewalt­
handlungen begehen oder dazu anstiften, für ihre 
Handlungen zur Rechenschaft gezogen werden 
und daß die Milizen, die nach wie vor in Bujumbu­
ra wie auch in den ländlichen Gebieten operieren, 
entwaffnet werden. 
Der Sicherheitsrat ermutigt die Regierung, die Na­
tionalversammlung, die politischen Parteien und 
alle anderen Beteiligten in Burundi und insbeson­
dere die Armee, den Regierungspakt vom 10. Sep­
tember 1994 zu achten und zu unterstützen und so 
zu verhindern, daß das prekäre Gleichgewicht und 
die relative Stabilität, die seit seinem Inkrafttreten 
herrschen, gefährden werden. 
Der Sicherheitsrat begrüßt die Anstrengungen, die 
auch weiterhin unternommen werden, um in Bu­
rundi weitere politische Fortschritte zu erzielen, 

und unterstreicht, wie wichtig es ist, daß alle noch 
offenen Fragen auch künftig im Wege eines Dia­
logs auf der Grundlage der von den politischen 
Parteien bislang erzielten Vereinbarungen gelöst 
werden. Er bittet alle Seiten nachdrücklich, auf 
Konfrontation angelegte Taktiken, Gewalt und Ex­
tremismus zurückzuweisen und in einem Geist der 
nationalen Einheit, der Erwägungen der ethni­
schen Herkunft außer acht läßt, auf Kompromiß 
und Aussöhnung hinzuarbeiten. 
Der Sicherheitsrat spricht dem Generalsekretär 
seine Anerkennung aus für die Anstrengungen, die 
er unternimmt, und dankt seinem Sonderbeauf­
tragten für die von ihm geleistete Arbeit sowie der 
Organisation der Afrikanischen Einheit (OAU), 
der Hohen Kommissarin für Flüchtlinge und dem 
Hohen Kommissar für Menschenrechte für die An­
strengungen, die sie in ihrem jeweiligen Zustän­
digkeitsbereich unternehmen, um einen Beitrag 
zur Lösung der Probleme Burundis zu leisten. 
Der Sicherheitsrat ersucht den Generalsekretär, 
ihn über die Entwicklung der Lage in Burundi voll 
unterrichtet zu halten. 
Der Rat wird mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
bleiben.« 

Ehemaliges Jugoslawien 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Ausnahme­
genehmigung für den Export eines Diphterie-
Antiserums aus der Bundesrepublik Jugoslawi­
en (Serbien und Montenegro). - Resolution 
967(1994) vom 14. Dezember 1994 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf alle seine früheren einschlä­

gigen Resolutionen über die Lage im ehemali­
gen Jugoslawien und insbesondere seine Reso­
lution 757(1992) vom 30. Mai 1992, 

- Kenntnis nehmend von dem Schreiben des 
Vorsitzenden des Ausschusses des Sicherheits­
rats nach Resolution 724(1991) betreffend Ju­
goslawien, datiert vom 14. Dezember 1994 
(S/1994/1418), und der als Anlage beigefügten 
Mitteilung des Amtierenden Exekutivdirektors 
des Kinderhilfswerks der Vereinten Nationen 
vom 13. Dezember 1994, worin der Rat davon 
unterrichtet wird, daß es zu schwerwiegenden 
erneuten Ausbrüchen von Diphtérie gekom­
men ist und daß sich die einzig verfügbaren Re­
serven an Antiserum zur Bekämpfung dieser 
ernsten Krankheit in der Bundesrepublik Ju­
goslawien (Serbien und Montenegro) befin­
den, 

- in der Erwägung, daß die Ausfuhr von Antise­
rum aus der Bundesrepublik Jugoslawien (Ser­
bien und Montenegro) eine Ausnahme von den 
Bestimmungen der Resolution 757(1992) vom 
30. Mai 1992 erforderlich macht, und in dieser 
Hinsicht tätig werdend nach Kapitel VII der 
Charta der Vereinten Nationen, 

1. beschließt, für einen Zeitraum von 30 Tagen ab 
dem Datum der Verabschiedung dieser Resolu­
tion die Ausfuhr von 12 000 Ampullen Diphté­
rie-Antiserum aus der Bundesrepublik Jugosla­
wien (Serbien und Montenegro) zu gestatten; 

2. beschließt ferner, daß Zahlungen für solche ge­
nehmigten Lieferungen ausschließlich auf ein­
gefrorene Konten zu erfolgen haben; 

3. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 
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Korea 

SICHERHEITSRAT - Erklärung der Präsidentin 
vom 4. November 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/64) 

Auf der 3451. Sitzung des Sicherheitsrats am 
4. November 1994 gab die Präsidentin des Sicher­
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Punktes »Rahmenabkommen vom 21. Oktober 
1994 zwischen den Vereinigten Staaten von Ame­
rika und der Demokratischen Volksrepublik 
Korea< durch den Rat im Namen des Rates die fol­
gende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat erinnert an die Erklärungen, 
die der Ratspräsident am 8. April 1993 (S/25562), 
31. März 1994 (S/PRST/1994/13) und 30. Mai 
1994 (S/PRST/1994/28) abgegeben hat, sowie an 
seine diesbezügliche Resolution. 
Der Sicherheitsrat erklärt erneut, daß die Siche­
rungsmaßnahmen der Internationalen Atomener­
gie-Organisation (IAEA) bei der Durchführung 
des Vertrages über die Nichtverbreitung von Kern­
waffen von entscheidender Bedeutung sind und 
daß Fortschritte bei der Nichtverbreitung zur Wah­
rung des Weltfriedens und der internationalen Si­
cherheit beitragen. 
Der Sicherheitsrat nimmt mit Befriedigung Kennt­
nis von der »Rahmenvereinbarung vom 21. Okto­
ber 1994 zwischen den Vereinigten Staaten von 
Amerika und der Demokratischen Volksrepublik 
Korea< als positivem Schritt in Richtung auf die 
Entnuklearisierung der koreanischen Halbinsel 
und die Wahrung des Friedens und der Sicherheit 
in der Region. 
Der Sicherheitsrat nimmt zur Kenntnis, daß die 
Parteien der Rahmenvereinbarung beschlossen ha­
ben, 1) bei dem Ersatz der graphitmoderierten Re­
aktoren und der damit zusammenhängenden Anla­
gen der Demokratischen Volksrepublik Korea 
durch Kraftwerke mit leichtwassergekühlten Re­
aktoren zusammenzuarbeiten, 2) zur vollen Nor­
malisierung der politischen und wirtschaftlichen 
Beziehungen zu schreiten, 3) sich gemeinsam für 
Frieden und Sicherheit auf einer von Kernwaffen 
freien koreanischen Halbinsel einzusetzen und 4) 
im Hinblick auf die Stärkung des internationalen 
Regimes für die Nichtverbreitung von Kernwaffen 
zusammenzuarbeiten. 
Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von dem in der 
Rahmenvereinbarung enthaltenen Beschluß der 
Demokratischen Volksrepublik Korea, Vertrags­
partei des Vertrages über die Nichtverbreitung von 
Kernwaffen zu bleiben. Er nimmt außerdem 
Kenntnis von dem Beschluß der Demokratischen 
Volksrepublik Korea, das auf Grund des Vertrages 
geschlossene Sicherungsabkommen zwischen der 
IAEA und der Demokratischen Volksrepublik 
Korea (INFCIRC/403) voll einzuhalten. 
Der Sicherheitsrat unterstreicht, daß das Siche­
rungsabkommen bindend bleibt und nach wie vor 
in Kraft ist, und erwartet von der Demokratischen 
Volksrepublik Korea, daß sie dementsprechend 
handelt. Der Rat ersucht die IAEA, nach Konsul­
tationen zwischen der IAEA und der Demokrati­
schen Volksrepublik Korea im Hinblick auf die 
Verifikation der Genauigkeit und Vollständigkeit 
des Erstberichts der Demokratischen Volksrepu­
blik Korea über das gesamte in der Demokrati­
schen Volksrepublik Korea befindliche Kernma­
terial alle Maßnahmen zu ergreifen, die sie für er­
forderlich hält, um die volle Einhaltung des Si­
cherungsabkommens zwischen der IAEA und der 
Demokratischen Volksrepublik Korea durch die 

Demokratische Volksrepublik Korea zu verifizie­
ren. 
Der Sicherheitsrat stellt billigend fest, daß die De­
mokratische Volksrepublik Korea in der Rahmen­
vereinbarung beschlossen hat, ihre graphit­
moderierten Reaktoren und die damit zusammen­
hängenden Anlagen einzufrieren, wobei es sich 
um eine freiwillige Maßnahme handelt, die über 
das hinausgeht, was im Nichtverbreitungsvertrag 
und im Sicherungsabkommen zwischen der IAEA 
und der Demokratischen Volksrepublik Korea ver­
langt wird. 
Der Sicherheitsrat nimmt nach Anhörung eines 
mündlichen Berichts des Generaldirektors der IA­
EA ferner davon Kenntnis, daß die Überwa­
chungsaktivitäten der IAEA im Hinblick auf diese 
freiwillige Maßnahme in den Rahmen der Verifi­
kationsaktivitäten nach dem Sicherungsabkom­
men zwischen der IAEA und der Demokratischen 
Volksrepublik Korea fallen. 
Der Sicherheitsrat ersucht die IAEA, alle von ihr 
infolge der Rahmenvereinbarung als notwendig 
erachteten Maßnahmen zu ergreifen, um das Ein­
frieren zu überwachen. 
Der Sicherheitsrat ersucht die IAEA außerdem, 
ihm weiter über die Umsetzung des Sicherungsab­
kommens Bericht zu erstatten, bis die Demokrati­
sche Volksrepublik Korea das Abkommen voll 
einhält, und dem Rat über ihre Aktivitäten zur 
Überwachung des Einfrierens der angeführten An­
lagen Bericht zu erstatten. 
Der Sicherheitsrat bekräftigt die Wichtigkeit der 
gemeinsamen Erklärung der Demokratischen 
Volksrepublik Korea und der Republik Korea über 
die Entnuklearisierung der koreanischen Halbinsel 
und begrüßt den Beschluß der Demokratischen 
Volksrepublik Korea, Maßnahmen zur konsequen­
ten Verwirklichung der Erklärung zu ergreifen und 
mit der Republik Korea in einen Dialog einzutre­
ten, da die Rahmenvereinbarung zur Schaffung ei­
ner Atmosphäre beitragen wird, die einen solchen 
Dialog begünstigt. 
Der Sicherheitsrat wird mit der Angelegenheit be­
faßt bleiben.« 

Libyen 

SICHERHEITSRAT - Erklärung der Präsidentin 
vom 30. November 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/76) 

Im Anschluß an die am 30. November 1994 abge­
haltenen Konsultationen gab die Präsidentin des 
Sicherheitsrats im Zusammenhang mit dem die Li­
bysch-Arabische Dschamahirija betreffenden 
Punkt im Namen der Mitglieder die folgende Er­
klärung ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats führten am 30. 
November 1994 informelle Konsultationen gemäß 
Ziffer 13 der Resolution 748(1992), mit welcher 
der Rat beschlossen hatte, die in den Ziffern 3 bis 7 
gegen die Libysch-Arabische Dschamahirija ver­
hängten Maßnahmen alle 120 Tage oder, falls es 
die Situation erfordere, früher zu überprüfen. 
Nach Anhörung aller im Verlauf der Konsultatio­
nen zum Ausdruck gebrachten Meinungen gelang­
te die Ratspräsidentin zu der Schlußfolgerung, es 
bestehe keine Übereinstimmung dahin gehend, 
daß die notwendigen Voraussetzungen für eine 
Änderung der in den Ziffern 3 bis 7 der Resolution 
748(1992) festgelegten Sanktionsmaßnahmen ge­
geben seien.« 

Mosambik 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsidenten 
vom 21. Oktober 1994 (UN-Dok. S/PRST/1994/61 ) 

Auf der 3444. Sitzung des Sicherheitsrats am 
21. Oktober 1994 gab der Präsident des Sicher­
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Punktes »Die Situation in Mosambik< durch 
den Rat im Namen des Rates die folgende Er­
klärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat die Fortschritte, die die Re­
gierung Mosambiks und die Resistência Nacional 
Moçambicana (RENAMO) auf dem Wege zur 
Durchführung des Allgemeinen Friedensabkom­
mens für Mosambik erzielt haben, aufmerksam 
verfolgt. Er spricht ihnen und dem Volk Mosam­
biks seine Anerkennung für das bisher Erreichte 
aus. 
Der Sicherheitsrat ist der Ansicht, daß inzwischen 
die erforderlichen Voraussetzungen geschaffen 
worden sind, damit am 27. und 28. Oktober 1994 
unter wirksamer nationaler und internationaler 
Überwachung freie und faire Wahlen abgehalten 
werden können. Indem diese Wahlen den Mosam-
bikanern Gelegenheit zur uneingeschränkten Aus­
übung ihres Wahlrechts bieten, eröffnen sie ihnen 
auch die Aussicht auf dauerhaften Frieden, Stabi­
lität und Demokratie. 
Der Sicherheitsrat appelliert an alle Beteiligten, si­
cherzustellen, daß der Wahlkampf und der an­
schließende Wahlvorgang ruhig und verantwor­
tungsvoll ablaufen, daß die Wahlen frei und fair 
sind, daß die Obrigkeit sich völlig unparteiisch 
verhält, damit keinerlei Verdacht auf Wahlbetrug 
aufkommt, und daß die Wahltage und die Zeit da­
nach durch die Abwesenheit von Gewalt oder Ge­
waltandrohung gekennzeichnet sind. Er appelliert 
außerdem an alle Parteien, die Sicherheit der Mit­
glieder der Nationalen Wahlkommission und der 
internationalen Wahlbeobachter zu gewährleisten 
und sie bei der Durchführung ihres Auftrags zu un­
terstützen. 
Der Sicherheitsrat wiederholt, daß er beabsichtigt, 
die Ergebnisse der Wahlen anzuerkennen, sofern 
die Vereinten Nationen erklären, daß sie frei und 
fair waren, und er erinnert die Parteien an ihre Ver­
pflichtung aus dem Allgemeinen Friedensabkom­
men, die Wahlergebnisse voll zu achten. 
Der Sicherheitsrat vertraut darauf, daß sich die 
Parteien nach den Wahlen vom Geiste der Aussöh­
nung sowie von den Grundsätzen der Demokratie 
und der Notwendigkeit einer harmonischen Zu­
sammenarbeit beim Wiederaufbau ihres Landes 
leiten lassen und es der internationalen Gemein­
schaft so ermöglichen werden, Mosambik auf dem 
Wege zur Normalisierung und zum Wiederaufbau 
auch weiterhin zu unterstützen. 
Der Sicherheitsrat benutzt diese Gelegenheit, um 
dem Generalsekretär, seinem Sonderbeauftragten 
und dem Personal der Operation der Vereinten Na­
tionen in Mosambik (ONUMOZ) seinen Dank 
auszusprechen, und fordert die Parteien auf, auch 
weiterhin mit ihnen zu kooperieren, um die Erfül­
lung des Mandats der ONUMOZ, namentlich auch 
die Verifikation der vollständigen Demobilisie­
rung und Entwaffnung der Parteien, sicherzustel­
len.« 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Operation der Vereinten 
Nationen in Mosambik (ONUMOZ). - Resolu­
tion 957(1994) vom 15. November 1994 
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Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolution 782(1992) 

vom 13. Oktober 1992 und aller danach verab­
schiedeten einschlägigen Resolutionen, 

- Kenntnis nehmend von dem vom 9. November 
1994 datierten Schreiben des Generalsekretärs 
an die Präsidentin des Sicherheitsrats über die 
Operation der Vereinten Nationen in Mosam­
bik (ONUMOZ) (S/1994/1282), 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs über die ONUMOZ vom 26. August 
1994 (S/1994/1002), 

- sowie nach Behandlung des Berichts der Mis­
sion des Sicherheitsrats in Mosambik vom 
29. August 1994 (S/1994/1009), 

- in Würdigung der Bemühungen des Generalse­
kretärs, seines Sonderbeauftragten und des ge­
samten Personals der ONUMOZ, 

1. begrüßt die Wahlen, die in Mosambik am 27., 
28. und 29. Oktober 1994 im Einklang mit dem 
Allgemeinen Friedensabkommen stattgefun­
den haben; 

2. erklärt erneut, daß er beabsichtigt, die Ergeb­
nisse der Wahlen anzuerkennen, sofern die 
Vereinten Nationen erklären, daß sie frei und 
fair waren, und fordert alle mosambikanischen 
Parteien auf, die Wahlergebnisse zu akzeptie­
ren und voll zu achten; 

3. fordert außerdem alle mosambikanischen Par­
teien auf, den Prozeß der nationalen Aussöh­
nung wie im Allgemeinen Friedensabkommen 
vorgesehen zu Ende zu führen, auf der Grund­
lage eines Systems der Mehrparteien-Demo­
kratie und der Achtung der demokratischen 
Grundsätze, die einen dauerhaften Frieden und 
politische Stabilität gewährleisten; 

4. beschließt, das derzeitige Mandat der ONU­
MOZ, wie vom Generalsekretär in seinem 
Schreiben vom 9. November 1994 empfohlen, 
bis zum Tag der Amtsübernahme der neuen 
Regierung Mosambiks, höchstens jedoch bis 
zum 15. Dezember 1994, zu verlängern, und 
ermächtigt die ONUMOZ, insbesondere eine 
begrenzte Zahl von zivilen Fachleuten für Lo­
gistik, Minenräumung und Ausbildung und 
von Militärexperten und Stabsoffizieren sowie 
ein kleines Infanteriekommando, die vor Ab­
zug der ONUMOZ noch zu erledigenden 
Tätigkeiten am oder vor dem 31. Januar 1995 
zum Abschluß zu bringen; 

5. ersucht den Generalsekretär, den Sicherheitsrat 
zu benachrichtigen, sobald die neue Regierung 
ihr Amt angetreten hat; 

6. genehmigt den vom Generalsekretär in seinem 
Bericht vom 26. August 1994 und in seinem 
Schreiben vom 9. November 1994 beschriebe­
nen Zeitplan für den sicheren und ordnungs­
gemäßen Abzug des gesamten Militär- und Zi­
vilpersonals der ONUMOZ vor dem 31. Januar 
1995; 

7. bittet den Generalsekretär, ihm zur rechten Zeit 
einen Abschlußbericht über die Auflösung der 
ONUMOZ vorzulegen; 

8. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Wahlen in 
Mosambik. - Resolution 960(1994) vom 21. 
November 1994 

Der Sicherheitsrat, 
- in Bekräftigung seiner Resolution 782(1992) 

und aller danach verabschiedeten einschlägi­
gen Resolutionen, 

- mit dem Ausdruck seiner Anerkennung für die 
Bemühungen, die der Generalsekretär, sein 
Sonderbeauftragter und die Operation der Ver­
einten Nationen in Mosambik sowie ihre Mit­
arbeiter im Hinblick auf den erfolgreichen Ab­
schluß des Wahlprozesses unternommen ha­
ben, 

1. begrüßt die Wahlen, die in Mosambik am 27., 
28. und 29. Oktober 1994 im Einklang mit dem 
Allgemeinen Friedensabkommen stattgefun­
den haben; 

2. begrüßt außerdem die von dem Sonderbeauf­
tragten des Generalsekretärs am 19. November 
1994 abgegebene Erklärung über die Ergebnis­
se der Wahlen (SG/SM/5488), wonach diese 
frei und fair waren; 

3. erkennt die Ergebnisse dieser Wahlen an; 
4. fordert alle mosambikanischen Parteien auf, 

ihrer Verpflichtung zur Annahme und vollen 
Achtung der Wahlergebnisse nachzukommen; 

5. fordert alle mosambikanischen Parteien außer­
dem auf, den Prozeß der nationalen Aussöh­
nung wie im Allgemeinen Friedensabkommen 
vorgesehen zu Ende zu führen, auf der Grund­
lage eines Systems der Mehrparteien-Demo­
kratie und der Achtung der demokratischen 
Grundsätze, die einen dauerhaften Frieden und 
politische Stabilität gewährleisten; 

6. fordert alle Staaten und zuständigen internatio­
nalen Organisationen nachdrücklich auf, aktiv 
zum Wiederaufbau und zur Normalisierung 
Mosambiks beizutragen; 

7. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 14. Dezember 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/80) 

Auf der 3479. Sitzung des Sicherheitsrats am 14. 
Dezember 1994 gab der Präsident des Sicherheits­
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des 
Punktes >Die Situation in Mosambik< durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung 
ab: 

»Der Sicherheitsrat begrüßt die Amtsübernahme 
durch den Präsidenten der Republik Mosambik 
und die Einsetzung der neuen Versammlung der 
Republik Mosambik im Anschluß an die ersten 
Mehrparteien-Wahlen in Mosambik, die, wie im 
Allgemeinen Friedensabkommen vorgesehen, am 
27., 28. und 29. Oktober 1994 abgehalten wurden, 
als frei und fair erklärt worden sind und vom Rat in 
seiner Resolution 960(1994) vom 21. November 
1994 bestätigt wurden. 
Der Sicherheitsrat beglückwünscht das Volk und 
die Parteien Mosambiks zu ihrer friedlichen Ver­
wirklichung der in dem Allgemeinen Friedensab­
kommen genannten Ziele. Er ermutigt sie, ihre 
Bemühungen nach Treu und Glauben fortzusetzen, 
um sicherzustellen, daß im Anschluß an die Wah­
len unter anderem auf Grund der Beachtung demo­
kratischer Grundsätze Harmonie besteht. Er ist der 
Auffassung, daß mit der neuen Regierungsstruktur 
die Grundlagen geschaffen worden sind, um dau­
erhaften Frieden, Stabilität, nationale Aussöhnung 
und Demokratie zu gewährleisten. 
Der Sicherheitsrat spricht dem Generalsekretär, 
seinem Sonderbeauftragten sowie der Operation 

der Vereinten Nationen in Mosambik (ONUMOZ) 
und ihrem Personal seine Anerkennung aus für die 
Erfüllung des Mandats der ONUMOZ und für die 
Bemühungen, die sie unternommen haben, um bei 
der erfolgreichen Verwirklichung der Ziele des 
Allgemeinen Friedensabkommens behilflich zu 
sein. 
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß die ONUMOZ 
ihren Auftrag abgeschlossen hat und ihr Mandat 
somit zu Ende geht und daß sie bis zum 31. Januar 
1995 im Einklang mit Resolution 957(1994) vom 
15. November 1994 endgültig aus Mosambik ab­
gezogen wird. Er sieht in diesem Zusammenhang 
dem Bericht des Generalsekretärs über die endgül­
tige Verfügung über die Vermögenswerte der 
ONUMOZ im Rahmen ihres Abzugs, wie in seiner 
Erklärung vom 7. September 1994 (S/PRST/1994 / 
51) erbeten, mit Interesse entgegen. Außerdem 
verleiht er in diesem Zusammenhang seiner Hoff­
nung Ausdruck, daß vor dem endgültigen Abzug 
der ONUMOZ wirksame Vorkehrungen betref­
fend die Verfügung über die Waffen und gegebe­
nenfalls ihre Zerstörung sowie im Hinblick auf die 
Schaffung einer nationalen Minenräumkapazität 
mit Unterstützung der Vereinten Nationen getrof­
fen werden und daß ins Auge gefaßt wird, Minen­
räumgeräte und sonstige Ausrüstungsgegenstände 
vorbehaltlich entsprechender Vorkehrungen nach 
dem Abzug in Mosambik zu belassen. 
Der Sicherheitsrat betont, daß die Zeit nach den 
Wahlen eine wichtige und kritische Zeit sein wird, 
in der es weiterhin erforderlich ist, daß die interna­
tionale Gemeinschaft die Regierung und das Volk 
Mosambiks beim Wiederaufbau und bei der Wie­
derherstellung ihres Landes unterstützt. Er nimmt 
Kenntnis von der Absicht des Generalsekretärs, 
den zuständigen Organen der Vereinten Nationen 
über die zukünftigen Aktivitäten der Vereinten 
Nationen in Mosambik Bericht zu erstatten. Er bit­
tet alle Staaten und zuständigen internationalen 
Organisationen nachdrücklich, aktiv zu diesen 
Bemühungen beizutragen.« 

Nahost 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Beobachtertruppe der 
Vereinten Nationen für die Truppenentflech­
tung (UNDOF). - Resolution 962(1994) vom 
29. November 1994 

Der Sicherheitsrat, 
- nach Behandlung des Berichts des Generalse­

kretärs über die Beobachtertruppe der Verein­
ten Nationen für die Truppenentflechtung vom 
18. November 1994 (S/1994/1311), 

> beschließt, 
a) die beteiligten Parteien zur sofortigen 

Durchführung seiner Resolution 338( 1973) 
vom 22. Oktober 1973 aufzufordern; 

b) das Mandat der Beobachtertruppe der Ver­
einten Nationen für die Truppenentflech­
tung um einen weiteren Zeitraum von 
sechs Monaten, das heißt bis zum 31. Mai 
1995, zu verlängern; 

c) den Generalsekretär zu ersuchen, am Ende 
dieses Zeitraums einen Bericht über die 
Entwicklung der Lage und die zur Durch­
führung der Resolution 338 (1973) des Si­
cherheitsrats getroffenen Maßnahmen vor­
zulegen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 
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SICHERHEITSRAT - Erklärung der Präsidentin 
vom 29. November 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/72) 

Auf der 3467. Sitzung am 29. November 1994 gab 
die Präsidentin des Sicherheitsrats im Anschluß an 
die Verabschiedung der Resolution 962(1994) die 
folgende Erklärung ab: 

»Im Zusammenhang mit der soeben verabschiede­
ten Resolution über die Verlängerung des Mandats 
der Beobachtertruppe der Vereinten Nationen für 
die Truppenentflechtung bin ich ermächtigt wor­
den, im Namen des Sicherheitsrats die folgende er­
gänzende Erklärung abzugeben: 
Bekanntlich heißt es in Ziffer 17 des Berichts des 
Generalsekretärs über die Beobachtertruppe der 
Vereinten Nationen für die Truppenentflechtung 
(S/1994/1311): >Im israelisch-syrischen Sektor 
herrscht zwar derzeit Ruhe, die Nahostsituation 
insgesamt ist jedoch weiterhin potentiell gefähr­
lich, woran sich voraussichtlich auch nichts ändern 
wird, solange keine umfassende, alle Aspekte des 
Nahostproblems einbeziehende Regelung erzielt 
werden kann.< Diese Erklärung des Generalsekre­
tärs gibt auch die Auffassung des Sicherheitsrats 
wieder.« 

S I C H E R H E I T S R A T - Erklärung des Präsi­
denten vom 24. Januar 1995 (UN-Dok. S/PRST/ 
1995/3) 

Im Anschluß an die am 24. Januar 1995 geführten 
Konsultationen des Sicherheitsrats gab der Rats­
präsident im Namen der Ratsmitglieder gegenüber 
den Medien die nachstehende Erklärung ab: 

»Die Mitglieder des Sicherheitsrats verurteilen 
nachdrücklich den terroristischen Angriff, der am 
vergangenen Sonntag, dem 22. Januar 1995, in 
Nordiya (Israel) stattgefunden hat und mit dem 
eindeutig danach getrachtet wurde, die Friedens­
bemühungen im Nahen Osten zu untergraben. 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats sprechen den 
Angehörigen der auf Grund der Explosionen ums 
Leben Gekommenen ihr Beileid aus, und wün­
schen den Verwundeten baldige Genesung. 
Die Mitglieder des Sicherheitsrats fordern alle Par­
teien auf, ihre Bemühungen zur Konsolidierung 
des Friedensprozesses fortzusetzen. Die Mitglie­
der des Sicherheitsrats sind der Auffassung, daß 
nur durch die Praxis des Dialogs, der Achtung und 
der Toleranz eine Verständigungsbasis gefunden 
werden kann.« 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Interimstruppe der Ver­
einten Nationen in Libanon (UNIFIL). - Reso­
lution 974(1995) vom 30. Januar 1995 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolutionen 425 

(1978) und 426(1978) vom 19. März 1978, 
501 (1982) vom 25. Februar 1982, 508(1982) 
vom 5. Juni 1982,509 (1982) vom 6. Juni 1982 
und 520(1982) vom 17. September 1982 sowie 
alle seine Resolutionen zur Situation in Liba­
non, 

- nach Prüfung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 23. Januar 1995 über die Inte­
rimstruppe der Vereinten Nationen in Libanon 
(S/1995/66) und Kenntnis nehmend von den 
darin getroffenen Feststellungen, 

- Kenntnis nehmend von dem Schreiben des 

Ständigen Vertreters Libanons bei den Verein­
ten Nationen an den Generalsekretär, datiert 
vom 16. Januar 1995 (S/1995/45), 

- dem Antrag der Regierung Libanons stattge­
bend, 

1. beschließt, das derzeitige Mandat der Interims­
truppe der Vereinten Nationen in Libanon um 
einen weiteren Interimszeitraum von sechs 
Monaten, das heißt bis zum 31. Juli 1995, zu 
verlängern; 

2. erklärt erneut, daß er nachdrücklich für die ter­
ritoriale Unversehrtheit, Souveränität und Un­
abhängigkeit Libanons innerhalb seiner inter­
national anerkannten Grenzen eintritt; 

3. unterstreicht erneut das Mandat und die allge­
meinen Anweisungen an die Truppe gemäß 
dem mit Resolution 426(1978) gebilligten Be­
richt des Generalsekretärs vom 19. März 1978 
(S/12611) und fordert alle Beteiligten auf, mit 
der Truppe im Hinblick auf die uneinge­
schränkte Wahrnehmung ihres Auftrags in 
vollem Umfang zusammenzuarbeiten; 

4. erklärt erneut, daß die Truppe ihren in den Re­
solutionen 425 ( 1978) und 426 ( 1978) sowie in 
allen anderen einschlägigen Resolutionen fest­
gelegten Auftrag uneingeschränkt wahrzuneh­
men hat; 

5. unterstützt den Generalsekretär in seiner Ab­
sicht, Rationalisierungs- und Einsparungsmög­
lichkeiten in den Bereichen Instandhaltung und 
logistische Unterstützung zu prüfen; 

6. ersucht den Generalsekretär, die Konsultatio­
nen mit der Regierung Libanons und den ande­
ren von der Durchführung dieser Resolution 
unmittelbar berührten Parteien fortzusetzen 
und dem Sicherheitsrat darüber Bericht zu er­
statten. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 30. Januar 1995 (UN-Dok. S/PRST/ 
1995/4) 

Im Anschluß an Konsultationen unter den Mitglie­
dern des Sicherheitsrats gab der Präsident des Ra­
tes auf der 3495. Sitzung am 30. Januar 1995 im 
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes 
>Die Situation im Nahen Osten< durch den Rat im 
Namen des Rates die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat den gemäß Resolution 
938(1994) vom 28. Juli 1994 vorgelegten Bericht 
des Generalsekretärs über die Interimstruppe der 
Vereinten Nationen in Libanon (UNIFIL) (S/ 
1995/66) mit Genugtuung zur Kenntnis genom­
men. 
Der Sicherheitsrat bekräftigt sein Eintreten für die 
volle Souveränität, Unabhängigkeit, territoriale 
Unversehrtheit und nationale Einheit Libanons in­
nerhalb seiner international anerkannten Grenzen. 
In diesem Zusammenhang erklärt der Rat, daß alle 
Staaten jede gegen die territoriale Unversehrtheit 
oder die politische Unabhängigkeit eines Staates 
gerichtete oder sonst mit den Zielen der Vereinten 
Nationen unvereinbare Androhung oder An­
wendung von Gewalt zu unterlassen haben. 
Anläßlich der vom Sicherheitsrat auf der Grundla­
ge der Resolution 425(1978) vorgenommenen 
Verlängerung des Mandats der UNIFIL um einen 
weiteren Interimszeitraum betont der Rat erneut 
die dringende Notwendigkeit, diese Resolution 
vollinhaltlich durchzuführen. Er bekundet erneut 
seine volle Unterstützung für das Übereinkommen 
von Taif und die anhaltenden Bemühungen der l i ­

banesischen Regierung um die Festigung des Frie­
dens, der nationalen Einheit und der Sicherheit in 
Libanon, während gleichzeitig der Wiederaufbau­
prozeß mit Erfolg vorangetrieben wird. Der Rat 
beglückwünscht die libanesische Regierung zu 
ihren erfolgreichen Bemühungen, ihre Herrschaft 
im Süden des Landes in voller Abstimmung mit 
der UNIFIL auszudehnen. 
Der Sicherheitsrat bringt seine Besorgnis über die 
in Südlibanon auch weiterhin andauernde Gewalt 
zum Ausdruck, beklagt den Tod von Zivilpersonen 
und bittet alle Parteien nachdrücklich, Zurückhal­
tung zu üben. 
Der Sicherheitsrat benutzt diesen Anlaß, dem 
Generalsekretär und seinen Mitarbeitern für die 
Bemühungen zu danken, die sie in dieser Hinsicht 
nach wie vor unternehmen, und spricht den Solda­
ten der UNIFIL und den truppenstellenden Län­
dern für ihre Opfer und ihr unter schwierigen Um­
ständen erfolgendes Eintreten für die Sache des 
Weltfriedens und der internationalen Sicherheit 
seine Anerkennung aus.« 

Somalia 

SICHERHEITSRAT - Mitteilung des Präsiden­
ten vom 21. Oktober 1994 (UN-Dok. S/1994/ 
1194) 

1. Bei den am 20. Oktober 1994 abgehaltenen 
Plenarkonsultationen haben die Mitglieder des Si­
cherheitsrats beschlossen, eine Mission nach So­
malia zu entsenden. 
2. Die Ratsmitglieder kamen überein, daß sich die 
Mission, welche am 24. Oktober 1994 nach Soma­
lia abreisen wird, aus den folgenden sieben Rats­
mitgliedern zusammensetzen wird: China, Frank­
reich, Neuseeland, Nigeria, Pakistan, Russische 
Föderation und Vereinigte Staaten von Amerika. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Verlänge­
rung des Mandats der Operation der Vereinten 
Nationen in Somalia (UNOSOM II). - Resolu­
tion 953(1994) vom 31. Oktober 1994 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolution 733(1992) 

vom 23. Januar 1992 und alle anderen ein­
schlägigen Resolutionen, 

- ferner unter Hinweis auf seine Resolution 
946(1994) vom 30. September 1994, in der er 
unter anderem seine Bereitschaft erklärt hat, 
die Möglichkeit zu erwägen, zu gegebener Zeit 
eine Mission des Rates nach Somalia zu ent­
senden, mit dem Auftrag, den somalischen po­
litischen Parteien die Auffassungen des Rates 
zur Situation in Somalia und zur künftigen Prä­
senz der Vereinten Nationen in diesem Land 
direkt mitzuteilen, 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 14. Oktober 1994 (S/1994/1166), 

- in Anbetracht seines im Verlauf der Konsulta­
tionen am 20. Oktober 1994 gefaßten Be­
schlusses, eine Mission nach Somalia zu ent­
senden (S/1994/1194), und in der Überzeu­
gung, daß er vor Abschluß der Überprüfung 
des Mandats der Operation der Vereinten Na­
tionen in Somalia (UNOSOM II) und vor einer 
Entscheidung über deren Zukunft den von die­
ser Missron erstellten Bericht prüfen sollte, 

1. beschließt, das Mandat der UNOSOM II um ei-

84 Vereinte Nationen 2/1995 



nen am 4. November 1994 endenden Interims­
zeitraum zu verlängern; 

2. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Letztmalige 
Verlängerung des Mandats der Operation der 
Vereinten Nationen in Somalia (UNOSOM II). 
- Resolution 954(1994) vom 4. November 
1994 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolution 733(1992) 

vom 23. Januar 1992 und alle anderen ein­
schlägigen Resolutionen, 

- mit Genugtuung über die Arbeit der Mission 
des Sicherheitsrats, die den politischen Partei­
en in Somalia die Auffassungen des Rates zur 
Situation in Somalia und zur Zukunft der Ver­
einten Nationen dort direkt mitgeteilt hat, 

- nach Behandlung der Berichte des Generalse­
kretärs vom 17. September 1994 (S/1994/ 
1068) und 14. Oktober 1994 (S/1994/1166) so­
wie des von der Mission des Sicherheitsrats in 
Somalia am 31. Oktober 1994 erstatteten 
mündlichen Berichts, 

- in Würdigung der Tausenden von Mitarbeitern 
der Operation der Vereinten Nationen in So­
malia (UNOSOM) und des Vereinten Eingreif­
verbands (UNITAF) sowie des humanitären 
Hilfspersonals, die in Somalia gedient haben, 
und insbesondere das Andenken derjenigen eh­
rend, die dabei ihr Leben gelassen haben, 

- feststellend, daß durch die Bemühungen der 
Vereinten Nationen und der internationalen 
Gemeinschaft Hunderttausende von Menschen 
in Somalia vor dem Hungertod gerettet werden 
konnten, 

- mit Lob für die Bemühungen der Sonderbeauf­
tragten des Generalsekretärs, die somalischen 
Parteien zusammenzubringen und so eine na­
tionale Aussöhnung herbeizuführen, 

- in Bekräftigung dessen, daß das Volk Somalias 
letztlich selbst die Verantwortung dafür trägt, 
nationale Aussöhnung und Frieden im Land 
herbeizuführen, 

- in der Überzeugung, daß im Hinblick auf die 
politische Aussöhnung nur ein tatsächlich alle 
Seiten einbindender Prozeß zu einer dauerhaf­
ten politischen Regelung und zum Wiederent­
stehen einer zivilen Gesellschaft in Somalia 
führen wird, 

- unter Hinweis darauf, daß Ende März 1995 der 
bereits vorgesehene Termin für die Beendi­
gung der derzeitigen Operation der Vereinten 
Nationen in Somalia (UNOSOM II) ist, 

- in der Erkenntnis, daß das Ausbleiben von 
Fortschritten im somalischen Friedensprozeß 
und bei der nationalen Aussöhnung, insbeson­
dere das Ausbleiben einer entsprechenden Zu­
sammenarbeit von Seiten der somalischen Par­
teien in Sicherheitsfragen, die Ziele der Ver­
einten Nationen in Somalia grundlegend in 
Frage gestellt hat und daß unter diesen Um­
ständen die Beibehaltung der UNOSOM I I 
über März 1995 hinaus nicht gerechtfertigt 
werden kann, 

- sowie in der Erkenntnis, daß das Auslaufen des 
Mandats der UNOSOM II Ende März 1995 den 
sicheren und geordneten schrittweisen Abbau 
des militärischen Anteils noch vor diesem Da­
tum impliziert, 
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- in Anbetracht dessen, daß alle somalischen 
Parteien im Verlauf der Mission des Rates in 
Somalia ihre Kooperation und Nichteinmi­
schung im Hinblick auf den Abzug zugesichert 
haben, 

- erneut hervorhebend, welche Bedeutung der 
Rat der Unversehrtheit und Sicherheit des Per­
sonals der Vereinten Nationen und des sonsti­
gen an humanitären Hilfseinsätzen und der 
Friedenssicherung beteiligten Personals in So­
malia beimißt, 

- in diesem Zusammenhang insbesondere die 
vorrangige Notwendigkeit unterstreichend, 
daß alle erdenklichen Maßnahmen ergriffen 
und Vorkehrungen getroffen werden, um si­
cherzustellen, daß die UNOSOM I I bei ihrem 
Abzug keine Verluste zu beklagen hat, 

- unter Betonung seiner Bereitschaft, den Gene­
ralsekretär zu ermutigen, die politische Rolle 
als Vermittler und Förderer in Somalia über 
März 1995 hinaus beizubehalten, wenn die So­
malier dies wollen und die somalischen Partei­
en bereit sind, mit den Vereinten Nationen zu­
sammenzuarbeiten, 

- daran interessiert, daß die Vereinten Nationen 
weiterhin mit den regionalen Organisationen, 
insbesondere der Organisation der Afrikani­
schen Einheit (OAU), der Liga der Arabischen 
Staaten und der Organisation der Islamischen 
Konferenz (OIC), sowie mit den Regierungen 
der Nachbarstaaten zusammenarbeiten, um die 
Aussöhnung in Somalia und das Wiederentste­
hen einer zivilen Gesellschaft in diesem Land 
zu fördern, 

- im Bewußtsein der Auswirkungen, welche die 
Situation in Somalia, insbesondere die Flücht­
lingsströme, auf die Nachbarstaaten gehabt hat, 

- sowie feststellend, daß die Vereinten Nationen 
ihr Bestes tun werden, um die humanitären Ak­
tivitäten in Somalia fortzuführen und die nicht­
staatlichen Organisationen ebenfalls dazu zu 
ermutigen, daß es jedoch nahezu ausschließ­
lich vom Grad der Kooperationsbereitschaft 
und den Sicherheitsgarantien der somalischen 
Parteien abhängen wird, inwieweit sie tatsäch­
lich dazu in der Lage sein werden, 

- im Vertrauen auf die Bereitschaft der Verein­
ten Nationen, weiterhin durch ihre verschiede­
nen Organisationen Unterstützung bei der Nor­
malisierung und beim Wiederaufbau zu ge­
währen, einschließlich Unterstützung für die 
Polizei und das Justizwesen, sollte sich die Si­
tuation in Somalia dergestalt entwickeln, daß 
dies machbar erscheint, 

- ferner feststellend, daß die humanitären Orga­
nisationen und nichtstaatlichen Organisationen 
Interesse daran gezeigt haben, mit den Verein­
ten Nationen nach dem Abzug der UNOSOM 
II im Rahmen von Übergangsregelungen für 
die gegenseitige Unterstützung zusammenzu­
arbeiten; 

- feststellend, daß die Situation in Somalia nach 
wie vor den Frieden und die Sicherheit gefähr­
det, und im Hinblick auf die außergewöhnli­
chen Umstände, insbesondere das Fehlen einer 
Regierung in Somalia, tätig werdend nach Ka­
pitel VII der Charta der Vereinten Nationen, 

1. beschließt, das Mandat der UNOSOM I I ein 
letztes Mal bis zum 31. März 1995 zu verlän­
gern; 

2. bekräftigt, daß es das Hauptziel der UNOSOM 
II bis zum Auslaufen ihres Mandats ist, die po­
litische Aussöhnung in Somalia zu erleichtern; 

3. begrüßt es, daß der Generalsekretär in Ziffer 23 
seines Berichts vom 14. Oktober 1994 seine 
Absicht bekundet hat, seinen Sonderbeauf­

tragten während des gesamten Mandatszeit­
raums der UNOSOM II und sogar danach wei­
ter damit zu betrauen, den somalischen Partei­
en bei der Herbeiführung der nationalen Aus­
söhnung behilflich zu sein; 

4. bittet alle somalischen Parteien nachdrücklich, 
so bald wie möglich eine wirksame Waffenru­
he und die Bildung einer Übergangsregierung 
der nationalen Einheit auszuhandeln; 

5. beschließt, daß alles unternommen werden 
soll, um vor Ablauf des derzeitigen Mandats 
der UNOSOM I I und ohne der unbedingten 
Notwendigkeit, die Sicherheit des Personals 
der UNOSOM II zu gewährleisten, Abbruch zu 
tun, alle Streitkräfte und das gesamte Wehrma­
terial der UNOSOM I I möglichst bald in Si­
cherheit und Ordnung nach den im Bericht des 
Generalsekretärs vom 14. Oktober 1994 
beschriebenen Modalitäten aus Somalia abzu­
ziehen; 

6. genehmigt, daß die Streitkräfte der UNOSOM 
II alle erforderlichen Maßnahmen ergreifen, 
um die UNOSOM II und den Abzug ihres Per­
sonals und Materials zu schützen und, soweit 
der Kommandeur dies im Rahmen des Abzugs 
für durchführbar und angebracht hält, das Per­
sonal der Hilfsorganisationen zu schützen; 

7. betont die Verantwortung der somalischen Par­
teien für die Sicherheit und Unversehrtheit der 
UNOSOM I I und des sonstigen an huma­
nitären Hilfsmaßnahmen beteiligten Personals 
und verlangt in diesem Zusammenhang nach­
drücklich, daß alle Parteien in Somalia von jeg­
licher Einschüchterung oder Gewalttätigkeit 
gegen dieses Personal Abstand nehmen; 

8. ersucht die Mitgliedstaaten, bei dem Abzug al­
ler Streitkräfte und des gesamten Wehrmateri­
als der UNOSOM I I , einschließlich Fahrzeuge, 
Waffen und sonstiges Gerät, Unterstützung zu 
gewähren; 

9. ersucht den Generalsekretär, den Rat über den 
Fortgang des Abzugsprozesses unterrichtet zu 
halten; 

10. bittet die Organisation der Afrikanischen Ein­
heit, die Liga der Arabischen Staaten und die 
Organisation der Islamischen Konferenz, ihre 
Bemühungen um einen dauerhaften Frieden in 
Somalia in Zusammenarbeit mit den Vereinten 
Nationen fortzusetzen; 

11. ruft alle Mitgliedstaaten auf, insbesondere die 
Nachbarstaaten, weiterhin alle somalischen 
Bemühungen um echten Frieden und nationale 
Aussöhnung zu unterstützen und von allen 
Handlungen Abstand zu nehmen, welche die 
Konfliktsituation in Somalia verschärfen könn­
ten; 

12. unterstreicht die Notwendigkeit der Einhaltung 
und strengen Überwachung des in Ziffer 5 der 
Resolution 733(1992) beschlossenen allgemei­
nen und vollständigen Embargos für alle Liefe­
rungen von Waffen und militärischem Gerät 
nach Somalia und ersucht diesbezüglich den 
mit Resolution 751(1992) vom 24. April 1992 
eingerichteten Ausschuß, sein in Ziffer 11 der 
genannten Resolution beschriebenes Mandat 
wahrzunehmen und namentlich die Nachbar­
staaten um ihre Zusammenarbeit bei der wirk­
samen Anwendung dieses Embargos zu bitten; 

13. ersucht ferner den Generalsekretär, die Situati­
on in Somalia weiterhin zu überwachen und 
den Sicherheitsrat so weit wie möglich unter­
richtet zu halten, insbesondere über Entwick­
lungen in bezug auf die humanitäre Situation, 
die Sicherheitssituation des humanitären Per­
sonals in Somalia, die Rückführung der Flücht­
linge und die Auswirkungen auf die Nachbar-

85 



Staaten, und dem Sicherheitsrat vor dem 
31. März 1995 über die Lage in Somalia Be­
richt zu erstatten und ihm Vorschläge darüber 
zu unterbreiten, welche Rolle die Vereinten 
Nationen in Somalia nach diesem Datum spie­
len könnten; 

14. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Tadschikistan 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 22. September 1994 (UN-Dok.S/PRST/ 
1994/56) 

Auf der 3427. Sitzung des Sicherheitsrats am 22. 
September 1994 gab der Präsident des Sicherheits­
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des 
Punktes >Die Situation in Tadschikistan und ent­
lang der tadschikisch-afghanischen Grenze* durch 
den Rat im Namen des Rates die folgende Er­
klärung ab: 

»Der Sicherheitsrat begrüßt die Vereinbarung über 
eine vorläufige Waffenruhe, die von den Vertre­
tern der Regierung Tadschikistans und der tadschi­
kischen Opposition am 17. September 1994 in Te­
heran unterzeichnet wurde (S/1994/1080, An­
hang), unter Inanspruchnahme der Guten Dienste 
des Sonderabgesandten des Generalsekretärs und 
mit Unterstützung der Vertreter der Islamischen 
Republik Iran, der Russischen Föderation und an­
derer Länder, die als Beobachter an den innertad-
schikischen Gesprächen teilnehmen. Die Parteien 
haben der vorläufigen Einstellung aller feindseli­
gen Handlungen an der tadschikisch-afghanischen 
Grenze und im Inneren Tadschikistans mit Unter­
stützung der Militärbeobachter der Vereinten Na­
tionen zugestimmt. Der Rat verleiht der Hoffnung 
Ausdruck, daß die dritte Runde der innertadschiki-
schen Gespräche in Islamabad die Fortschritte in 
Richtung auf eine politische Regelung weiter kon­
solidieren wird. 
Der Sicherheitsrat bekräftigt seine volle Unterstüt­
zung für die Bemühungen des Generalsekretärs 
und seines Sonderabgesandten zur Förderung des 
politischen Dialogs zwischen der Regierung Tad­
schikistans und der tadschikischen Opposition mit 
dem Ziel, die nationale Aussöhnung herbeizu­
führen. 
Der Sicherheitsrat nimmt davon Kenntnis, daß die 
Parteien sich mit einem Ersuchen um die Unter­
stützung der Vereinten Nationen für diese Verein­
barung an den Rat gewandt haben. Er bittet den 
Generalsekretär, umgehend seine Ansichten und 
Empfehlungen hinsichtlich dieses Ersuchens und 
anderer Aspekte der Durchführung der Vereinba­
rung vorzulegen. 
Der Rat betont, daß es wichtig ist, daß die Parteien 
die von ihnen eingegangenen Verpflichtungen er­
füllen, und unterstreicht in diesem Zusammenhang 
die Notwendigkeit, die Waffenruhe und die Ein­
stellung jeglicher feindseligen Handlungen strikt 
zu beachten.« 

SICHERHEITSRAT - Erklärung der Präsidentin 
vom 8. November 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/65) 

Auf der 3452. Sitzung des Sicherheitsrats am 

8. November 1994 gab die Präsidentin des Sicher­
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Punktes >Die Situation in Tadschikistan und 
entlang der tadschikisch-afghanischen Grenze* 
durch den Rat im Namen des Rates die folgende 
Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat vermerkt mit Genugtuung, daß 
sich die Parteien im Laufe der dritten Runde der 
innertadschikischen Gespräche, die vom 20. bis 
31. Oktober 1994 in Islamabad abgehalten wurde, 
darauf geeinigt haben, die Vereinbarung vom 
17. September 1994 über eine für die Dauer der 
Gespräche geltende vorläufige Waffenruhe und 
die Einstellung anderer feindseliger Handlungen 
an der tadschikisch-afghanischen Grenze und im 
Innern des Landes bis zum 6. Februar 1995 zu ver­
längern, und daß sie das Protokoll der Gemeinsa­
men Kommission für die Durchführung der Ver­
einbarung unterzeichnet haben. Diese Vereinba­
rungen wurden dank der Guten Dienste des Son­
derabgesandten des Generalsekretärs und mit Un­
terstützung der Vertreter der Islamischen Republik 
Iran, der Islamischen Republik Pakistan, der Rus­
sischen Föderation und anderer Länder sowie der 
Konferenz über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa und der Organisation der Islamischen Kon­
ferenz erzielt, die den innertadschikischen Ge­
sprächen als Beobachter beiwohnten. 
Der Rat vermerkt ferner mit Genugtuung, daß sich 
die Parteien erneut darauf verpflichtet haben, den 
Konflikt ausschließlich mit politischen Mitteln 
beizulegen, und daß sie sich darauf geeinigt haben, 
die nächste Gesprächsrunde Anfang Dezember 
1994 in Moskau abzuhalten. 
Der Rat unterstreicht, wie wichtig es ist, daß die 
Parteien die von ihnen eingegangenen Verpflich­
tungen, namentlich in bezug auf den Austausch 
von Gefangenen, vollinhaltlich und rechtzeitig er­
füllen. Er unterstreicht insbesondere die Notwen­
digkeit der strikten Einhaltung der Waffenruhe 
und der Einstellung sämtlicher feindseliger Hand­
lungen. 

Der Rat bittet die Parteien, alle erforderlichen An­
strengungen zu unternehmen, um während der 
nächsten Runde der innertadschikischen Ge­
spräche weitere maßgebliche Fortschritte zu erzie­
len. Er fordert sie auf, zu diesem Zweck weiter mit 
dem Sonderabgesandten des Generalsekretärs 
zusammenzuarbeiten. 
Der Sicherheitsrat bekräftigt seine Unterstützung 
für die Bemühungen, die der Generalsekretär und 
sein Sonderabgesandter unternehmen, um den 
politischen Dialog zwischen der Regierung 
Tadschikistans und der tadschikischen Oppo­
sition zur Herbeiführung der nationalen Aus­
söhnung zu erleichtern. Er vermerkt mit Genug­
tuung, daß die Parteien eine Gemeinsame Kom­
mission zur Überwachung der Durchführung der 
Vereinbarung vom 17. September eingesetzt 
haben, und ersucht den Generalsekretär, so bald 
wie möglich seine Ansichten und Empfehlungen 
hinsichtlich der Frage vorzulegen, welche Rolle 
die Vereinten Nationen bei der Unterstützung der 
praktischen Durchführung der erzielten Verein­
barungen übernehmen könnten, insbesondere 
auch hinsichtlich möglicher Auswirkungen auf 
die derzeitige Mission der Vereinten Nationen in 
Tadschikistan. 
Der Rat fordert die internationale Gemeinschaft 
und insbesondere die Staaten der Region auf, die 
Konsolidierung der im Lauf der innertadschiki­
schen Gespräche erzielten Fortschritte auf dem 
Weg zur nationalen Aussöhnung nach besten Kräf­
ten zu unterstützen und alles zu unterlassen, was 
den Friedensprozeß komplizieren könnte.« 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Einrichtung 
der Beobachtermission der Vereinten Nationen 
in Tadschikistan (UNMOT). - Resolution 
968(1994) vom 16. Dezember 1994 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf die Erklärungen des Präsi­

denten des Sicherheitsrats vom 30. Oktober 
1992 (S/24742), vom 23. August 1993 
(S/26341), vom 22. September 1994 
(S/PRST/1994/56) und vom 8. November 
1994(S/PRST/1994/65), 

- nach Behandlung der Berichte des Generalse­
kretärs vom 27. September 1994 (S/1994/ 
1102) und vom 30. November 1994 (S/1994/ 
1363), 

- mit Genugtuung über die im Laufe der dritten 
Runde der innertadschikischen Gespräche in 
Islamabdad zwischen der Regierung Tadschi­
kistans und der tadschikischen Opposition er­
zielte Einigung, die am 17. September 1994 in 
Teheran unterzeichnete Vereinbarung über ei­
ne vorläufige Waffenruhe und die Einstellung 
anderer feindseliger Handlungen an der tad­
schikisch-afghanischen Grenze und im Innern 
des Landes für die Dauer der Gespräche 
(S/1994/1102, Anhang 1) bis zum 6. Februar 
1995 zu verlängern, 

- sowie mit Genugtuung über die Unterzeich­
nung des Protokolls über die Gemeinsame 
Kommission für die Durchführung der Verein­
barung vom 17. September 1994 (S/1994/ 
1253, Anhang), 

- mit Lob für die Bemühungen des Generalse­
kretärs und seines Sonderabgesandten sowie 
der Länder und der Regionalorganisationen, 
die bei den innertadschikischen Gesprächen als 
Beobachter fungiert und zur Herbeiführung 
dieser Vereinbarungen beigetragen haben, 

- betonend, daß die tadschikischen Parteien 
selbst die Hauptverantwortung für die Beile­
gung ihrer Meinungsverschiedenheiten tragen 
und daß die in dieser Resolution vorgesehene 
internationale Unterstützung mit dem Prozeß 
der nationalen Aussöhnung einhergehen muß, 
einschließlich unter anderem der Abhaltung 
von freien und fairen Wahlen und sonstiger 
vertrauensbildender Maßnahmen durch die 
Parteien, 

- mit Genugtuung darüber, daß die Parteien ihre 
Entschlossenheit bekräftigt haben, den Kon­
flikt ausschließlich mit politischen Mitteln zu 
lösen, 

- betonend, wie wichtig es ist, daß während der 
vierten Runde der innertadschikischen Ge­
spräche in Moskau weitere maßgebliche Fort­
schritte erzielt werden, 

- unter Hinweis auf die an den Generalsekretär 
gerichteten Erklärungen der Minister für aus­
wärtige Angelegenheiten Kasachstans, Kirgi­
sistans, der Russischen Föderation, Tadschiki­
stans und Usbekistans vom 24. August und 30. 
September 1993 (S/26357 und S/26610), 

- in wohlwollender Anerkennung der Bereit­
schaft der Gemeinsamen Friedenstruppen der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten in Tad­
schikistan, gemeinsam mit den Beobachtern 
der Vereinten Nationen bei der Aufrechterhal­
tung der Waffenruhe behilflich zu sein, wie aus 
einer gemeinsamen Erklärung der Minister für 
auswärtige Angelegenheiten Kasachstans, Kir­
gisistans, der Russischen Föderation und Usbe­
kistans vom 13. Oktober 1994 (S/1994/1178) 
hervorgeht, 

- betonend, wie wichtig eine enge Absprache 
zwischen der Beobachtermission der Vereinten 
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Nationen einerseits und den Gemeinsamen 
Friedenstruppen der Gemeinschaft Unabhängi­
ger Staaten in Tadschikistan sowie den Grenz­
streitkräften andererseits ist, 

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom 
30. November 1994 (S/1994/1363); 

2. beschließt, eine Beobachtermission der Ver­
einten Nationen in Tadschikistan (UNMOT) 
im Einklang mit dem vom Generalsekretär in 
dem genannten Bericht ausgeführten Plan ein­
zurichten, mit folgendem Auftrag: 
a) die Gemeinsame Kommission bei der 

Überwachung der Durchführung der Ver­
einbarung vom 17. September 1994 zu un­
terstützen; 

b) Berichten Uber Verletzungen der Waffen­
ruhe nachzugehen und den Vereinten Na­
tionen und der Gemeinsamen Kommission 
darüber Bericht zu erstatten; 

c) wie in der Vereinbarung vom 17. Septem­
ber 1994 festgelegt, ihre Guten Dienste zur 
Verfügung zu stellen; 

d) enge Kontakte zu den Konfliktparteien so­
wie enge Verbindung mit der Mission der 
KSZE in Tadschikistan und den Gemeinsa­
men Friedenstruppen der Gemeinschaft 
Unabhängiger Staaten in Tadschikistan so­
wie mit den Grenzstreitkräften zu wahren; 

e) die Bemühungen des Sonderabgesandten 
des Generalsekretärs zu unterstützen; 

f) politische Verbindungs- und Koordinie­
rungsdienste zu leisten, die eine rasche hu­
manitäre Hilfe durch die internationale Ge­
meinschaft erleichtern könnten; 

3. beschließt, daß die Mission für einen Zeitraum 
von bis zu sechs Monaten eingerichtet wird, 
mit der Maßgabe, daß sie nur dann über den 6. 
Februar 1995 hinaus weitergeführt wird, falls 
der Generalsekretär dem Rat bis zu diesem 
Zeitpunkt berichtet, daß die Parteien überein­
gekommen sind, die Vereinbarung vom 17. 
September 1994 zu verlängern, und daß sie 
sich weiter auf eine wirksame Waffenruhe, die 
nationale Aussöhnung und die Förderung der 
Demokratie verpflichten, 

4. ersucht den Generalsekretär, in den in Ziffer 3 
vorgesehenen Bericht eine Darstellung der bis 
zu dem genannten Zeitpunkt geleisteten Arbeit 
der Mission aufzunehmen und danach alle 
zwei Monate Berichte über diese Arbeit und 
die in Richtung auf die nationale Aussöhnung 
erzielten Fortschritte vorzulegen; 

5. ersucht den Generalsekretär außerdem, unter 
Einsatz der Guten Dienste seines Sonderabge­
sandten die Bemühungen um die Beschleuni­
gung von Fortschritten bei der nationalen Aus­
söhnung weiter zu verfolgen; 

6. fordert die Parteien auf, mit der Mission voll zu 
kooperieren und die Sicherheit und die Bewe­
gungsfreiheit des Personals der Vereinten Na­
tionen zu gewährleisten; 

7. fordert die Regierung Tadschikistans auf, mit 
den Vereinten Nationen rasch eine Vereinba­
rung über die Rechtsstellung der Mission zu 
schließen, und ersucht den Generalsekretär, in 
seinem Bericht nach Ziffer 3 den Sicherheitsrat 
diesbezüglich in Kenntnis zu setzen; 

8. ruft die Parteien auf, ihre Anstrengungen zu 
verdoppeln, um so bald wie möglich eine um­
fassende politische Regelung des Konflikts zu 
erreichen und mit dem Sonderabgesandten des 
Generalsekretärs in dieser Hinsicht voll zusam­
menzuarbeiten; 

9. bittet die Parteien nachdrücklich, die von ihnen 
eingegangenen Verpflichtungen zur vollen 
Durchführung der Vereinbarung vom 17. Sep­

tember 1994 genauestens zu erfüllen und alles 
zu unterlassen, was die derzeitige Lage ver­
schlechtern oder den Prozeß der nationalen 
Aussöhnung verhindern könnte; 

10. begrüßt die am 12. November 1994 in Khorog 
erfolgte Freilassung der Inhaftierten und 
Kriegsgefangenen und fordert von den Parteien 
weitere vertrauensbildende Maßnahmen dieser 
Art sowie ungehinderten Zugang für das Inter­
nationale Komitee vom Roten Kreuz (IKRK) 
zu allen Personen, die von sämtlichen Parteien 
im Zusammenhang mit diesem bewaffneten 
Konflikt gefangengehalten werden; 

11. bittet alle Staaten und anderen Beteiligten 
nachdrücklich, den Prozeß der nationalen Aus­
söhnung zu erleichtern und alles zu unterlas­
sen, was den Friedensprozeß komplizieren 
könnte; 

12. begrüßt die bereits geleistete humanitäre Hilfe 
und fordert die Mitgliedstaaten zu größeren 
Beiträgen für die humanitären Hilfsmaßnah­
men der Vereinten Nationen und anderer inter­
nationaler Organisationen auf; 

13. ersucht den Generalsekretär um die Einrich­
tung eines freiwilligen Fonds für Beiträge zur 
Unterstützung der Durchführung der Vereinba­
rung vom 17. September 1994 über eine vor­
läufige Waffenruhe und die Einstellung ande­
rer feindseliger Handlungen an der tadschi­
kisch-afghanischen Grenze und im Innern des 
Landes für die Dauer der Gespräche, insbeson­
dere zur Unterstützung der Tätigkeit der Ge­
meinsamen Kommission, und ermutigt die 
Mitgliedstaaten, zu diesem Fonds beizutragen; 

14. beschließt, mit der Angelegenheit aktiv befaßt 
zu bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Treuhandschaft 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Außerkraft­
treten des Treuhandabkommens für Palau. -
Resolution 956(1994) vom 10. November 
1994 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf Kapitel XII der Charta der 

Vereinten Nationen, durch das ein inter­
nationales Treuhandsystem errichtet wurde, 

- im Bewußtsein der ihm mit Artikel 83 Absatz 1 
der Charta übertragenen Verantwortung in be­
zug auf strategische Zonen, 

- unter Hinweis auf seine Resolution 21(1947) 
vom 2. April 1947, mit der er das Treuhand­
abkommen für die ehemaligen Japanischen 
Mandatsinseln billigte, die seitdem als das 
Treuhandgebiet Pazifikinseln bezeichnet wer­
den, 

- in Anbetracht dessen, daß in dem Treuhandab­
kommen die Vereinigten Staaten von Amerika 
zur Verwaltungsmacht des Treuhandgebiets 
bestellt wurden, 

- eingedenk dessen, daß der Artikel 6 des Treu­
handabkommens im Einklang mit Artikel 76 
der Charta die Verwaltungsmacht unter ande­
rem verpflichtete, die Entwicklung der Ein­
wohner des Treuhandgebiets zur Selbstregie­
rung oder Unabhängigkeit so zu fördern, wie es 
den besonderen Verhältnissen des Treuhand­
gebiets und seiner Bevölkerung sowie deren 
frei geäußerten Wünschen entspricht, 

- in Kenntnis dessen, daß mit diesem Ziel 1969 

Verhandlungen zwischen der Verwaltungs­
macht und Vertretern des Treuhandgebiets be­
gannen, die im Fall Palaus zum Abschluß eines 
Vertrages über die freie Assoziierung führten, 

- in der Gewißheit, daß das Volk Palaus mit der 
Billigung seines neuen Statusabkommens in ei­
ner Volksabstimmung, die von einer Besuchs­
delegation des Treuhandrats beobachtet wurde, 
sein Recht auf Selbstbestimmung frei ausgeübt 
hat und daß in Ergänzung zu dieser Volksab­
stimmung die ordnungsgemäß konstituierte 
Legislative Palaus eine Entschließung zur Bil­
ligung des neuen Statusabkommens verab­
schiedet und so frei ihren Wunsch zum Aus­
druck gebracht hat, den Status Palaus als Treu­
handgebiet zu beenden, 

- in Kenntnisnahme der Resolution 2199(LXI) 
des Treuhandrats vom 25. Mai 1994, 

> stellt fest, daß angesichts des Inkrafttretens des 
neuen Statusabkommens für Palau am 1. Okto­
ber 1994 die Ziele des Treuhandabkommens 
voll erreicht worden sind und daß das Treu­
handabkommen für Palau außer Kraft getreten 
ist. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

UN-Mitgliedschaft 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Aufnahme 
von Palau in die Vereinten Nationen. - Resolu­
tion 963(1994) vom 29. November 1994 

Der Sicherheitsrat, 
- nach Prüfung des Antrags der Republik Palau 

auf Aufnahme in die Vereinten Nationen 
(S/1994/1315), 

> empfiehlt der Generalversammlung, die Repu­
blik Palau als Mitglied in die Vereinten Natio­
nen aufzunehmen. 

Abstimmungsergebnis: Ohne förmliche Abstim­
mung angenommen. 

SICHERHEITSRAT - Erklärung der Präsidentin 
vom 29. November 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/73) 

Auf der 3469. Sitzung des Sicherheitsrats am 29. 
November 1994 gab die Präsidentin des Sicher­
heitsrats im Zusammenhang mit der Behandlung 
des Punktes >Aufnahme neuer Mitglieder durch 
den Rat im Namen des Rates die folgende Er­
klärung ab: 

»In meiner Eigenschaft als Präsidentin des Sicher­
heitsrats und im Namen der Ratsmitglieder möch­
te ich die historische Bedeutung der soeben 
verabschiedeten Resolution hervorheben, in der 
die Aufnahme der Republik Palau als Mitglied in 
die Vereinten Nationen empfohlen wird. 
Diese Resolution stellt den Höhepunkt jahrzehnte­
langer Bemühungen dar, den Treuhandgebieten in 
verschiedenen Teilen der Welt die Selbstbestim­
mung zu bringen. Der Erfolg dieser Bemühungen 
hat es den Völkern der Treuhandgebiete ermög­
licht, ihr Geschick selbst in die Hand zu nehmen 
und den ihnen gebührenden Platz in der Gemein­
schaft der Nationen einzunehmen. 
Diese Resolution erinnert uns außerdem an die Be­
deutung, welche der Grundsatz der Universalität 
für die Vereinten Nationen besitzt, der Grundlage, 
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von der aus alle ­ großen und kleinen ­ Staaten zu 
unserem gemeinsamen Ziel, der Schaffung einer in 
Frieden und Wohlstand lebenden internationalen 
Gemeinschaft, beitragen. 
Als Mitglied der Vereinten Nationen wird die Re­

publik Palau bei der Umsetzung dieses Grundsat­

zes in die Praxis behilflich sein, und zur Verwirkli­

chung der Ziele unserer Organisation ihren eige­

nen wichtigen Beitrag leisten. 
Im Namen der Mitglieder des Sicherheitsrats be­

glückwünsche ich die Republik Palau zu dem Be­

schluß des Rates, der Generalversammlung ihre 
Aufnahme als Mitglied in die Vereinten Nationen 
zu empfehlen.« 

Westsahara 

SICHERHEITSRAT ­ Erklärung des Präsidenten 
vom 29. Juli 1994 (UN­Dok. S/PRST/1994/39) 

Auf der 3411. Sitzung des Sicherheitsrats am 29. 
Juli 1994 gab der Präsident des Sicherheitsrats im 
Zusammenhang mit der Behandlung des Punktes 
>Die Situation betreffend Westsahara< durch den 
Rat im Namen des Rates die folgende Erklärung 
ab: 

»Der Sicherheitsrat nimmt mit Befriedigung 
Kenntnis von dem Bericht des Generalsekretärs 
vom 12. Juli 1994 (S/1994/819) über die Situation 
betreffend Westsahara sowie von dem mündlichen 
Bericht des Sekretariats vom 28. Juli 1994. Er be­

grüßt die Fortschritte, die in bezug auf die im Be­

richt des Generalsekretärs angesprochenen Fragen 
bislang auf dem Wege zur Durchführung des Re­

gelungsplans in Übereinstimmung mit den ein­

schlägigen Resolutionen des Rates erzielt worden 
sind. Er lobt insbesondere die Arbeit der Identifi­

zierungskommission und die Bemühungen des 
Stellvertretenden Sonderbeauftragten gemäß Re­

solution 907 (1994) vom 29. März 1994. 
Der Sicherheitsrat stellt fest, daß der Generalse­

kretär in Anbetracht der bei der Wählerregistrie­

rung aufgetretenen Verzögerungen einen revidier­

ten Zeitplan vorgeschlagen hat, der die Abhaltung 
des Selbstbestimmungsreferendums des Volkes 
von Westsahara am 14. Februar 1995 vorsieht. Er 
sieht dem Ende August 1994 zu unterbreitenden 
nächsten Bericht des Generalsekretärs mit Interes­

se entgegen und hofft, auf dieser Grundlage die 
entsprechenden Beschlüsse über die Abhaltung 
und Terminierung des Referendums fassen zu kön­

nen. Zwischenzeitlich begrüßt er die Absicht der 
Identifizierungskommission, den 31. August 1994 
als Frist für den Eingang der Anträge auf Eintra­

gung in die Wählerverzeichnisse festzulegen. 
Der Sicherheitsrat begrüßt den von den Parteien 
bislang gezeigten guten Willen und bittet sie nach­

drücklich, weiterhin mit dem Generalsekretär und 
der MINURSO zusammenzuarbeiten, um die 
möglichst baldige Durchführung des Regelungs­

plans sicherzustellen.« 

SICHERHEITSRAT ­ Erklärung der Präsidentin 
vom 15. November 1994 (UN­Dok. S/PRST/ 
1994/67) 

Auf der 3457. Sitzung des Sicherheitsrats am 
15. November 1994 gab die Präsidentin des Si­

cherheitsrats im Zusammenhang mit der Behand­

lung des Punktes >Die Situation betreffend West­

sahara< durch den Rat im Namen des Rates die fol­

gende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat nimmt Kenntnis von dem Be­

richt des Generalsekretärs vom 5. November 1994 
(S/1994/1257). Er teilt die Ansicht des Generalse­

kretärs, daß der am 28. August 1994 wie vereinbart 
in Gegenwart von Beobachtern begonnene Prozeß 
der Identifizierung und Registrierung der in Be­

tracht kommenden Wähler einen wesentlichen 
Schritt auf dem Weg zur Erfüllung des Mandats 
der Vereinten Nationen in Westsahara darstellt. 
Der Sicherheitsrat fordert die beiden Parteien auf, 
mit dem Generalsekretär und der MINURSO bei 
ihren Bemühungen, den Regelungsplan im Ein­

klang mit den einschlägigen Resolutionen des Ra­

tes so bald wie möglich umzusetzen, weiter zu­

sammenzuarbeiten. 
Der Sicherheitsrat ist jedoch besorgt über das 
langsame Voranschreiten des Identifizierungspro­

zesses, insbesondere über die Tatsache, daß bis­

lang nur ein sehr kleiner Prozentsatz der mögli­

chen Wähler identifiziert und befragt worden ist. 
Obschon der Rat sich der auftretenden Schwierig­

keiten bewußt ist, so unter anderem, daß eine große 
Anzahl von Anträgen zu behandeln ist, die erst in 
letzter Minute eingegangen sind, fordert er die bei­

den Parteien dennoch auf, alles zu tun, um die Ar­

beit der MINURSO zu erleichtern, und drängt auf 
die frühestmögliche Entsendung des von der Ge­

neralversammlung (Resolution 48/250 В vom 
13. Juli 1994) bereits bewilligten Personals der 
Identifizierungskommission, damit sich der Pro­

zeß beschleunigt. 
Der Sicherheitsrat begrüßt den Beschluß des Ge­

neralsekretärs, im weiteren Verlauf dieses Monats 
in die Region zu reisen, und hofft, daß er bei dieser 
Gelegenheit über wesentliche Fortschritte auf dem 
Weg zur Durchführung des Regelungsplans und 
zur Abhaltung des nunmehr schon lange überfälli­

gen Referendums Bericht erstatten können wird. 
Der Rat erwartet mit Interesse seinen Bericht im 
Anschluß an diese Reise sowie an den Bericht der 
technischen Gruppe, die damit beauftragt worden 
ist, die logistischen und sonstigen Erfordernisse 
für eine mögliche Dislozierung der MINURSO in 
ihrer vollen Personalstärke erneut zu prüfen. Auf 
der Grundlage dieses Berichts, einschließlich der 
Informationen über die bei der Arbeit der Identifi­

zierungskommission erzielten Fortschritte sowie 
sonstiger Aspekte, die für die Erfüllung des Rege­

lungsplans von Bedeutung sind, hofft der Rat, in 
der Lage zu sein, die entsprechenden Beschlüsse 
über die Organisation und die Terminierung des 
Referendums zu treffen. Der Rat ist dabei der 
nachdrücklichen Auffassung, daß es bei der Ab­

haltung eines freien, fairen und unparteiischen Re­

ferendums für die Selbstbestimmung des Volkes 
von Westsahara im Einklang mit dem Regelungs­

plan keine weiteren ungebührlichen Verzögerun­

gen geben darf.« 

S I C H E R H E I T S R A T ­ Gegenstand: Selbstbe­

stimmungsreferendum in Westsahara. ­ Reso­

lution 973(1995) vom 13. Januar 1995 

Der Sicherheitsrat, 
­ in Bekräftigung seiner Resolutionen 621 

(1988) vom 20. September 1988, 658 (1990) 
vom 27. Juni 1990, 690 (1991) vom 29. April 
1991,725 ( 1991 ) vom 31. Dezember 1991, 809 
(1993) vom 2. März 1993 und 907 (1994) vom 
29. März 1994, 

­ unter Hinweis auf die Erklärungen des Präsi­

denten des Sicherheitsrats vom 29. Juli 1994 
(S/PRST/1994/39) und 15. November 1994 
(S/PRST/1994/67), 

­ nach Behandlung des Berichts des Generalse­

kretärs vom 14. Dezember 1994 (S/1994/ 
1420), 

­ mit Genugtuung über die vom Generalsekretär 
während seines Besuchs in der Region vom 
25. bis 29. November 1994 unternommenen 
Bemühungen, 

­ entschlossen, eine gerechte und dauerhafte Lö­

sung der Westsaharafrage zu erzielen, 
­ mit der nachdrücklichen Aufforderung an die 

beiden Parteien, mit dem Generalsekretär und 
der Mission der Vereinten Nationen für das Re­

ferendum in Westsahara (MINURSO) im Hin­

blick auf eine rasche und vollinhaltliche 
Durchführung des Regelungsplans zusammen­

zuarbeiten, 
­ feststellend, daß nach Auffassung des General­

sekretärs die Identifizierung und die Registrie­

rung nur dann in einem vertretbaren Zeitraum 
abgeschlossen werden können, wenn der Per­

sonalbestand und die sonstigen Ressourcen er­

heblich verstärkt werden, 
­ mit Besorgnis feststellend, daß bei der Durch­

führung des Regelungsplans Verzögerungen 
aufgetreten sind und daß der Rat unter diesen 
Umständen das Mandat der MINURSO 
regelmäßig überprüfen muß, wie er dies auch 
in bezug auf andere Einsätze der Vereinten Na­

tionen tut, 
1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom 

14. Dezember 1994 über die Situation betref­

fend Westsahara; 
2. erklärt erneut, daß er entschlossen ist, ohne 

weitere Verzögerungen ein freies, faires und 
unparteiisches Selbstbestimmungsreferendum 
des Volkes von Westsahara im Einklang mit 
dem von beiden Parteien akzeptierten Rege­

lungsplan durchzuführen; 
3. fordert die beiden Parteien auf, mit dem Gene­

ralsekretär und der MINURSO bei ihren 
Bemühungen, den Regelungsplan im Einklang 
mit den einschlägigen Resolutionen des Si­

cherheitsrats und im Rahmen des in den Zif­

fern 21 und 22 des Berichts des Generalse­

kretärs enthaltenen Zeitplans durchzuführen, 
uneingeschränkt zusammenzuarbeiten; 

4. begrüßt die Tatsache, daß die Wähleridentifi­

zierung begonnen hat ­ und wenn auch lang­

sam ­ weitergeht, und spricht der MINURSO 
für die bisher erzielten Fortschritte seine Aner­

kennung aus; 
5. genehmigt die in den Ziffern 17 bis 19 des Be­

richts des Generalsekretärs vorgeschlagene Er­

weiterung der MINURSO und verleiht der 
Hoffnung Ausdruck, daß alles getan werden 
wird, um die Beobachter, die für den terminge­

rechten Abschluß des Identifizierungsprozes­

ses im Einklang mit dem Regelungsplan erfor­

derlich sind, zum Einsatz zu bringen; 
6. ersucht den Generalsekretär, ihm bis zum 

31. März 1995 Bericht zu erstatten, um die 
Vorkehrungen betreffend die Logistik, das Per­

sonal und die sonstigen Ressourcen zu bestäti­

gen, die für den Einsatz der MINURSO in voll­

er Stärke notwendig sind, sowie um ihm seine 
endgültigen Pläne für die Durchführung aller 
Teile des Regelungsplans und die Reaktionen 
der Parteien auf seine Vorschläge betreffend 
die Erfüllung des Auftrags der Vereinten Na­

tionen in Westsahara darzustellen; 
7. ermutigt den Generalsekretär, auch weiterhin 

alles in seinen Kräften Stehende zu tun, um ei­

ne günstige Atmosphäre für die rasche und 
wirksame Durchführung des Regelungsplans 
zu schaffen; 

8. geht davon aus, daß er auf der Grundlage des in 
Ziffer 6 erbetenen Berichts in der Lage sein 
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wird, den 1. Juni 1995 als Tag des Beginns des 
Übergangszeitraums zu bestätigen, der zur 
Durchführung des Referendums im Oktober 
1995 und kurze Zeit danach zum erfolgreichen 
Abschluß der Mission im Einklang mit dem 
Regelungsplan führen soll; 

9. beschließt, daß das Mandat der MINURSO bis 
zum 31. Mai 1995 verlängert werden soll; 

10. beschließt außerdem, die mögliche Verlänge­
rung des Mandats der MINURSO über den 
31. Mai 1995 hinaus auf der Grundlage eines 
weiteren Berichts des Generalsekretärs und im 
Lichte der Fortschritte auf dem Wege zur 
Durchführung des Referendums und des Rege­
lungsplans zu prüfen; 

11. ersucht den Generalsekretär, den Sicherheitsrat 
über die weiteren Entwicklungen bei der 
Durchführung des Regelungsplans betreffend 
Westsahara in diesem Zeitraum voll unterrich­
tet zu halten; 

12. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Zentralamerika 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Letztmalige 
Verlängerung des Mandats der Beobachtermis­
sion der Vereinten Nationen in El Salvador 
(ONUSAL). - Resolution 961(1994) vom 23. 
November 1994 

Der Sicherheitsrat, 
- unter Hinweis auf seine Resolution 637(1989) 

vom 27. Juli 1989, 
- sowie unter Hinweis auf seine Resolutionen 

693(1991) vom 20. Mai 1991, 714(1991) vom 
30. September 1991, 729(1992) vom 14. Janu­
ar 1992,784(1992) vom 30. Oktober 1992,791 
(1992) vom 30. November 1992, 832(1993) 
vom 27. Mai 1993, 888(1993) vom 30. No­
vember 1993 sowie 920(1994) vom 26. Mai 
1994 und außerdem unter Hinweis auf die Er­
klärung des Präsidenten des Sicherheitsrats 
vom 16. September 1994 (S/PRST/1994/54), 

- nach Behandlung des Berichts des Generalse­
kretärs vom 31. Oktober 1994 (S/1994/1212), 

- sowie nach Behandlung des im Schreiben des 
Generalsekretärs vom 22. Oktober 1994 
(S/1994/989) enthaltenen, vom 28. Juli 1994 
datierten Berichts der Gemeinsamen Gruppe 
für die Untersuchung politisch motivierter ille­
galer bewaffneter Gruppen, 

- feststellend, daß die Regierung El Salvadors 
und die Frente Farabundo Marti para la Libera-
ciôn Nacional (FMLN) in einer vom 4. Oktober 
1994 datierten, im Schreiben des Generalse­
kretärs vom 10. Oktober 1994 (S/1994/1144) 
enthaltenen gemeinsamen Erklärung um eine 
weitere Verlängerung des Mandats der Beob­
achtermission der Vereinten Nationen in El 
Salvador (ONUSAL) ersucht haben, 

- besorgt über die Verzögerungen bei der Durch­
führung mehrerer wichtiger Bestandteile der 
Friedensabkommen, insbesondere soweit sie 
die Nationale Zivilpolizei und den Abschluß 
der Demobilisierung der Nationalpolizei wie 
auch die Übertragung von Grund und Boden, 
die Durchführung von Programmen zur Er­
leichterung der Wiedereingliederung der ehe­
maligen Kombattanten und der Kriegsverletz­
ten in die Zivilgesellschaft, die Siedlungspro­

bleme, die Reform des Justiz- und Wahlsy­
stems und verschiedene Empfehlungen der 
Wahrheitskommission betreffen, 

- mit Genugtuung über die von der ONUSAL 
bisher erzielten Ergebnisse sowie über die An­
strengungen, die der Generalsekretär, sein Son­
derbeauftragter und die ONUSAL auch weiter­
hin unternehmen, um die vollinhaltliche Um­
setzung der Abkommen zu unterstützen, wel­
che die Regierung El Salvadors und die FMLN 
unterzeichnet haben, um in El Salvador den 
Frieden zu wahren und zu konsolidieren und 
die Aussöhnung zu fördern, 

- mit Genugtuung über die Bemühungen, die der 
Generalsekretär zur Zeit unternimmt, um die 
Kosten der ONUSAL einzudämmen, 

- mit Genugtuung darüber, daß alle Beteiligten 
weiterhin für die Aussöhnung, Stabilität und 
Entwicklung im politischen Leben El Salva­
dors eintreten, wie der Generalsekretär in sei­
nem Bericht vom 31. Oktober 1994 festgestellt 
hat, 

1. begrüßt den Bericht des Generalsekretärs vom 
31. Oktober 1994; 

2. erklärt erneut, wie wichtig es ist, daß alle 
Aspekte der Friedensabkommen, namentlich 
auch die Empfehlungen der Wahrheitskom­
mission, vollinhaltlich und termingerecht um­
gesetzt werden, und daß auf die Erkenntnisse 
der Gemeinsamen Gruppe zur Untersuchung 
politisch motivierter illegaler bewaffneter 
Gruppen geeignete Anschlußmaßnahmen fol­
gen; 

3. verleiht seiner Besorgnis darüber Ausdruck, 
daß wichtige Bestandteile der Friedensabkom­
men bislang nur unvollständig durchgeführt 
worden sind; 

4. fordert alle Beteiligten auf, mit dem Sonderbe­
auftragten des Generalsekretärs und der ONU­
SAL bei ihrer Aufgabe, die Erfüllung der Ver­
pflichtungen durch die Parteien zu verifizieren, 
uneingeschränkt zusammenzuarbeiten; 

5. bittet die Regierung El Salvadors und die FM­
LN nachdrücklich, ihre Anstrengungen zu ver­
doppeln, um dem >Abkommen über einen Zeit­
plan zur Durchführung der wichtigsten noch 
nicht durchgeführten Vereinbarungen* Folge 
zu leisten, damit die Durchführung aller 
Aspekte der Friedensabkommen im Rahmen 
des Zeitplans abgeschlossen wird, und ersucht 
den Generalsekretär, den Sicherheitsrat regel­
mäßig über den Stand der Erfüllung der noch 
nicht umgesetzten Verpflichtungen und die 
Einsätze der ONUSAL unterrichtet zu halten; 

6. bittet nachdrücklich alle Staaten und die auf 
dem Gebiet der Entwicklung und Finanzierung 
tätigen internationalen Institutionen, zur Un­
terstützung der Durchführung aller Aspekte der 
Friedensabkommen rasch großzügige Beiträge 
zu gewähren, wie dies die Regierung El Salva­
dors und die FMLN gemeinsam erbeten haben; 

7. billigt die Empfehlungen des Generalsekretärs 
in seinem Bericht vom 31. Oktober 1994 be­
treffend die Mandatserfüllung durch die ONU­
SAL; 

8. beschließt, das Mandat der ONUSAL um einen 
abschließenden Zeitraum bis zum 30. April 
1995 zu verlängern; 

9. ersucht den Generalsekretär außerdem, bis 
zum 31. März 1995 über die ONUSAL Bericht 
zu erstatten, namentlich über die Erfüllung und 
den Abschluß ihres Mandats sowie über die 
Modalitäten ihres Abzugs, der bis zum 
30. April 1995 abgeschlossen sein und in einer 
mit der wirksamen Erfüllung ihrer Pflichten zu 
vereinbarenden Weise erfolgen soll; 

10. bekräftigt die von den Vereinten Nationen ein­
gegangene Verpflichtung zur Verifikation der 
vollinhaltlichen Durchführung der Friedensab­
kommen, begrüßt die Absicht des Generalse­
kretärs, zu prüfen, wie die Vereinten Nationen 
die ihnen noch verbleibenden Verifikations­
pflichten erfüllen können, und bittet den Gene­
ralsekretär, im Benehmen mit den zuständigen 
Sonderorganisationen, Regionalorganisatio­
nen und Mitgliedstaaten Modalitäten für die 
weitere Hilfeleistung an El Salvador im Rah­
men der Friedensabkommen für die Zeit nach 
dem 30. April 1995 auszuarbeiten; 

11. beschließt, mit der Angelegenheit befaßt zu 
bleiben. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Zypern 

SICHERHEITSRAT - Gegenstand: Weitere Sta­
tionierung der Friedenstruppe der Vereinten 
Nationen in Zypern (UNFICYP). - Resolution 
969(1994) vom 21. Dezember 1994 

Der Sicherheitsrat, 
- Kenntnis nehmend von dem Bericht des Gene­

ralsekretärs vom 12. Dezember 1994 über den 
Einsatz der Vereinten Nationen in Zypern 
(S/1994/1407 und Add. 1), 

- sowie Kenntnis nehmend von der Empfehlung 
des Generalsekretärs, der Sicherheitsrat möge 
die Stationierung der Friedenstruppe der Ver­
einten Nationen in Zypern (UNFICYP) um ei­
nen weiteren Zeitraum von sechs Monaten ver­
längern, 

- feststellend, daß die Regierung Zyperns zuge­
stimmt hat, daß es wegen der Verhältnisse auf 
der Insel notwendig ist, die Truppe über den 
31. Dezember 1994 hinaus in Zypern zu belas­
sen, 

- mit dem Ausdruck seiner Besorgnis darüber, 
daß während des Zeitraums, auf den sich der 
Bericht des Generalsekretärs bezieht, die Pa­
trouillen der UNFICYP in der Pufferzone oder 
in ihrer Umgebung weiterhin Störungen ausge­
setzt waren, daß es auch weiterhin zu Verlet­
zungen der Waffenruhe gekommen ist und daß 
keine Fortschritte in bezug auf eine Abzugs­
vereinbarung erzielt werden konnten, 

- sowie mit dem erneuten Ausdruck seiner Be­
sorgnis darüber, daß noch keine Fortschritte in 
Richtung auf eine endgültige politische Lösung 
erzielt wurden und keine wesentliche Vermin­
derung der Anzahl der ausländischen Truppen 
in der Republik Zypern und keine Reduzierung 
der Verteidigungsausgaben in der Republik 
Zypern erfolgt ist, 

- unter Hinweis auf seine Resolution 831(1993) 
vom 27. Mai 1993 und insbesondere deren Be­
stimmungen über die Finanzierung der UN­
FICYP, 

- sowie unter Hinweis auf seine Resolution 
889(1993) vom 15. Dezember 1993, 

- in Bekräftigung der Bestimmungen der Reso­
lution 186(1964) vom 4. März 1964 und ande­
rer einschlägiger Resolutionen, 

- feststellend, daß die Situation im Zusammen­
hang mit dem Gute-Dienste-Auftrag des Gene­
ralsekretärs in Zypern nach wie vor geprüft 
wird, und mit Interesse erwartend, daß ihm zu 
gegebener Zeit ein abschließender Bericht vor­
gelegt wird, 
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1. verlängert die Stationierung der UNFICYP in 
Zypern um einen weiteren, am 30. Juni 1995 
endenden Zeitraum; 

2. ruft die Militärbehörden auf beiden Seiten auf, 
sicherzustellen, daß es entlang der Pufferzone 
zu keinen Zwischenfällen kommt, und der UN­
FICYP ihre volle Zusammenarbeit zuteil wer­
den zu lassen; 

3. ersucht den Generalsekretär, die Zusammen­
setzung und die Stärke der Truppe im Hinblick 
auf eine mögliche Neustrukturierung weiter zu 
prüfen; 

4. bittet alle Beteiligten nachdrücklich, sich zu ei­
ner maßgeblichen Verminderung der Zahl der 
ausländischen Truppen in der Republik Zypern 
sowie zu einer Reduzierung der Verteidigungs­
ausgaben in der Republik Zypern zu verpflich­
ten, um zur Wiederherstellung des Vertrauens 
zwischen den Parteien beizutragen und einen 
ersten Schritt im Hinblick auf den Abzug der 
nichtzyprischen Streitkräfte zu tun, wie in dem 
Ideenkatalog ausgeführt, und fordert den Ge­
neralsekretär auf, die dahin gehenden Bemü­
hungen zu fördern; 

5. ruft die Militärbehörden auf beiden Seiten er­
neut auf, entsprechend Ziffer 3 der Resolution 
839(1993) vom 11. Juni 1993 mit der UN­
FICYP ohne weiteren Verzug Gespräche zu 
beginnen, die darauf gerichtet sind, sich gegen­
seitig zu verpflichten, entlang der Feuereinstel­
lungslinien Gefechtsmunition oder Waffen, 
außer Handfeuerwaffen, sowie das Abfeuern 
von Waffen in Sicht- oder Hörweite der Puffer­
zone zu verbieten; 

6. ruft die Militärbehörden auf beiden Seiten 
außerdem auf, mit der UNFICYP zusammen-

Die Mitgliedschaften im Sicherheitsrat seit 1946 
Zum ersten Mal seit der Wiedervereinigung wurde Deutschland im Herbst 1994 von der Generalversammlung für die Jahre 1995 und 1996 
in das mit der »Hauptverantwortung für die Wahrung des Weltfriedens und der internationalen Sicherheit« betraute Hauptorgan der Ver­
einten Nationen, den Sicherheitsrat, gewählt. Im Zusammenhang mit der gegenwärtigen Diskussion um eine Erweiterung des Rates (siehe 
VN 511993 S. 173 ff.) hofft die Bundesregierung, in Zukunft einen permanenten Sitz in dem Gremium einnehmen zu können. Bisher sieht die 
Charta - die weltpolitische Lage des Jahres 1945 widerspiegelnd - nur fünf Ständige Mitglieder vor: China, Frankreich, Großbritannien, 
Rußland (in Nachfolge der Sowjetunion) und die Vereinigten Staaten. Zusätzlich privilegiert sind diese durch das Vetorecht, das jedem die­
ser Staaten de facto ein Einspruchsrecht gegen die tatsächliche oder vermutete Beeinträchtigung seiner Interessen einräumt ( siehe die Auf­
stellungen der am Veto gescheiterten Entschließungsanträge in dieser Zeitschrift, zuletzt bei Volker Löwe, Die Vetos im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen (1983-1990), VN 111991 S. 11 ff.). 
Am 17. Januar 1946, als der Rat in London unter dem Vorsitz des australischen Marineministers Norman Makin zum ersten Mal zusam­
mentrat, hatte er insgesamt 11 Mitglieder. Erweitert wurde er seither nur einmal: durch die Resolution 1991 A (XVIII) der Generalver­
sammlung vom 17. Dezember 1963 (Text: VN 211964 S. 80). Entsprechend den Bestimmungen der Charta erforderte diese Änderung die Ra­
tifikation durch mindestens zwei Drittel der Mitgliedstaaten (einschließlich sämtlicher Ständiger Mitglieder des Rates), trat am 31. August 
1965 in Kraft und fand Anwendung mit Wirkung vom 1. Januar 1966 (welche Zäsur in der nachstehenden Tabelle durch einen senkrechten 
starken Strich markiert ist). Mit der Resolution von 1963 wurde auch der noch immer gültige Schlüssel für die geographische Verteilung fest­
gelegt: 5 der nunmehr 10 nichtständigen Sitze werden von afrikanischen und asiatischen Staaten besetzt, 1 von einem osteuropäischen Staat, 
2 von lateinamerikanischen und ebenfalls 2 von westeuropäischen und anderen Staaten<. Die Aufteilung der den afrikanischen und asiati­
schen Ländern zustehenden Sitze erfolgt folgendermaßen: 3 Sitze für Afrika, 2 Sitze für Asien. 
Die gegenwärtige Zuordnung der Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen zu den Regionalgruppen der Generalversammlung ist in der nach­
stehenden Tabelle festgehalten; a: afrikanische Staaten, b: asiatische Staaten, c: lateinamerikanische und karibische Staaten, d: osteu­
ropäische Staaten, e: westeuropäische und andere Staaten, keine Angabe: ohne Gruppenzugehörigkeit. Die fünf Ständigen Mitglieder des 
Sicherheitsrats sind schwarz, die jeweiligen nichtständigen Mitglieder des Rates durch Punkte gekennzeichnet. Die Tabelle zeigt für jedes 
UN-Mitglied die Jahre seiner Mitgliedschaft in der Weltorganisation durch die weißen Felder an: graue Felder bedeuten Nichtmitglied­
schaft, weiße Felder Mitgliedschaft; das erste weiße Feld kennzeichnet das Jahr des Beitritts. Bei den nicht zum Kreis der fünf Ständigen Mit­
glieder zählenden Ländern, für die sich unter dem Jahr 1946 ein weißes Feld befindet, handelt es sich um die übrigen 46 >ursprünglichen 
Mitglieder< des Jahres 1945 sowie um die 1946 aufgenommenen Staaten. 
In seiner knapp fünfzigjährigen Geschichte hat der Sicherheitsrat fast 1000 Resolutionen verabschiedet; hinzu sind in jüngster Zeit zuneh­
mend Erklärungen des jeweiligen Ratspräsidenten gekommen, die den Konsens der Mitglieder des Sicherheitsrats verkörpern und als Qua-
si-Entschließungen gelten können (siehe auch die letzte einschlägige Aufstellung in VN 311993 S. 94 ff.). 

zuarbeiten, um die Abzugsvereinbarung von 
1989 auf alle Gebiete der Pufferzone auszude-
henen, wo sich die beiden Seiten in großer 
Nähe zueinander befinden; 

7. bittet außerdem nachdrücklich die Führer der 
beiden Volksgruppen, wie in Ziffer 7 der Reso­
lution 889(1993) vom 15. Dezember 1993 
empfohlen, Toleranz und die Aussöhnung zwi­
schen den beiden Volksgruppen zu fördern; 

8. begrüßt den Beschluß des Generalsekretärs, 
die Kontakte mit den beiden Führern fortzuset­
zen und alles zu tun, um eine gemeinsame Ba­
sis für die Wiederaufnahme der direkten Ge­
spräche zu finden; 

9. erklärt erneut, daß er es für wichtig hält, daß in 
den wesentlichen Punkten der Zypernfrage und 
bei der Umsetzung der in dem Bericht des Ge­
neralsekretärs vom 1. Juli 1993 (S/26026) ge­
nannten vertrauensbildenden Maßnahmen bal­
dige Fortschritte erzielt werden; 

10. ersucht den Generalsekretär, bis zum 15. Juni 
1995 einen Bericht über die Durchführung die­
ser Resolution vorzulegen. 

Abstimmungsergebnis: Einstimmige Annahme. 

Verfahren des Sicherheitsrats 

SICHERHEITSRAT - Erklärung des Präsiden­
ten vom 16. Dezember 1994 (UN-Dok. S/PRST/ 
1994/81) 

Auf der 3483. Sitzung des Sicherheitsrats am 16. 
Dezember 1994 gab der Präsident des Sicherheits­
rats im Zusammenhang mit der Behandlung des 
Punktes »Arbeitsmethoden und Verfahren des Si-
cherheitsrats< durch den Rat im Namen des Rates 
die folgende Erklärung ab: 

»Der Sicherheitsrat hat die Ansichten der Mitglie­
der des Rates und vieler anderer Mitgliedstaaten 
der Vereinten Nationen zu dem zur Behandlung 
stehenden Gegenstand gehört. Diese haben ge­
zeigt, daß es breite Unterstützung dafür gibt, häufi­
ger öffentliche Sitzungen des Rates abzuhalten, 
und daß die Mitglieder des Rates eindeutig bereit 
sind, hierauf einzugehen. Der Rat beabsichtigt da­
her, im Rahmen seiner Bemühungen zur Verbesse­
rung des Informationsflusses und des Gedanken­
austausches zwischen den Ratsmitgliedern und 
den anderen Mitgliedstaaten der Vereinten Natio­
nen häufiger öffentliche Sitzungen abzuhalten, 
insbesondere in der Anfangsphase der Behandlung 
eines Themas. Der Rat wird von Fall zu Fall ent­
scheiden, wann derartige öffentliche Sitzungen an­
gesetzt werden sollen. Die Arbeitsgruppe des Si­
cherheitsrats für Dokumentation und Verfahrens­
fragen wird diese Frage im Licht der geäußerten 
Auffassungen weiter prüfen und unverzüglich ei­
nen Bericht vorlegen. 
Der Sicherheitsrat wird diese Frage weiter prü­
fen.« 

Quelle für die Übersetzungen der UN-Dokumente: Deut­
scher Übersetzungsdienst der Vereinten Nationen, New 
York 

90 Vereinte Nationen 2/1995 



Jahr 

Miigliedsiaai 
г ­

1 en о 
LO 
en СП 

CM 
en 

с о 
en en 

LO 
en 

CD 
en LO 

en en 
en 
un 
en 

о 
со 
en CE) 

СП 
eg 
со 
en 

СО 
СО 
сп 

s 
сп 

S 
сп 

CD 
<о 
сп со 

сп 
со 
СО 
сп 

сп 
со 
сп 

о 
СП сп 

см 
г— 
еп 

со 
Г— 
СП г̂ ­

сл te 
en 

CD 
г ­
СП Г­

сп 
со 
1 -
сп 

сп 
Г­
сп 

о 
со 
СП со 

сп 
см 
со 
сп 

со 
со 
СП 

S 
en 

LT) 
со 
сп 

со 
со 
en 

l ' ­

en 
со 
со 
СП 

сп 
со 
СП 

о 
СП 
СП сп 

СП 
см 
сп 
СП 

со 
сп 
СП СП a i 

en 

Ägypten a • • • • • • • 
Äquatorialguinea а 

Äthiopien а • • • • 
Afghanistan b 

Albanien d 

Algerien а • • • • 
Andorra e 

Angola а 

Antigua und Barbuda с 

Argentinien с • • • • • • • • • • • • 
Armenien d 

Aserbaidschan d 
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Bahamas с 

Bahrain b 
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Belarus d • • 
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Bhutan b 

Bolivien с • • • • 
Bosnien-Herzegowina d 

Botswana а • 
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Brunei b 

Bulgarien d • • • • 
Burkina Faso a • • 
Burundi a • • 
Chile с • • • • 

Deutsche 
Demokratische Republik d 
Deutschland, 
Bundesrepublik 

Dominikanische Republik с 

Guyana 
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Jamaika с • • 
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Kamerun а • • 
Kanada e • • • • • • • • • • 
Kap Verde а • • 
Kasachstan b 

Katar b 
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Korea (Republik) b 
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Kuwait b • • 
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Mikronesien b 
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Mongolei b 
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Myanmar b 
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Nepal b • • • • 
Neuseeland e • • • • • 
Nicaragua с • • • • 
Niederlande e • • • • • • • 
Niger a • • 
Nigeria a • • • • • • 
Norwegen e • • • • • • 
Osterreich e • • • • 
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Oman b • • 
Pakistan b • • • • • • • • • • 
Palau 

Panama с • • 
Papua-Neuguinea b 

Paraguay с • • 
Peru с • • • • • • 
Philippinen b • • • • 
Polen d • • • • • • • 
Portugal e • • 
Rumänien d • • • • • 

iRueiand d 

Rwanda а • • 
Salomonen b 

Sambia а • • • • • • 
Samoa b 

San Marino e 

Säo Tomé und Principe а 

Saudi-Arabien b 

Schweden e • • • • 
Senegal а • • • • 
Seychellen а 

Sierra Leone а • • 
Simbabwe а • • • • 
Singapur b 

Slowake d 
Slowenien 

Somalia a • • 
Spanien e • • • • • • 
Sri Lanka b • • 
St. Kitts und Nevis с 

St. Lucia с 
St. Vincent 
und die Grenadinen с 
Sudan a • • 
Sudafrika a 

Suriname с 

Swasiland a 

Syrien b • • • • 
Tadschikistan b 

Tansania a • • 
Thailand b • • 
Togo a • • 
Trinidad und Tobago с • • 
Tschad a 

Tschechien d • • 
Tschechoslowakei d • • • 
Türkei e • • • • • 
Tunesien a • • • • 
Turkmenistan b 

Uganda a • • • 
Ukraine d • • • • 
Ungarn d • • • • 
Uruguay с • • 
Usbekistan b 

Vanuatu b 

Venezuela с • • • • • • • • Vereinigte 
Arabische Emirate b • • 
Vereingte Staaten e 

Vietnam b 

Zaire a • • • • Zentralafrikanische 
Republik a 

Zypern b 
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Die Mitgliedschaften in UN-Organen im Jahre 1995 
Sicherheitsrat (15) 

Argentinien 
Botswana 
China 
Deutschland 
Frankreich 
Großbritannien 
Honduras 
Indonesien 
Italien 
Nigeria 
Oman 
Rußland 
Rwanda 
Tschechien 
Vereinigte Staaten 

Wirtschafts- und Sozialrat (54) 

Ägypten 
Australien 
Bahamas 
Belarus 
Bhutan 
Brasilien 
Bulgarien 
Chile 
China 
Costa Rica 
Côte d'Ivoire 
Dänemark 
Deutschland 
Frankreich 
Gabun 
Ghana 
Griechenland 
Großbritannien 
Indien 
Indonesien 
Irland 
Jamaika 
Japan 
Kanada 
Kolumbien 
Kongo 
Korea (Republik) 
Kuba 
Libyen 
Luxemburg 
Malaysia 
Mexiko 
Niederlande 
Nigeria 
Norwegen 
Pakistan 
Paraguay 
Philippinen 
Polen 
Portugal 
Rumänien 
Rußland 
Senegal 
Simbabwe 
Sri Lanka 
Sudan 
Südafrika 

Tansania 
Thailand 
Uganda 
Ukraine 
Venezuela 
Vereinigte Staaten 
Zaire 

Treuhandrat (5) 

China 
Frankreich 
Großbritannien 
Rußland 
Vereinigte Staaten 

Internationaler Gerichtshof (15) 

Andres Aguilar Mawdsley, 
Venezuela 

Mohammend Bedjaoui, Algerien 
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Boris Meissner/Alfred Eisfeld (Hrsg.) 

Die GUS-Staaten 
in Europa und Asien 

Der Sammelband geht zunächst auf die Gründe ein, die 1991 zum Zerfall 
der Union der Sozialistischen Sowjetrepubliken (UdSSR) geführt haben. 
Anschließend werden die historische und politische Entwicklung der ein­
zelnen Nachfolgestaaten der Sowjetunion behandelt, die als Unionsrepubli­
ken im Verlauf des Auflösungsprozesses nach dem Ausscheiden der drei 
baltischen Staaten die staatliche Unabhängigkeit errungen haben. Es han­
delt sich dabei insgesamt um zwölf Staaten, unter Einschluß der Rußländi­
schen Föderation, die sich auf Europa und Asien verteilen und der 
Gemeinschaft Unabhängiger Staaten (GUS), die an die Stelle der UdSSR 
getreten ist, angehören. Im Hinblick auf das Territorium, die nationale und 
religiöse Zusammensetzung der Bevölkerung, die Wirtschaftskraft und die 
jeweilige geschichtliche Vergangenheit weisen die einzelnen GUS-Staaten 
bedeutende Unterschiede auf, die sich auf ihr National- und Staatsbewußt­
sein ausgewirkt haben. Zwei Beiträge über die wirtschaftliche Lage der 
europäischen und asiatischen GUS-Staaten ergänzen die politischen Analy­
sen. Alle Beiträge stammen von ausgewiesenen Sachkennern der neuen 
Oststaaten. 

7995, 229 S., brosch., 52,- DM, 406,- öS, 52,- sFr, ISBN 3-7890-3759-1 
(Nationen und Nationalitäten in Osteuropa, Bd. 3) 
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Hans-Georg Ehrhart/David G. Haglund (Eds.) 

The „New Peacekeeping" 
and European Security: German 
and Canadian Interests and Issues 
With a Foreword by Paul Heinbecker 

Die radikalen Veränderungen in den internationalen Beziehungen haben 
nicht nur neue Handlungsmöglichkeiten zur Konfliktregelung eröffnet. Sie 
verändern auch das Anforderungsprofil an Peacekeeping-Operationen. 
Kanada verfügt als „Mutterland" des Peacekeeping über die reichhaltigste 
Erfahrung bei der Anwendung dieses Instruments. Deutschland ist ein 
„newcomer". Beide stehen vor der Frage, welche Rolle sie künftig bei der 
internationalen Bearbeitung von Konflikten spielen werden. 
Welche sicherheitspolitische Relevanz hat das „neue Peacekeeping"? 
Wie reagieren Kanada und Deutschland auf die neuen Herausforderungen? 
Welche Interessen und Probleme beeinflussen ihre Haltung? 
Diese Fragen untersuchen zwanzig Wissenschaftler, Diplomaten und 
Militärs aus Kanada und Deutschland. 
Das Buch gibt einen kompakten Einblick in die Problematik des Peace­
keeping und die Positionen in Kanada und Deutschland. Es wendet sich an 
alle, die sich mit internationalen Beziehungen und sicherheitspolitischen 
Fragen beschäftigen. 

1995, 286 S., brosch., 39- DM, 304,50 öS, 39,- sFr, ISBN 3-7890-3787-7 
(Demokratie, Sicherheit, Frieden, Bd. 93) 
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United Nations Publications 

Just published: 
"The principles of collective 

security, international law, human 
rights and economic and social 
development were enshrined in the 
Charter of the United Nations in 
1945. For half a century, it has been 
the mandate and mission of the 
United Nations to strengthen 
achievements and advance common 
progress in each of these areas". 

Boutros Boutros­Ghali 

A N A G E N D A 
FOR 
PEACE 

Ш  1 9 9 5  

With Related UN Documents 

Boutros Boutros­Ghali 

AN AGENDA 
FOR 
DEVELOPMENT 

1995 

With Related UN Documents 

"As we enter the Fiftieth Anni­

versary year of the United Nations, 
the World Organization is finding 
innovative approaches to fulfilling its 
objectives in the new environment of 
the post­cold war world". 

"I hope these texts succeed in 
stimulating thought and action for 
the period ahead. " 

BOUTROS BOUTROS­GHALI 

• An Agenda for Peace 
Sales Number E.95.I.15 
ISBN 92­1­100555­8,160 pages 
Softbound US$7.50 

• An Agenda for Development 
Sales Number E.95.I.16 
ISBN 92­1­100556­6,133 pages 
Softbound US$7.50 

Also available in Arabic, Chinese, French, Russian and Spanish 

Orders in Germany: UNO­Verlag, Poppelsdorfer Allee 55, D­53115 Bonn 
Tel. (228) 212940 ­ Fax: (228) 217492 



Burkhard Auffermann/Pekka Visuri (Hrsg.) 

Nordeuropa und die 
deutsche Herausforderung 

Für Nordeuropa stellte das geteilte Deutschland in der Periode des Ost-
West-Konfliktes ein erhebliches Problem dar. Die Ostseeregion war durch 
die unterschiedliche Zugehörigkeit der Ostseeanrainerländer zu den beiden 
antagonistischen Militärblöcken »eingefroren«, so daß es zwischen den 
dem Osten und den dem Westen zugehörigen Ländern keine normalen 
Beziehungen gab. 
Nach der deutschen Vereinigung und der Demokratisierung in Ostmittel­
europa hat die Ostseeregion neue Bedeutung gewonnen. Gleichzeitig ent­
wickelt sich in Nordeuropa eine neue europäische Identität. Allerdings 
taucht nun wieder ein altes Problem auf: Wie läßt sich die Existenz eines 
wirtschaftlich, politisch und auch militärisch starken Deutschland in der 
Mitte des Kontinents mit den Interessen seiner Nachbarn und des gesamten 
Kontinents vereinbaren? 
Im ersten Teil des Buches werden unter dem Titel »Deutschland in Euro­
pa« historische und aktuelle Dimensionen der Deutschen Frage diskutiert 
und die inneren sowie die äußeren Bedingungen der Rolle Deutschlands in 
Europa analysiert. 
Im zweiten Teil »Deutschland und die nordischen Länder« werden die Ver­
bindungen zwischen Deutschland und Nordeuropa eingehend untersucht. 

1995, 199 S., brosch., 58,- DM, 452,50 öS, 58,- sFr, ISBN 3-7890-3708-7 
(Nordeuropäische Studien, Bd. 8) 
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